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Eine zufriedene Belegschaft ist die beste 
Werbekampagne für die Polizei
Von Rainer Wendt, Bundesvorsitzender

Es tut sich was, ohne Frage. Nie-
mand kann verschweigen, dass 
die meisten Gesetzgeber von 
Bund und Ländern die Notwen-
digkeit zusätzlicher Einstellun-
gen in die Polizei erkannt haben 
und den Versuch unternehmen, 
mit zusätzlichen Einstellungen 
gegenzusteuern. Noch immer 
nicht flächendeckend, etliche 
Jahre zu spät und noch immer 
nicht ausreichend und manche 
„Einstellungsoffensive“ ent-
puppt sich bei näherem Hinse-
hen eher als der Versuch, Perso-
nalabgänge durch massenhafte 
Pensionierungen leidlich auszu-
gleichen, aber die Richtung ist 
nicht falsch. 

Auch was die Ausstattung der 
Einsatzkräfte angeht, stehen 
verstärkter Schutz im Einsatz, 
beweissichere Dokumentation 
des Einsatzgeschehens und 
Effektivität im Mittelpunkt. 
Manche Anschaffungs- oder 
Neubauvorhaben sind quälend 
lange Prozesse, die dringend 
gekürzt werden müssten.  
Und nirgends ist so etwas wie 
ein gemeinsames Vorgehen 
erkennbar, das von strategi-

schen Überlegungen geleitet 
wird, im Gegenteil. 

Die Einstellungskriterien für 
die Polizei sind nach wie vor 
sehr hoch und das ist auch  
gut so. Und auch das Ergebnis 
spricht für diese hohen Hür-
den. Wenn man mit Anwärte-
rinnen und Anwärtern spricht, 
steht man jungen Frauen und 
Männern gegenüber, die enga-
giert, clever und verantwor-
tungsbewusst sind und mit 
großer Ernsthaftigkeit und 
Respekt auf ihre berufliche 
Zukunft blicken. Wir können 
schon mit Stolz auf unseren 
Nachwuchs blicken, die Polizei 
bleibt in guten Händen. 

Das entbindet die Gesetzgeber 
aber nicht von der Pflicht, mehr 
für diejenigen zu tun, die heute 
im Dienst sind, die ihre Köpfe 
hinhalten, mit Millionen von 
Überstunden für die Versäum-
nisse der Vergangenheit büßen 
und in immer gefährlichere 
Einsatzsituationen kommen.  
Da rührt sich erstaunlich we-
nig. Zwar gehört der Dank für 
die Einsatzkräfte mittlerweile 

zum Standard politischer 
Reden, aber das war es denn 
meistens auch. 

Beispiel Ruhegehaltsfähigkeit 
der Polizeizulage. Bis auf zwei 
Länder (Bayern und NRW) bleibt 
sie abgeschafft und nirgends ist 
Bereitschaft erkennbar, das zu 
ändern. Mit teilweise völlig ab-
surden Begründungen weigern 
sich der Bund und die meisten 
Länder, auch nur in einen Dialog 
darüber zu treten, wie die spe
zifischen Belastungen, denen 
Vollzugskräfte der Polizei immer 
und überall ausgesetzt sind 
auch nach der aktiven Dienst-
zeit Berücksichtigung finden 
können. 

<< Beste Werbung:  
Eigene Beschäftigte

Ein dauerhaftes Ärgernis bleibt 
auch die unterschiedliche Be-
soldung, die teilweise dramati-
sche Züge angenommen hat. 
Die Versuche, beispielsweise in 
Deutschlands Hauptstadt Ber-
lin, in den nächsten Jahren et-
was aufzuholen, sind viel zu 
zaghaft, dauern viel zu lange 

und sind eben nicht geeignet, 
daraus Anerkennung und Wert-
schätzung abzulesen. Gleiches 
gilt für die Kräfte in der Verwal-
tung, die seit jeher von Verbes-
serungen abgeschnitten sind. 

Unbestreitbar müssen wir vor 
allem schnell Verstärkung ha-
ben. Was liegt also näher, den 
eigenen Tarifbeschäftigten 
durch verkürzte Ausbildung 
und Übernahme in den Voll-
zugsdienst neue Perspektiven 
zu geben? Diese Kolleginnen 
und Kollegen sind längst bei 
uns, sie leisten zuverlässig ih-
ren Dienst und identifizieren 
sich mit ihrer Polizei, deshalb 
ist es höchste Zeit, diese Poten-
ziale besser als bisher zu nut-
zen. Aber auch hier weitgehend 
Stillstand, keine Kreativität, 
kein Weitblick. 

Es ist eine Binsenweisheit, dass 
der beste Werbeträger für die 
Polizei ihre eigenen Beschäftig-
ten sind. Das setzt natürlich vo-
raus, dass diese zufrieden und 
motiviert sind, sich anerkannt 
fühlen und für ihre Arbeit die 
Wertschätzung erfahren, die 
sie verdienen. Man könnte sich 
manch aufwendige Werbekam-
pagne ersparen, wenn die Be-
schäftigten der Polizei selbst in 
ihrer Familie, ihrem Bekannten- 
und Freundeskreis aktiv dafür 
werben, sich bei der Polizei zu 
bewerben. 

Noch immer steht die Polizei 
auf Platz Eins der Liste der 
Traumberufe vieler junger 
Menschen. Aber auch andere 
Arbeitgeber des öffentlichen 
Dienstes und der Privatwirt-
schaft suchen Nachwuchs und 
sind starke Konkurrenten um 
die besten Köpfe. Die Polizei 
braucht auch in Zukunft das 
Beste, nicht die Reste vom Ar-
beitsmarkt. Die Sicherheit der 
Menschen in unserem Land 
sollte es wert sein.�
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Rainer Wendt beim Tag der Inneren 
Sicherheit im Bundestag

Ausreichendes Personal, 
moderne Technik,  
gute Gesetze

Beim Tag der Inneren Sicherheit 
der CDU/CSU-Fraktion im Bun-
destag am 26. April 2017, der 
unter dem Motto „Bürger und 
Staat schützen – Kriminalität, 
Terrorismus und Cyberattacken 
wirksam bekämpfen“ stand, 
diskutierte DPolG-Bundesvor-
sitzender Rainer Wendt auf 
dem Themenpodium „Einbrü-
che, Gewalt, Bedrohung: Wie 
der Staat den Bürger schützen 
muss“ mit. 

Wendt forderte: „Mit mehr Per-
sonal bei Polizei, Justiz und Jus-
tizvollzug können wir sowohl 
die Gewalt auf unseren Straßen 
als auch die Wohnungsein-
bruchskriminalität eindämmen, 
es mangelt weder an Fähigkei-
ten der Einsatzkräfte, noch an 

guten Konzepten. Aber vor al-
lem die Länder müssen bei der 
Schaffung zusätzlicher Stellen 
noch erheblich mehr tun. Für 
kriminalitätsbelastete Orte 
brauchen wir intelligente Video-
technik, die gefährliche Situati-
onen schon im Entstehungspro-
zess erkennt. Aber es müssen 
auch rasch Einsatzkräfte bereit-
stehen, die eingreifen können! 
Den Wohnungseinbruch zum 
Verbrechen zu machen, ist rich-
tig, aber die Möglichkeiten zur 
Telekommunikationsüberwa-
chung bei Verdächtigen müssen 
noch besser werden. 

Zusammengefasst: Wir brau-
chen einen starken Staat, der 
von einem starken öffentlichen 
Dienst getragen wird.“�

<< Am Rande der Veranstaltung sprachen Bundeskanzlerin Angela Merkel 
und DPolG-Bundesvorsitzender Rainer Wendt miteinander.

<< Rainer Wendt debattierte auf dem Podium „Einbrüche, Gewalt, Bedro-
hung: Wie der Staat den Bürger schützen muss“ mit.
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Bundeshauptvorstand der DPolG tagte in Stuttgart

Topthemen: Mehr Personal, gerechte 
Besoldung und Versorgung sowie 
Abwehr von Gewalt 
Der Bundeshauptvorstand 
(BuHaVo) ist das höchste Gre-
mium der DPolG zwischen den 
alle fünf Jahre stattfindenden 
Bundeskongressen. Wichtige 
gewerkschaftspolitische Dis-
kussionen und Weichenstellun-
gen finden hier statt, Tages
politik, besondere Ereignisse 
und strategische Gewerk-
schaftsfragen werden disku-
tiert und entschieden. 

Für die diesjährige Veranstal-
tung hatte die DPolG einen Ge-
sprächspartner eingeladen, der 
mit klaren Positionen und un-
verblümten Forderungen nicht 
überraschte. Wolfgang Kubicki, 
Fraktionsvorsitzender der FDP 
im Landtag von Schleswig-Hol-
stein und Vize-Bundesvorsit-
zender, ist für seine deutliche 
Sprache bekannt aus unzähli-
gen Talksendungen, zu denen 
er immer wieder gern gelade-
ner Gast ist. 

Es überraschte nicht, dass 
Wolfgang Kubicki sich zurück-
haltend zur Videoüberwa-
chung äußert: „Sie verhindert 
Kriminalität nicht, es nutzt 
nichts, einfach immer nur 
mehr Kameras zu fordern. 
Stattdessen brauchen wir 
mehr Einsatzkräfte, die im öf-
fentlichen Raum präsent sind 
und im Notfall rasch und kon-
sequent zugreifen!“ Ein klares 
Bekenntnis zu mehr Personal 
bei der Polizei, statt immer 
neuer Gesetze. Auch in der 
Diskussion über intelligente 
Videosoftware, die Bundes
vorsitzender Rainer Wendt 
vorstellte, und statt Video-
überwachung „Einsatz moder-
ner Videotechnik“ favorisierte, 
blieb Wolfgang Kubicki bei 
seiner Auffassung, dass mehr 

Personal für die Polizei die 
wichtigste Forderung der 
Gegenwart bleibe. 

Große Zustimmung auch für 
die klare Forderung nach ei-
nem wirksamen Distanzmittel 
für die Polizei. „Wenn ein Elek
troimpulsgerät das mildere 
Mittel ist, um einen Schuss-
waffengebrauch zu verhindern, 
muss man doch dafür sein.  
Das fordert die FDP nicht nur  
in NRW, sondern seit langer 
Zeit bundesweit!“

<< Aktivititäten der 
DPolG Bund

In der anschließenden Sitzung 
des BuHaVo schilderte Bundes-
vorsitzender Rainer Wendt die 
vielen Aktivitäten der Bundes-
organisation zu etlichen Geset-
zesvorhaben, die entweder 
initiiert oder durch unsere Stel-
lungnahmen vorangebracht 
und begleitet wurden. Einige 
Länder, so der Vorsitzende, hät-
ten bereits erfolgreich von der 
Möglichkeit Gebrauch gemacht, 
Großraum- und Schwerlast-

transporte durch sogenannte 
Verwaltungshelfer begleiten zu 
lassen. Rainer Wendt: „Wir ha-
ben als DPolG auf den Weg ge-
bracht, dass die Polizei von die-
ser Aufgabe jetzt Schritt für 
Schritt entlastet wird, das ist 
ein großer Erfolg. Allein in NRW 
und Niedersachsen wurden im 
vergangenen Jahr mehr als 
10 000 Transporte nicht mehr 
durch die Polizei begleitet, das 
sind Zigtausende Arbeitsstun-
den, in denen wir sinnvollere 
Dinge tun konnten!“ 

Auch die Gesetzesänderungen, 
die die Gewalt gegen Einsatz-
kräfte von Polizei und Ret-
tungsdiensten eindämmen sol-
len, diskutierte der Vorstand 
und zeigte sich zufrieden über 
das Erreichte. Dabei machte 
der Vorsitzende deutlich, dass 
dies noch nicht ausreiche, auch 
wenn der Gesetzgeber damit 
sein Versprechen einlöse, den 
strafrechtlichen Schutz der 
Einsatzkräfte zu verbessern. 
„Aber wir brauchen auch eine 
weitere Änderung des Strafge-
setzbuches, damit die Gerichte 
strafverschärfend immer dann 
urteilen, wenn sich Gewalt 
gegen Menschen richtet, die 
erkennbar dem Gemeinwohl 
dienen und ein kausaler Zu-
sammenhang besteht. Gewalt 
findet eben nicht nur gegen 
Polizei und Rettungsdienste, 
sondern auch in nahezu allen 
anderen Behörden mit Kontakt 
zur Bevölkerung statt. Der 
Staat darf nicht dulden, dass 
seine Beschäftigten dem unge-
hemmten Frust und der Lust 
an der Gewalt durch Straftäter 
ausgeliefert sind, deshalb ha-
ben wir diesen Vorschlag un-
terbreitet!“, so Rainer Wendt. 

<< Die DPolG-Bundesleitung mit ihrem Gastredner Wolfgang Kubicki (FDP, 
Zweiter von links) und der DPolG-Bundesfrauenbeauftragten Sabine 
Schumann.

<< Für seine deutlichen Aussagen bekannt: Der FDP-Politiker Wolfgang 
Kubicki skizzierte vor den Delegierten des Bundeshauptvorstandes  
seine Vorstellungen zur inneren Sicherheit.
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Bundesfrauenbeauftragte Sa-
bine Schumann berichtete von 
den vielfältigen Aktivitäten der 
Frauenvertretung, die sich in 
engagierten Diskussionen auf 
ein umfangreiches Arbeitspro-
gramm verständigt haben. Im 
November wird es eine Fachta-
gung zum Thema „Familie und 
Polizei – Herausforderungen 
von heute für die Arbeit von 
Morgen“ in Magdeburg geben. 

Bundesseniorenbeauftragter 
Gerhard Vogler zeigte sich un-
zufrieden über die Antworten 
aus den Landesregierungen 
und dem Bund über die Wie-
dereinführung der Ruhe
gehaltsfähigkeit der Polizei

zulage: „Da waren völlig 
unsachliche Vergleiche und 
seltsame Begründungen dabei, 

mit denen die Ablehnung be-
gründet wurde. Wir werden da 
nicht lockerlassen, die Ruhege-
haltsfähigkeit muss wiederher-
gestellt werden!“

Für den Tarifbereich wurde die 
zurückliegende Einkommens-
runde für die Länder beleuch-
tet, bei der sich Mitte Februar 
die Tarifparteien auf einen Ab-
schluss geeinigt hatten. Letzt-
lich gelang es, die Teilhabe der 
Beschäftigten an der wirt-
schaftlichen Entwicklung zu 
sichern und strukturelle nach-
haltige Verbesserungen durch-
zusetzen, die auch der Wett
bewerbsfähigkeit der Länder 
dienen.

Der frisch gebackene Bundes-
jugendleiter Michael Haug 
nahm ebenso wie seine Stell-
vertreterin Astrid Schiffbäumer 
und Vorgänger Daniel Jung-
wirth an der Sitzung teil. Die 
Bundesjugendkonferenz hatte 
teilweise parallel im selben 
Haus getagt und sich ein ambi-
tioniertes Arbeitsprogramm 
geschaffen. 

Den Abschluss der Sitzung be-
stritt der Hamburger Rechtsan-
walt und Social-Media-Experte 
Heiko Klages, der Richtlinien 
und Hinweise zur Kommunika-
tion in sozialen Netzwerken 
vorstellte. 
�

<< Nachgewählt in den Bundesvor-
stand wurde der DPolG-Landes-
vorsitzende von Niedersachsen, 
Alexander Zimbehl.

Die Grenze stets im Blick: Besuch an den 
Grenzkontrollstellen Bayern/Österreich
Eduard Dosch und Peter Ditt-
mann vom Bezirksverband Be-
reitschaftspolizei der DPolG 
Bayern wollten es ganz genau 
wissen. Gemeinsam mit dem 
DPolG-Bundesvorsitzenden 
Rainer Wendt besuchten sie 
die Grenzkontrollstellen in Ro-
senheim/Kiefersfelden, an der 
A 8 Schwarzbach und in Pas-
sau-Suben. „Die Bedingungen 
sind nicht überall gleich, des-
halb wollen wir mit den Kräf-
ten an allen Kontrollstellen 
sprechen“, erläutert Eduard 
Dosch das Vorhaben. 

Eine Feststellung ist allerdings 
überall gleich: Die Zusammen-
arbeit und Kameradschaft un-
tereinander ist hervorragend, 
das bestätigten alle Einsatzkräf-
te gleichermaßen. Erfahrene 
Kolleginnen und Kollegen tref-
fen mit scharfem Blick die Aus-
wahl derjenigen, die kontrolliert 
werden sollen und dann wird 
sorgfältig nachgeschaut. „Wir 
stellen eine bunte Auswahl an 
Straftaten fest“, bestätigte ein 
Kollege, der gemeinsam mit an-
deren gerade bei unserem Ein-
treffen mehrere Festnahmen 
durchgeführt hatte. Es ging um 
Drogenmissbrauch, Fälschun-

gen und einige andere Delikte. 
Die Verdächtigen waren gerade-
wegs in die Kontrollstelle gefah-
ren, offenbar in der Hoffnung, 
den wachsamen Augen der Kon-
trollkräfte entgehen zu können. 

Ein Ende der Kontrollen ist 
nicht abzusehen, da herrscht 
wenig Illusion unter den Betei-
ligten. „Wir brauchen vor allem 
mehr Kräfte für eine wirksame 
Schleierfahndung, gute Tech-
nik, schnelle Fahrzeuge, dann 
können wir Kriminalität jegli-
cher Form wirksam bekämp-
fen!“, formulierten die Kräfte 
einhellig und vor allem: „Das 
alles brauchen wir nicht nur  
in Bayern, sondern überall an 
unseren Grenzen!“ 

Etliche junge Kolleginnen  
und Kollegen trainieren beim 

Grenzeinsatz ihre ersten Kon-
takte als uniformierte Kräfte 
mit Bürgerinnen und Bürgern 
und sind engagiert bei der Sa-
che. „Wir sind zum ersten Mal  
in Uniform draußen, das ist im 
Rahmen unserer Ausbildung 

eine wichtige Erfahrung“, bestä-
tigten sie im Gespräch. Erfahre-
ne Kräfte zeigen das richtige 
Vorgehen und geben vor allem 
wichtige Ratschläge zur Eigen
sicherung beim Einschreiten. 

Das neu eröffnete Gemeinsame 
Zentrum Passau bildete schließ-
lich den Abschluss der Informa-
tionsreise. Das Kooperations-
zentrum, in dem Kräfte aus 
Bayern, Österreich, der Bundes-
polizei und Baden-Württem-
berg zusammenarbeiten, wird 
von Polizeirat Christian Dichtl 
geleitet, der bereitwillig Aus-
kunft zum breiten Arbeitsfeld 
des Zentrums gab. Dazu gehö-
ren nicht nur die Bewertung der 
grenzüberschreitenden Migrati-
onslage, sondern vor allem Ser-
viceleistungen für Polizei- und 
Zollbehörden, etwa wenn es 
um Feststellungen zur Ermitt-
lung von Personen geht. Un-
kompliziert und rasch werden 
Ersuchen bearbeitet und not-
wendige Informationen über-
mittelt. Das Zentrum arbeitet 
im 24-Stunden-Schichtbetrieb. 
Ein wichtiger Bestandteil eines 
zusammenwachsenden Euro-
pas, das der Sicherheit der Men-
schen dient. �

<< Im gemeinsamen Kooperationszentrum wird rasche und unkomplizierte 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit organisiert.

<< DPolG-Bundesvorsitzender 
Rainer Wendt im Gespräch mit 
Einsatzkräften an einer Grenz-
kontrollstelle.
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Max-Planck-Forum: Wächst die Gewalt? 
Jugendkriminalität im öffentlichen Raum
Über die Frage „Steigt die Jugendkriminalität und 
wie gehen wir als Gesellschaft mit der gefühlten 
Bedrohungslage im öffentlichen Raum um?“ dis-
kutierten Wissenschaftler sowie der Vorsitzende  
der Fachkommission Kriminalpolizei der DPolG, 
Norbert Wolf, auf dem Max-Planck-Forum am 
28. März 2017 in Berlin. Straftaten, die von 
Jugendlichen begangen werden, lassen die 
Öffentlichkeit immer wieder aufhorchen. 

Bei vielen herrscht deshalb das 
Gefühl vor, dass die Jugend im-
mer brutaler wird. Die Zahlen 
über Kriminalitätsfälle und Ge-
walttaten sagen jedoch etwas 
anderes. Sie sind seit Jahren in 
den meisten Deliktsbereichen 
rückläufig. Womit diese Diskre-
panz zu erklären ist, versuchte 
die Podiumsrunde zu klären. 

Ein Grund ist sicher in der me-
dialen Berichterstattung zu se-
hen, die anders als vor 20 oder 

30 Jahren Straftaten, die da-
mals lediglich in der Regional-
presse erwähnt worden wären, 
heutzutage bundesweit ver-
breitet. Und das auf vielen Ka-
nälen, oft verstärkt mit den da-
zugehörigen Bildern. Das löst 
bei vielen Bürgern ein perma-
nentes Gefühl der Unsicherheit 
aus. Professor Dietrich Ober-
wittler vom Max-Planck-Insti-
tut für ausländisches und in-
ternationales Strafrecht sieht 
deshalb auch einen direkten 

Zusammenhang zwischen dem 
Konsumieren von (Boulevard-) 
Nachrichten und einer ängstli-
chen Einstellung. Hinzu kom-
men die besagten Bilder zu ei-
ner Straftat. Häufig existieren 
Fotos oder Videoaufnahmen 
von Prügeleien oder körperli-
chen Attacken, die über das 
Internet blitzschnell Verbrei-
tung finden. Das verstärkt wie-
derum den Eindruck, in der 
Welt draußen lauern überall 
Gefahren.

Die „Sichtbarkeit“ der Taten 
führt bei vielen zu der Wahr-
nehmung, es gäbe mehr Krimi-
nalität. Geändert hat sich vor 
dem Hintergrund auch das An-
zeigeverhalten. Galten kleinere 
Prügeleien auf dem Schulhof 
unter Jungs früher zum Alltag, 
ohne nennenswerte Konse-
quenzen, so werden heutzu
tage solche Vorkommnisse 
gemeldet und fließen in ent-

sprechende Statistiken ein.  
An der Gesamtzahl der Taten 
änderte sich jedoch nichts,  
im Gegenteil, die Häufigkeit 
der körperlichen Auseinander-
setzungen geht zurück. Viele 
Jugendliche verbringen ihre 
Freizeit am liebsten vor dem 
Computer oder Smartphone. 
Rauchen, Alkohol trinken  
und um die Häuser ziehen  
ist eher out. 

<< Jugendkriminalität – 
ganz normal?

Trotzdem begehen natürlich 
auch Jugendliche zwischen 12 
und 17 Jahren Straftaten. In ei-
ner deutschlandweit repräsen-
tativen Schülerbefragung unter 
Neuntklässlern aus den Jahren 
2007/2008 gaben 44 Prozent 
der Jungen und 24 Prozent der 
Mädchen an, in den letzten 
12 Monaten gegen das Gesetz 
verstoßen zu haben. Schwere 

<< Die Diskutanten auf dem Forum: Norbert Wolf, Professor Dietrich Oberwittler, Professorin Rita Haverkamp, Professor Thomas Bliesener sowie die Modera-
torin Nana Brink (Deutschlandradio) (von links)
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Straftaten waren dabei eher 
selten, die meisten begingen 
Delikte wie Ladendiebstahl, 
Vandalismus oder den Verkauf 
von Raubkopien. Einige Täter, 
überwiegend männlich, wur-
den gewalttätig und schreck-
ten auch vor schwerer Gewalt 
nicht zurück. 

Wie geht man mit straffällig 
gewordenen Jugendlichen um? 
Auch diese Frage beschäftigte 
das Podium. Dr. Rita Haver-
kamp, Stiftungsprofessorin für 
Kriminalprävention an der Uni-
versität Tübingen sieht im Mit-
tel der Strafverschärfung kei-
nen gangbaren Weg. Für sie 
spielt das Entdeckungsrisiko 
die Hauptrolle bei der Verhin-
derung von Straftaten, vor al-
lem bei kalkulierenden Tätern. 
Die meisten jugendlichen Täter 
begehen ihre Taten jedoch in 
der Regel spontan. In der Folge 
steht ein umfangreiches Re-
pertoire an Maßnahmen im Ju-
gendstrafrecht zur Verfügung. 
Der Erziehungsgedanke und 
nicht die strafende Maßnahme 
steht dabei im Vordergrund. 
Jugendamt, Jugendgerichtshil-
fe, Sozialarbeiter, die sich alle 
ein persönliches Bild vom Ju-
gendlichen machen, sind eng 
eingebunden. 

Ähnlich beurteilt dies Profes-
sor Thomas Bliesener, Direktor 
des Kriminologischen For-
schungsinstituts Niedersach-
sen. Die Zeit des Heranwach-
sens sei die Phase im Leben 
eines Menschen von größter 
Aktivität und des Austestens 
von Grenzen. Junge Menschen 

sind in dieser Zeit anfälliger 
dafür, eine Straftat zu bege-
hen, als im Erwachsenenalter. 
Das bedeutet aber auch, es 
gibt mehr Möglichkeiten auf 
sie einzuwirken, zum Beispiel 
mit entsprechenden Erzie-
hungsmaßnahmen, als im 
höheren Alter. 

Eine Lösung aus polizeilicher 
Sicht sieht der Vorsitzende der 
DPolG-Kommission Kriminal
polizei, Norbert Wolf, in einer 
stärkeren, spürbareren Präsenz 
des Staates. So an Orten, wo 
Menschen besonders große 
Angst empfänden. Nach den 
Ereignissen der Kölner Silvester-
nacht hat der Staat auf solche 
Ängste reagiert und setzt seit-
dem auf zusätzliche Polizeikräf-
te vor Ort, zum Beispiel beim 
jüngsten Karnevalsumzug. 
Grundsätzlich gilt für die poli-
zeiliche Arbeit der Dreiklang: 
Opferschutz, Repression und 
Prävention. Wenn diese drei 
Säulen gleichberechtigt und mit 
der nötigen personellen Aus-
stattung zum Tragen kommen, 
so Wolf, sei bei der Bekämp-
fung von Jugendkriminalität 
schon viel gewonnen. Am Ende 
sollte immer der Rechtsstaat 
die Oberhand behalten. Des-
halb muss die Entstehung von 
sogenannten „No-go-Areas“ 
auch unbedingt verhindert wer-
den. Die Antwort des Staates 
kann auf das Abdriften von 
Stadtvierteln in die Verwahrlo-
sung und Kriminalität nur lau-
ten, mehr Polizeipräsenz und 
verstärkte Präventionsarbeit.�

<< Zu den von jungen Menschen verübten Straftaten gehören überwiegend Eigentumsdelikte.
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Bundesjugendkongress der JUNGEN POLIZEI

„Erkennen-Handeln-Verändern.  
Wir gestalten Zukunft.“
Von 19. bis 20. April fand im 
Dormero Kongresshotel in 
Stuttgart der Bundesjugend-
kongress der Deutschen Poli-
zeigewerkschaft im dbb statt, 
in dessen Rahmen die Arbeit 
der Bundesjugendleitung der 
vergangenen fünf Jahre Amts-
zeit Revue passieren gelassen 
wurde sowie eine neue Bun-
desjugendleitung von den 
anwesenden Delegierten 
gewählt wurde. 

Nachdem der scheidende 
Bundesjugendleiter Daniel 
Jungwirth altersbedingt nicht 
wieder kandidierte, gab es  
mit Astrid Schiffbäumer und 
Michael Haug gleich zwei Kan-
didaten um das Amt des Bun-
desjugendleiters. Mit einem 
deutlichen Ergebnis konnte 
sich dabei Michael Haug als 
neuer Bundesjugendleiter 
durchsetzen und kündigte an, 
den erfolgreichen Kurs des 
scheidenden Bundesjugend
leiters Daniel Jungwirth wei-
terzuführen sowie mit eigenen 
Themenschwerpunkten Akzen-
te im Gremium zu setzen. Als 
1. Stellvertreter wurden Mat-

thias Hoppe sowie als weitere 
Stellvertreter Katja Sorgen, 
Astrid Schiffbäumer, Vanessa 
Hawlitschek sowie William 
Bobach gewählt.

Die am selben Tag stattfinden-
de Öffentlichkeitsveranstal-
tung des Bundesjugendkon-
gresses stand unter dem 
Motto „Erkennen-Handeln-
Verändern. Wir gestalten 

Zukunft.“ und zeigte in Grund-
satzreden des neuen Bundes
jugendleiters Michael Haug 
und des Bundesvorsitzenden 
der DPolG, Rainer Wendt, be-
sonders die Veränderungen der 
Polizei in Zeiten des internatio-
nalen Terrorismus, der Digitali-
sierung sowie der Schwierig-
keit im Wettbewerb mit der 
Wirtschaft um die besten Be-
werber mitzuhalten, auf. Der 

neue Bundesjugendleiter legte 
seinen Finger insbesondere in 
die Wunde im Bereich der Digi-
talisierung bei der Polizei und 
im öffentlichen Dienst. Ange-
fangen von Intelligenz-erwei-
ternden Systemen zur Vorher-
sage von Kriminalität, über die 
Reduzierung von Gewalt gegen 
Polizeibeamte durch den Ein-
satz von Bodycams bis hin zum 
interaktiven Streifenwagen 
und zeitgemäßer Ansätze zur 
Verbrechensbekämpfung. 
„Wenn die Polizeien der Länder 
und des Bundes nicht endlich 
das Tempo der Digitalisierung 
aufnehmen, sondern durch 
oftmals fadenscheinige Diskus-
sionen den Fortschritt sogar 
noch verhindern, wird die digi-
tale Steinzeit im öffentlichen 
Dienst nicht mehr aufzuhalten 
sein“, so Michael Haug. 

<< Politduell der 
Nachwuchspolitiker

Im Mittelpunkt der Öffentlich-
keitsveranstaltung stand dann 
das Politduell, bei welchem 
Nachwuchspolitiker gegen
einander antraten und ihr 

<< Die Bundesjugendleitung: Astrid Schiffbäumer (Bayern), Matthias Hoppe 
(Hamburg), Michael Haug (Bundesjugendleiter, Baden-Württemberg), 
Katja Sorgen (Rheinland-Pfalz), Vanessa Hawlitschek (Hessen), William 
Bobach (Bundespolizei) (von links)

<< Rund 60 Delegierte des Bundesjugendkongresses steckten die Ziele für die nächsten fünf Jahre ab.
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Fachwissen über die polizei
liche Arbeit und Bedürfnisse 
auf dem Prüfstand stellten. 
Bastian Schneider, stellvertre-
tender Bundesvorsitzender der 
Jungen Union, konnte sich 
schließlich mit vielen passge-
nauen Antworten gegen seine 
Kontrahenten durchsetzen und 
gewann das Politduell. Landes-
vorsitzender Leon Hahn von 
den Jusos Baden-Württem-
berg, Sprecher der Landesar-
beitsgemeinschaft Demokra-
tie, Recht und Innere Sicherheit 
von Bündnis 90/Die Grünen, 
Marcel Emmerich, sowie Dr. 
Jens Brandenburg, Mitglied  
im Landesvorstand der FDP 
Baden-Württemberg, muss- 
ten sich hier trotz brillanter 
Antworten sehr knapp ge
schlagen geben. 

Bei der folgenden Abendver
anstaltung wurden die etwas 
mehr als 150 Gästen des Bun-

desjugendkongresses sowie die 
Delegierten des parallel tagen-
den Bundeshauptvorstandes 
für die Strapazen des Tages mit 
leckerem Essen sowie einem 
rundum gelungenen Rechts- 
und Politkabarett mit Werner 
Koczwara für die Strapazen des 
Tages entlohnt.

Am zweiten Tag des Bundes
jugendkongresses beschäftig-
ten sich die Delegierten dann 
mit der inhaltlichen Arbeit  
der JUNGEN POLIZEI für die 
kommende Legislaturperiode. 
Es galt hier die Anträge der 
Landes- und Fachverbände 
inhaltlich zu bewerten und 
Entschließungen zu treffen, 
ehe der neue Bundesjugend
leiter die scheidenden Mitglie-
der der Bundesjugendleitung 
sowie Daniel Jungwirth als 
scheidenden Bundesjugend
leiter mit Präsenten verab-
schiedete.�

<< Ein spannendes Politduell lieferten sich Bastian Schneider (Junge Union), 
Leon Hahn (Jusos), Marcel Emmerich (Grüne Jugend), Dr. Jens Branden-
burg (junge liberale).

<< Michael Haug, der neue Bundesjugendleiter, verabschiedete Daniel 
Jungwirth, seinen Vorgänger, und dankte ihm für sein langjähriges 
Engagement.
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DPolG-Stiftung hilft unkompliziert 
verletzten Kollegen

Als ich damals meinen Dienst 
für sechs Monate bei der Dir 5 
K 3 Brennpunkt (BPS) in Berlin 
versah, gehörte die Bekämp-
fung der Betäubungsmittel
kriminalität im Bereich des 
Görlitzer Parks zu meiner 
Hauptaufgabe. Der größte  
Teil von uns war in ziviler 
Kleidung eingesetzt.

Am 27. Juli 2016 gegen 18 Uhr 
geschah es dann. Als der Be
amte PK Markus König einen 
Drogenhändler festnehmen 
wollte, wurde er von ihm mit 
Fausthieben attackiert. Um 
ihn bei der Festnahme zu 
unterstützen, rannte ich 
auf beide zu. Der Dro-
genhändler holte aus 
und schlug mir seinen 
Ellenbogen ins Gesicht. 
Worauf ich acht Brüche 
in der linken Gesichts-
hälfte erlitt und am nächs-
ten Tag im Krankenhaus 
operiert werden musste.

Markus König ging zu Boden 
und wurde weiter von dem 
Drogenhändler mit Faustschlä-
gen bombardiert, bis die un-
terstützenden Beamten den 
Beschuldigten von ihm wegzo-
gen und festnahmen. PK König 
erlitt mehrfache Prellungen 

am Kopf. In den nächsten 
Tagen wurde ich von Basti 
(Sebastian Glatz), der seinen 
Dienst zu diesem Zeitpunkt als 
Teamführer bei der Dir 5 K 3 
Brennpunkt/OD versah, ange-
sprochen. 

Er teilte mir mit, dass es eine 
Stiftung der DPolG für verletz-
te Polizeibeam-
te gibt,  
 

die ei-
nem eine 
Woche Genesungs
urlaub in Bayern ermöglichen. 
Wenn Interesse bestehe, wür-
de er sich für uns einsetzen 
und alles in die Wege leiten. 

„Natürlich bestand Interesse!“, 
aber weder ich noch der Kolle-
ge König waren Mitglied bei 
der DPolG. Basti erklärte mir 
aber, dass es der DPolG in sol-
chen Fällen nicht darauf an-
kommt, dass man Mitglied der 
DPolG sein muss, sondern dass 
es der DPolG vor allen darum 
geht, für Kolleginnen und Kol

legen, die im 
Dienst 

schwer 
verletzt wur- 

den, da zu sein, unab-
hängig von einer Gewerk-
schaftszugehörigkeit. Das hat 
den Kollegen König und mich 
doch sehr beeindruckt. 

Wir hatten zuvor noch nie von 
so einer Möglichkeit und dieser 
Stiftung gehört. Am 15. Febru-
ar 2017 war es dann soweit. 
Wir waren in Lenggries bei Bad 
Tölz für sieben Tage unterge-
bracht. In einer schönen, voll-
ausgestatteten Ferienwoh-
nung, an einem sehr schönen 
Ort. Das Büro der Stiftung be-
fand sich im selben Haus. Wir 
wurden herzlich und unkompli-
ziert von den Mitarbeitern der 
Stiftung empfangen. Lenggries 
ist ein idelaes Skigebiet, natür-
lich gibt es auch Bauernhöfe 

mit Kühen, Pferden, Schwei-
nen … Lenggries bietet eine 
sehr schöne Altstadt mit 
Restaurants und einem 
Schwimmbad. 

Es war ein entspannen-
der Urlaub. Die Bayern 

sind sehr freundliche Men-
schen und wir haben uns 

dort sehr wohl- und willkom-
mengefühlt. Wir möchten uns 
auf diesem Wege nochmal 
sehr herzlich bei der Stiftung 
und der DPolG bedanken, dass 
uns dieser Aufenthalt im uri-
gen Bayern ermöglicht wurde.

Melanie Kobelt und  
Markus König  

aus der Direktion 5

<< Rund um die 
DPolG-Stiftung –  
Eine Gegend zum 
Ausspannen
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Kämpfen mit Großmeistern 

Großer Andrang beim 
mehrtägigen WingTsun-
Seminar in Berlin
Das Seminar fand am 18. und 
19. März in Berlin in der Sport-
halle der Direktion 4 in Lank-
witz statt. Wir hatten die große 
Ehre, alle Großmeister der Euro-
päischen WingTsun Organisati-
on (EWTO) um Großmeister 
(GM) Keith R. Kernspecht in Ber-
lin zu einem Eigensicherungs
seminar begrüßen zu dürfen. 

45 Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer aus den Hundertschaf-
ten, Beweissicherungs- und 
Festnahmeeinheiten, aus zivilen 
Sondereinheiten, aus den Ab-
schnitten und von der Bundes-
polizei wurden in drei Stationen 
unterrichtet. Die erste war die 
sogenannte „BlitzDefence“ mit 
GM Kernspecht persönlich. Ihn 
unterstützten seine Tochter 
Natalie (5. Höherer Grad) sowie 
GM Guiseppe Schembri und 
Meister Andreas Groß. „Das ist 
eine praxisorientierte Fortbil-
dung für Einsatzbeamte und 
Einsatztrainer“, fand PHK Chris-
tian H., Einsatztrainer Bereit-
schaftspolizei Berlin.

Zu erwähnen wären hier jene 
Teilnehmer, welche selbst Dan-

Träger sind oder meinten, sich 
aufgrund ihrer körperlichen 
Statur mit mehr als 100 Kilo 
dagegen wehren zu können, 
dass GM Kernspecht sie belie-
big an sich heranzog oder weg-
stieß. Keiner hat es geschafft. 
Und: Die Gesichtsausdrücke 
waren unbezahlbar. 

Derweil hatten es sich die GM 
Dr. Oliver König und Thomas 
Schrön im Mattenraum gemüt-
lich gemacht. Sie trainierten 
mit den Teilnehmern Möglich-
keiten, einen renitenten Angrei-
fer mit sogenannten „sanften 
Mitteln“ wie Hebeln zu kontrol-
lieren, ohne ihn zu verletzen, 
ihn dann zu Boden zu bringen 
und die Handfesseln anzulegen. 
Auch die Eigensicherung kam 
nicht zu kurz. So war eines der 
Themen, wie man, wenn man 
am Boden landet, so schnell 
wie möglich wieder aufsteht, 
selbst wenn der Gegner weiter 
angreift. Auch der Schutz und 
die Abwehr gegen Tritte zum 
Kopf wurden unterrichtet.

In der dritten Station lehrten 
die Meister Volker Martin und 

Jürgen Kestner. Volker Martin 
widmete sich der Sicherung 
unserer Einsatzmittel, auch 
unter der Fragestellung: Wie 
sichere ich meine Waffe gegen-
über einem Angreifer? Jürgen 
Kestner demonstrierte, wie 
man den Überblick in Stress
situationen behält. Und Stress 
wurde bei den Aspiranten pro-
voziert, Schwitzen inklusive! 
„Es war sehr lehrreich neben 
den Dingen, die man in der 
Polizeiakademie lernt“, sagte 
Polizeischülerin Celine H. von 
der Polizeiakademie Berlin.

<< Überblick in 
Extremsituationen

Zwischendurch verriet Jürgen 
Kestner uns, dass er bei der 
DPolG Mitglied und im LV Ba-
den-Württemberg organisiert 
sei. Das hat uns natürlich sehr 
gefreut – unsere Grüße gehen 
nach Baden-Württemberg an 
den Vorsitzenden Ralf Kusterer, 
verbunden mit einem Danke-
schön für so einen freundli-
chen Kollegen. Und vor allem 
mit so einem Können! Jürgen 
Kestner empfand es als eine 
besondere Ehre im Referen-
tenteam zusammen mit den 
WT-Großmeistern in Berlin un-
terrichten zu dürfen. „Da es 
sich bei dem Teilnehmerkreis 
überwiegend um Kollegen ge-
handelt hatte, war es für mich 
erst recht ein Bedürfnis, nach 
Berlin zu kommen. Meiner Mei-
nung nach sind die Kollegen in 
der Bundeshauptstadt enor-
men Belastungen ausgesetzt. 
Ihnen sollte man jegliche Un-

terstützung zukommen lassen. 
Das war mir persönlich sehr, 
sehr wichtig.“

Der 53-Jährige Polizeihaupt-
kommissar ist bei der Hoch-
schule für Polizei BW, Institut 
für Ausbildung und Training, 
im Institutsbereich Einsatztrai-
ning (in Biberach) tätig: als 
Lehrtrainer für das polizeiliche 
„Abwehr- und Zugriffstraining 
(AZT)“. Zuvor war er rund 20 
Jahre beim SEK in Göppingen. 
Als SEK-Beamter hatte er in 
vielen Situationen WT einge-
setzt. Geholfen hat es Kestner 
„vor allem bei extremen An-
griffssituationen und um in 
beengten Räumlichkeiten die 
Übersicht zu behalten“. Im Un-
terschied zu anderen Kampf-
techniken sei eines der Haupt-
merkmale im WT, „dass WT 
alle Distanzen – also von der 
langen, mittleren, nahen Dis-
tanz und bis in die Bodenlage 
– in einer realistischen Kampf-
situation abdeckt. Vor allem in 
der Nahdistanz sind die ausge-
prägten Fähigkeiten im takti-
len Bereich äußerst hilfreich.“

Unser Dank aus Berlin für die-
ses Seminar gilt dem gesamten 
angereisten EWTO-Team um 
GM Kernspecht – jeder seiner 
Meister hat für die Teilnehmer 
ein unvergessliches Wochen-
ende beschert – sowie auch an 
Ina Groß, aus dem Headoffice 
der EWTO in Heidelberg.

Boris Novak,  
Landesvorsitzender (V)  

DPolG Berlin

<< Boris Novak (LV [V] Berlin), Bodo Pfalzgraf (LV Berlin), GM Keith Kern-
specht (GM = Großmeister), Sifu Jürgen Kestner (Sifu = Meister; DPolG 
Baden-Württemberg), Boris Biedermann (LV [V] Berlin), GM Guiseppe 
Schembri (von links)
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Jonas Grutzpalk (Hrsg.): 

Polizeiliches Wissen – Formen, 
Austausch, Hierarchien
Verlag für Polizeiwissenschaft 2016, ISBN: 978-3-86676-455-2

Dieser Band versteht sich als 
eine Bestandsaufnahme des 
aktuellen polizeilichen Wissens.  
In ihm wird dargelegt, welche 
Wissensformen sich bei der 
Polizei beobachten lassen, wie 
Wissen zwischen Polizei und 
nicht polizeilichen Akteuren 
ausgetauscht wird und wie Füh-
rung und Wissen bei der Polizei 
zusammenfinden. Dabei sind 
die hier vertretenen Autorinnen 

und Autoren weniger am Soll-
zustand interessiert, der zum 
Beispiel in Organigrammen 
vorgezeichnet wird als am Ist-
zustand der unmittelbaren 
Polizeiarbeit. Die Texte sind 
deswegen ethnografischer 
Natur, basieren auf Interviews 
oder übertragen Erfahrungen 
aus der Gewalt- und Wissens
soziologie auf polizeiliche 
Wissensbildungsprozesse.

Die meisten Autorinnen 
und Autoren sind be-
reits mit eigenständi-
gen Forschungen über 
die Polizei in Erschei-
nung getreten. Einige 
von ihnen unterrich-
ten an Polizeihoch-
schulen, andere for-
schen zur Polizei  
oder zur Wissens
soziologie.�

<< Urlaubsangebote

OBB: Voralpenland, Kochelsee 
Loisachtal/Starnberger See, 
herrliche FeWo bis 3 Pers., 
Panorama-Bergblick, verkehrs-
günstige Lage BAB MÜ–GAP, 
Balkon, Vollausstattung,  
Sat-TV, ab 50 €/Tag,  
Tel.: 08856.6635

Kroatien/Istrien 
Willkommen bei Freunden! 
Geschmackvoll eingerichtete 
Ferienwohnungen im maleri-
schen Ort Rabac. Das Haus 
bietet mehrere Wohnungen, 
ausgerichtet für 2, 4 oder 
8 Personen. Weitere Zustell-

betten sind kein Problem.  
15 % Nachlass für Kollegen  
in der Nebensaison.  
PeterKleffel@web.de,  
Tel.: 0178-1377511

Spanien – Cap Salou 
FeWo 2 ZKB, 50 m2 Wfl., gr. 
Balkon, ruhige Toplage direkt 
am Meer, Komplettausst., Sat-
TV, Barcelona 90 km, Kollegen
rabatt, Tel.: 06126.52837, 
abends

Toskana/Maremma 
Nur 25 Min. ans Meer, wun-
derschöne Strände, glasklares 
Wasser. Traumhafte Aussicht 

von der Terrasse in klassische 
toskanische Landschaft. Na-
turstein-FeWo in historischem 
Dorf Caldana. 65 m2, 2 Schlaf-
zimmer, max. 4 Pers., voll 
ausgestattet, Küche inkl. Ge-
schirrsp., Tel.: 08131.260463; 
E-Mail: residenzacaldana@
hotmail.com

Bordelum/Nordfriesland 
3,5-Zimmer-Steinhaus in Nähe 
der Nordsee und der Nordfrie-

sischen Halligen und Inseln  
zu vermieten. Bis zu 6 Schlaf-
plätzen. Fähren nach Föhr, 
Amrum und den Halligen in 
der Nähe. Die Insel Sylt ist  
aus Bredstedt mit dem Zug  
in 80 Minuten zu erreichen. 
Fahrräder, Sat-TV und WM 
vorhanden, W-LAN HS 50 €, 
NS 40 € je Tag. M. Marten,  
Tel.: 040.5705010 oder Handy 
0175.8966958 o. E-Mail:  
margit-marten@t-online.de

Ihr Inserat kommt im Rahmen des Platzangebots zum Abdruck. 

Bitte beachten Sie:

1. �Keine gewerblichen Inserate. Wir behalten uns Kürzungen vor.

2. �Ihre Zusendung muss mit Schreibmaschine/PC geschrieben sein 
und Ihren Namen mit Anschrift enthalten.  
Kein Fax! Bitte benutzen Sie das Internet/E-Mail.

3. �Umfang: max. 190 Buchstaben  
(30 Buchstaben i. Überschrift, 160 Buchstaben i. Text)

4. �Kosten: 20,– €; Rechnung abwarten! 

E-Mail: dpolg@dbb.de

REDAKTION POLIZEISPIEGEL, Friedrichstraße 169, 10117 Berlin

<	 Arbeitsplatzbörse

Die DPolG unterstützt in dieser Rubrik die Bemühungen aller 
Kolleginnen und Kollegen zum Wechsel in ein anderes Bundesland. 
Die Veröffentlichung ist kostenfrei. Bitte nutzen Sie für Ihre 
Zuschrift das Internet: dpolg@dbb.de.

Achtung: Mit Ihrer Zusendung stimmen Sie der Veröffentlichung 
auch im Internet zu!

Sachsen-Anhalt <-> Hamburg 
PM, Polizeirevier Salzwedel, 
Sachbearbeiter Einsatz, sucht 
aus persönlichen Gründen 
einen Tauschpartner in Ham-
burg, Verwendungswunsch  
DE 1.2. oder Polizeikommis
sariat 37 oder Polizeikom
missariat 24, Erreichbarkeit:  
Tel.: 0173.3974074 o. E-Mail:  
max_hauptmann@yahoo.com

Baden-Württemberg <-> 
Bayern 
Biete LaPo Baden-Würt
temberg (PK) und suche 
Tauschpartner/-in aus LaPo 
Bayern. Antrag bereits beim 
Innenministerium eingereicht. 
Ringtausch möglich! Bei Rück-
fragen einfach melden. 
Kontakt: Tel.: 0151.52328278 
oder florian.fi@gmx.de.
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Tarifliche Stufenzuordnung
Mit Urteil vom 23. Februar 2017 hat das Bundesarbeitsgericht festgestellt, 
dass die Privilegierung einschlägiger Berufserfahrung beim selben Arbeitge-
ber, so wie in § 16 Abs. 2 TV-L geregelt, nicht gegen Europarecht verstößt.

Berufserfahrung, die beim 
selben Arbeitgeber erworben 
wurde, wird bei der Stufenzu-
ordnung nach § 16 Abs. 2 TV-L 
gegenüber Berufserfahrung 
bei einem anderen Arbeitgeber 
privilegiert. Dies bedeutet kei-
nen Verstoß gegen die unions-
rechtlichen Freizügigkeitsvor-
schriften in Art. 45 AEUV und 
Art. 7 der Verordnung (EU) 
492/2011 urteilte das Bundes-
arbeitsgericht und erklärte die 
Privilegierung für zulässig.

<< Der Fall

Geklagt hatte eine Erzieherin, 
die seit Januar 2014 beim be-
klagten Land beschäftigt ist 
und nach Entgeltgruppe 8 Stu-
fe 2 TV-L vergütet wird. Die 
Klägerin war seit 1997 bei ver-
schiedenen anderen Arbeit
gebern im deutschen Inland 
tätig. Sie hält die Privilegierung 
einschlägiger Berufserfahrung 
beim selben Arbeitgeber durch 
§ 16 Abs. 2 TV-L unter anderem 

wegen der unmittelbar wir
kenden unionsrechtlichen Ar-
beitnehmerfreizügigkeitsbe-
stimmungen für unzulässig. 
Deshalb will die Klägerin fest-
gestellt wissen, dass ihr seit 
Januar 2014 Entgelt aus Stufe 5 
der Entgeltgruppe 8 TV-L zu-
steht. 

Das Arbeitsgericht hat der Kla-
ge stattgegeben. Das Landes-
arbeitsgericht Berlin-Branden-
burg hat sie mit Urteil vom 
6. Oktober 2015 abgewiesen. 
Die dagegen gerichtete Revisi-
on der Klägerin hatte vor dem 
Sechsten Senat des Bundesar-
beitsgerichts keinen Erfolg. 

<< Kein hinreichender 
Auslandsbezug

§ 16 Abs. 2 TV-L weist keinen 
hinreichenden Auslandsbezug 
auf, wenn Arbeitnehmer nur in 
der Bundesrepublik Deutsch-
land beschäftigt waren und 
keine Qualifikationen in ande-

ren Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Union erworben 
haben. Der sachliche Anwen-
dungsbereich der unionsrecht-
lichen Freizügigkeitsvorschrif-
ten ist in solchen Fällen nicht 
eröffnet. Das ist durch die 
Rechtsprechung des Gerichts-
hofs der Europäischen Union 
geklärt. Auch nationale Rege-
lungen stehen der Privilegie-
rung der beim selben Arbeitge-
ber erworbenen einschlägigen 

Berufserfahrung nicht entge-
gen. Hätte die Klägerin einen 
EU-Bezug etwa durch Erwerb 
von einschlägiger Berufserfah-
rung in der Europäischen Uni-
on vorweisen können, wäre es 
auf die Auslegung des Europa-
rechts angekommen und ein 
anderer Ausgang des Verfah-
rens wäre wahrscheinlich ge-
wesen. 

<< Weitere Entwicklung

Mit Spannung darf die weitere 
Entwicklung der Rechtspre-
chung in diesem Bereich zu-
künftig zu beobachten sein,  
da aufgrund der zunehmen- 
den grenzüberschreitenden 
Beschäftigung innerhalb der 
EU weitere Klagen von Arbeit-
nehmern folgen werden, die 
einen derartigen Auslands
bezug aufweisen. �

Bundesarbeitsgericht 
Urteil vom 23. Februar 2017  
– 6 AZR 843/15 –

Vorinstanz: Landesarbeitsgericht 
Berlin-Brandenburg 
Urteil vom 6. Oktober 2015  
– 7 Sa 773/15 –

§§
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Impressum:

Redaktion: Jürgen Roos 
53547 Roßbach 
Tel. + Fax: 02638.1463 
roos-j@t-online.de

Verfolgung von Verkehrsverstößen  
von Nichtinländern  
– Ungleichbehandlung schadet der Verkehrssicherheit –
Von PD Stefan Pfeiffer und Prof. Dr. jur. Dieter Müller, beide in der Fachkommission Verkehr

<< Vorbemerkung

Die nachfolgenden Ausfüh-
rungen beschäftigen sich aus-
schließlich mit der Verfolgung 
von durch Ausländer begange-
nen Ordnungswidrigkeiten im 
Straßenverkehr. In der Folge 
werden wiederholt die Begrif-
fe „Ausländer“ und „ausländi-
sche Fahrzeuge“ verwendet. 
Unter „Ausländer“ sind hier 
Fahrzeugführer zu verstehen, 
die ihren ordentlichen Wohn-
sitz1 – unabhängig von ihrer 
Nationalität – nicht in 
Deutschland, sondern aus-
schließlich im Ausland haben. 
Mit dem Begriff „ausländische 
Fahrzeuge“ sind hier solche 
Kraftfahrzeuge gemeint, die 
im Ausland zugelassen sind. 
Für die Ahndung der von Aus-
ländern begangenen Ver-
kehrsordnungswidrigkeiten 
gilt die gesetzliche Grundlage 
des Ordnungswidrigkeitenge-
setzes2 und die in der Buß-
geldkatalog-Verordnung3 
sowie dem Bundeseinheit
lichen Tatbestandskatalog 
Straßenverkehrsordnungs
widrigkeiten4 festgelegten 

1	 Vgl. dazu die Definition des „ordentlichen 
Wohnsitzes im Inland“ in § 7 Abs. 1 Satz 2 
Fahrerlaubnis-Verordnung (FeV), der im-
mer dann gegeben ist, wenn eine Person 
mindestens 185 Tagen im Jahr im Inland 
wohnt.

2	 Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 
(OWiG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 
19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602), zuletzt 
geändert durch Art. 4 des Gesetzes vom 
21. Oktober 2016 (BGBl. I S. 2372).

3	 Bußgeldkatalog-Verordnung (BKatV) vom 
14. März 2013 (BGBl. I S. 498), zuletzt 
geändert durch Art. 3 der Verordnung vom 
17. Juni 2016 (BGBl. I S. 1463).

4	 Kraftfahrt-Bundesamt (Hrsg.), Bundesein-
heitlicher Tatbestandskatalog 

Verfahrensregelungen sowie 
Regelsätze grundsätzlich in 
gleicher Weise wie für Inlän-
der. Das gilt auch für die damit 
zusammenhängenden Rechts-
folgen, wie zum Beispiel Punk-
te im Fahreignungsregister, 
das beim Kraftfahrt-Bundes-
amt in Flensburg geführt wird, 
und für Fahrverbote, die von 
der zuständigen Bußgeldbe-
hörde verhängt werden. Für 
Ausländer wird im Bedarfsfall 
ein Punktekonto angelegt und 
ein Fahrverbot durch die je-
weilige Verfolgungsbehörde 
in dem ausländischen Führer-
schein vermerkt. Werden bei 
einem Fahrzeugführer Fahr
untüchtigkeit oder an einem 
Fahrzeug technische Mängel 
festgestellt, ist die Unterbin-
dung der Weiterfahrt nach 
dem jeweiligen Gefahrenab-
wehrrecht des Bundeslandes 
eine polizeiliche Standard-
maßnahme.

<< Rahmenbedingungen

Insbesondere bei Autobahn
polizeidienststellen ist die hier 
behandelte Problematik be-
kannt. Aus der meist überregi-
onalen Bedeutung des betreu-
ten Autobahnnetzes ergibt sich 
per se ein hoher Anteil ver-
kehrspolizeilicher Beanstan-
dungen von Ausländern bezie-
hungsweise ausländischen 
Fahrzeugen. Dabei ist bis dato 
unbekannt, weil unerforscht, 
wie hoch dieser Anteil in Rela-
tion zu Beanstandungen bei 
deutschen Autofahrern ist. Es 
ist nicht einmal genau be-
kannt, wie viele ausländische 
Pkw- und Lkw-Fahrer das deut-

Straßenverkehrsordnungswidrigkeiten 
(BT-KAT-OWi), 11. Auflage, Stand: 17. Ok-
tober 2016, Flensburg 2016.

sche Autobahnnetz aktuell re-
gelmäßig nutzen. Die von der 
Bundesanstalt für Straßenwe-
sen (BASt) in einem Turnus von 
fünf Jahren vorgenommene 
manuelle Straßenverkehrs
zählung unterscheidet nicht 
zwischen deutschen und aus-
ländischen Fahrzeugen, weist 
aber im Jahrfünft von 2010 bis 
2015 bereits einen Anstieg der 
absoluten Verkehrsbelastung 
auf Autobahnen um rund acht 
Prozent auf5. Der letzte For-
schungsbericht über eine Er-
fassung des ausländischen 
Kraftfahrzeugverkehrs datiert 
aus dem Jahr 20086. Danach 
ergab sich insgesamt ein Anteil 
ausländischer Kraftfahrzeuge 
auf deutschen Autobahnen 
von elf Prozent, bei Güterkraft-
fahrzeugen betrug der Anteil 
jedoch circa 28 Prozent7. Laut 
dieser dringend zu aktualisie-
renden Studie ergab sich bei 
allen Kfz folgende Rangliste 
der Top 4 der Herkunftsstaa-
ten:

>> Polen (24 Prozent)
>> Niederlande (22,2 Prozent)
>> Tschechien (7,5 Prozent)
>> Österreich (7,5 Prozent)

Damit stammen mehr als 
60 Prozent aller ausländischen 
Kfz auf deutschen Autobahnen 
aus diesen vier Staaten, und es 
sollte naheliegen, dass die 
deutsche Bundesregierung mit 
diesen vier Staaten hinsichtlich 
der in dem jeweils anderen 

5	 Vgl. dazu die Datensammlungen der BASt 
auf der Website http://www.bast.de/DE/
Statistik/Verkehrsdaten/2015/Manuelle- 
Zaehlung.html?nn=605200.

6	 Lensing, Norbert, Zählungen des auslän-
dischen Kraftfahrzeugverkehrs auf den 
Bundesautobahnen und Europastraßen 
2008, aus der Reihe Verkehrstechnik der 
Berichte der Bundesanstalt für Straßen
wesen, Bergisch Gladbach 2010.

7	 Lensing, S. 3, auch zum Folgenden.

Staat begangenen Verkehrs-
ordnungswidrigkeiten ein ge-
genseitiges Vollstreckungs
abkommen anstrebt. 

<< Die polizeiliche Praxis

Bei ordnungswidrigem Han-
deln ausländischer Kraftfahr-
zeugführer sind zwei Fallkons-
tellationen zu unterscheiden:

<< Konstellation 1: 
Ordnungswidrigkeit mit 
Anhaltekontrolle

Ein Ausländer wird nach einem 
Verkehrsverstoß angehalten 
beziehungsweise ein Verstoß 
wird im Rahmen einer Kontrol-
le festgestellt. Eine Barverwar-
nung nach § 2 Abs. 1 BKatV 
kommt in einer Vielzahl von 
Fällen nicht in Betracht oder 
wird vom Betroffenen abge
lehnt8, sodass die Polizei zur 
Durchführung des Bußgeldver-
fahrens anordnet, dass der Be-
troffene für die zu erwartende 
Geldbuße und die Kosten des 
Verfahrens gemäß § 132 StPO 
in Verbindung mit § 46 Abs. 1 
OWiG eine angemessene 
Sicherheit leistet. 

Zeigt sich der Ausländer zah-
lungsunfähig oder zahlungs
unwillig, obliegt es den ein-
schreitenden Polizeibeamten, 
inwieweit sie die sofortige 
Zahlung des fälligen Geldbe-
trages durchsetzen. Von ihnen 
sind dabei die Grundsätze des 
polizeilichen Einschreitens, also 
Erforderlichkeit, Geeignetheit 
und Angemessenheit der zu 
treffenden Maßnahmen zu 
prüfen. Der Verhältnismäßig-

8	 Es existiert bislang keine empirische Stu
die über die Effizienz dieser polizeilichen 
Tätigkeit.
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keitsprüfung kommt in diesem 
Kontext eine besondere Be-
deutung zu und erweist sich 
regelmäßig als sehr komplex. 
Dabei sind die Bedeutung des 
begangenen Verstoßes und die 
dafür zu erwartende Sanktion 
Grundlagen der Prüfung. Zur 
Erinnerung, hier ist von der 
Verfolgung von Ordnungs
widrigkeiten die Rede, und in 
Deutschland sind deren Sank
tionshöhen im europäischen 
Vergleich als niedrig einzustu-
fen. Hier auf zahlungsunfähige 
oder gar zahlungsunwillige Be-
troffene mit Durchsuchungen 
oder Parkkrallen zu reagieren, 
muss gut abgewogen sein, um 
damit auch im Nachgang einer 
juristischen Überprüfung 
standhalten zu können.

Jede Streifenbesatzung wird  
in diesem Zusammenhang 
aber auch immer wieder mit 
einem ganz anderen Problem 
konfrontiert. Nämlich der Ab-
wägung, sich entweder mit 
dem oft sehr zeitaufwendigen 
„Eintreiben“ des fälligen 
Geldbetrages zu binden oder 
schnellstmöglich wieder für die 
Kernaufgaben zur Verfügung 
zu stehen. In Zeiten von Perso-
nalknappheit, insbesondere bei 
Verkehrsdienststellen, eine 
durchaus wesentliche und all-
tägliche Problemlage. Als Aus-
weg bietet sich die Möglichkeit 
an, den Betroffenen gemäß 
§ 96 OWiG im Rahmen der 
Benennung eines Zustellungs-
bevollmächtigten über eine 
mögliche Erzwingungshaft bei 
nicht fristgerechter Zahlung 
des fälligen Geldbetrages zu 
belehren. Im Anschluss kann 
der Belehrte, wenn dem nicht 
andere Gründe entgegenste-
hen, ohne sofortige Zahlung 
entlassen werden.

<< Konstellation 2: 
Ordnungswidrigkeit 
ohne Anhaltekontrolle

Ein ausländisches Fahrzeug 
wird beispielsweise im Rah-
men einer Geschwindigkeits-
überwachung auffällig, kann  
in der Folge aber nicht ange-
halten und wie unter 1. sank

tioniert werden. Ist die gefer-
tigte Bilddatei auswertbar, 
kann der Verstoß unter folgen-
den Voraussetzungen auch im 
Ausland verfolgt werden:

a) EU-Enforcement-Richtlinie 
zur Erleichterung des grenz-
überschreitenden Austauschs 
von Informationen über die 
Straßenverkehrssicherheit 
gefährdenden Verkehrsdelikte 
(RL 2011/82/EU)9

Die Richtlinie soll den Mitglied-
staaten die Verfolgung von 
Verkehrsverstößen erleichtern, 
die von einem Verkehrsteilneh-
mer mit einem ausländischen 
Fahrzeug begangen worden 
sind. Die Richtlinie gilt ab-
schließend für folgende Ver-
kehrsverstöße, unabhängig 
davon, ob die Sanktion durch 
Verwarnungsgeld oder Buß-
geld vollzogen werden soll.

Ausdrücklich genannt sind die 
folgenden Delikte:

>> Geschwindigkeitsüber
schreitung,

>> Nichtanlegen des Sicher-
heitsgurtes,

>> Rotlichtverstoß,
>> Trunkenheit im Straßenver-
kehr,

>> Fahren unter Drogeneinfluss,
>> Nichttragen eines Schutz-
helms,

>> unbefugte Fahrstreifen
benutzung und 

>> verbotswidrige Benutzung 
des Mobiltelefons oder ande-
rer Kommunikationsgeräte 
beim Fahren. 

Dabei spielt es keine Rolle, ob 
die Verstöße nach dem Recht 
des jeweils anderen Mitglied-
staates als Straftat oder Ord-
nungswidrigkeit eingestuft 
sind. Hierzu sei am Rand an
gemerkt, dass es sich bei 
Trunkenheit im Verkehr und 
Fahren unter Drogeneinfluss 
um klassische Kontrolldelikte 
handelt, welche in diese Vor-
schrift eigentlich nicht hinein-
gehören.

9	 ABl. L 288 vom 5. November 2011, S. 1.

Diese Richtlinie wurde mit dem 
4. Gesetz zur Änderung des 
Straßenverkehrsgesetzes und 
anderer Gesetze vom 28. Au-
gust 2013 in deutsches Recht 
umgesetzt10.

Voraussetzung zur Umsetzung 
der Richtlinie ist, dass die be-
troffenen Mitgliedstaaten am 
elektronischen, automatisier-
ten Datenaustausch der natio-
nalen Fahrzeugregister (Euro-
pean Car and Driving Licence 
Information System = EUCA-
RIS) teilnehmen. Das sind mit 
Stand 1. Dezember 2016 insge-
samt 19 Mitgliedsländer11. 

Verfolgt ein Mitgliedstaat ei-
nen Verkehrsverstoß, hat er in 
Übereinstimmung mit seinen 
nationalen Rechtsvorschriften 
den Fahrzeugeigentümer, Fahr-
zeughalter oder den anderwei-
tig als Fahrzeugführer identifi-
zierten Betroffenen mittels 
Informationsschreiben detail-
liert über den begangenen 
Verstoß und die damit einher-
gehende Sanktionierung zu un-
terrichten. Die Unterrichtung 
hat in der Sprache des Zulas-
sungsdokumentes oder in der 
Amtssprache des Mitgliedstaa-
tes zu erfolgen, in dem das 
Fahrzeug zugelassen ist. Zahlt 
der Betroffene daraufhin das 
Verwarnungs- oder Bußgeld, 
ist der Vorgang erledigt. Bei 
Bußgeldern ist dem Betroffe-
nen im Nachgang noch ein 
Bußgeldbescheid zuzuleiten. 

b) Gesetz zur Umsetzung des 
Rahmenbeschlusses 2005/ 
214/JI des Rates vom 24. Feb-
ruar 2005 über die Anwendung 
des Grundsatzes der gegen
seitigen Anerkennung von 
Geldstrafen und Geldbußen 
(Europäisches Geldsanktions-
gesetz)

Die §§ 86 ff. des Gesetzes über 
die internationale Rechtshilfe 
in Strafsachen (IRG) enthalten 
Vorschriften zur erleichterten 
Vollstreckung von Geldsanktio-

10	BGBl. I S. 3310.
11	Vgl. dazu den Überblick auf der offiziellen 

Website https://www.eucaris.net/dash-
board/.
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§§
nen ab 70 Euro (inklusive Ge-
bühren und Auslagen). Das Ge-
setz ist am 28. Oktober 2010 in 
Kraft getreten12. Ziel ist die 
grenzüberschreitende Aner-
kennung und Vollstreckung 
von Geldstrafen und Geldbu-
ßen innerhalb der Europäi-
schen Union. Damit sind 
Entscheidungen von Mitglied-
staaten, mit denen dem Be-
troffenen eine Geldbuße auf
erlegt wurde, grundsätzlich 
anzuerkennen und zu vollstre-
cken. Im Umkehrschluss be-
deutet dies, dass die unter a) 
behandelte Enforcement-
Richtlinie bereits vom EU-Staat 
umgesetzt wurde und zu kei-
ner Zahlung des Betroffenen 
geführt hat. Einschließlich 
Deutschland wenden inzwi-
schen 25 EU-Mitgliedstaaten 
den Rahmenbeschluss an. 
Wenn die von einer deutschen 
Behörde verhängte Geldsankti-
on in Deutschland nicht erfolg-
reich vollstreckt werden konn-
te, übersendet das Bundesamt 
für Justiz auf Antrag der deut-
schen Vollstreckungsbehörde 

12	Vgl. zur Rechtspraxis den Aufsatz von 
Johnson, Christian, Anerkennung und Voll-
streckung von EU-Geldsanktionen nach 
dem Rahmenbeschluss 2005/214/JI, in: 
Straßenverkehrsrecht (SVR) 2016, S. 449 ff.

und nach Prüfung die Vor-
gangsunterlagen an die zu-
ständige Stelle in dem Mit-
gliedstaat, in dem die Sanktion 
vollstreckt werden soll. Kommt 
es in dem angefragten EU-Mit-
gliedstaat zur Vollstreckung, 
fließt der Erlös in den Staats-
haushalt des vollstreckenden 
Landes.

c) Vertrag über die Amts- und 
Rechtshilfe in Verwaltungssa-
chen vom 31. Mai 1988 zwi-
schen Deutschland und Öster-
reich13

Zusammengefasst ermöglicht 
dieser Vertrag die Sanktionie-
rung von in Deutschland be-
gangenen Verkehrsordnungs-
widrigkeiten durch Betroffene, 
die ihren Wohnsitz in der Repu-
blik Österreich haben14.

d) Deutsch-schweizerischer 
Polizeivertrag vom 27. April 
199915

Hier gelten grundsätzlich die 
gemachten Ausführungen hin-
sichtlich des mit Österreich be-
stehenden Vertrages.

<< Wie ist die aktuelle 
Situation in Deutschland 
im Hinblick auf die be-
schriebenen Sanktions-
möglichkeiten?

Diese Frage kann man ohne 
Umschweife mit „sehr unbe-
friedigend“ beantworten. 

Um die weiteren Ausführun-
gen verständlicher zu machen, 
bedarf es zunächst der Klä-
rung, wer im Verfahren zur 
Verfolgung von Verkehrsord-

13	Gesetz zu dem Vertrag vom 31. Mai 1988 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Österreich über Amts- 
und Rechtshilfe in Verwaltungssachen 
vom 26. April 1990 (BGBl. 1990 II S. 357).

14	Die Durchführungshinweise sind publi-
ziert unter http://www.verwaltungs 
vorschriften-im-internet.de/bsvwv-
bund_16122013_VII1130081OST3.htm.

15	Gesetz zu den Verträgen vom 27. April 
1999 und 8. Juli 1999 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft über 
grenzüberschreitende polizeiliche Zusam-
menarbeit, Auslieferung, Rechtshilfe so-
wie zu dem Abkommen vom 8. Juli 1999 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Schweizerischen Eidgenossen-
schaft über Durchgangsrechte vom 
25. September 2001 (BGBl. 2001 Teil II 
S. 946).

nungswidrigkeiten die zustän-
dige Verfolgungsbehörde ist. 
Für den ersten Angriff ist das 
gemäß § 53 Abs. 1 OWiG 
grundsätzlich die Polizei. Das 
weitere Verfahren ist aller-
dings deutschlandweit von 
Bundesland zu Bundesland 
unterschiedlich geregelt. 

Das aus polizeilicher Sicht ziel-
führende Modell mit einer zen-
tralen polizeilichen Bußgeld-
stelle existiert zum Beispiel in 
den beiden Freistaaten Bayern 
und Thüringen sowie in Bran-
denburg. Bei dieser Variante 
des Ordnungswidrigkeitenver-
fahrens laufen alle polizeilich 
veranlassten Verwarnungs- 
und Bußgeldverfahren zusam-
men und werden endbearbei-
tet. Völlig konträr hierzu steht 
eine Variante, bei der die Poli-
zei nach der Erstbeanstandung 
nur Verfolgungsbehörde im 
Verwarnungsbereich ist und 
Bußgeldsachen von der Kreis-
verwaltungsbehörde weiter
bearbeitet werden, wie es zum 
Beispiel in Nordrhein-Westfa-
len und Sachsen der Fall ist. 
Dort wird die tatbestandliche 
Feststellung der Ordnungswid-
rigkeiten im Bußgeldbereich 
von den Beamten der Landes-
polizei durchgeführt, die in ei-
nem nächsten Schritt eine 
Bußgeldanzeige zur kommuna-
len Bußgeldbehörde adressie-
ren müssen. Die Kommune 
hört daraufhin den Betroffe-
nen an, falls dies nicht zuvor 
bereits die Polizei durchgeführt 
hat, und erlässt daraufhin den 
Bußgeldbescheid.

Dass es bei diesem Modell im-
mer wieder zu Kommunikati-
onsproblemen zwischen Polizei 
und Verfolgungsbehörde kom-
men kann, liegt auf der Hand, 
zumal grundsätzlich auch kei-
ne gemeinsamen Fortbildungs-
veranstaltungen existieren.

<< Erlass von Erzwingungs-
haftbefehlen

Leistet der Betroffene also 
nach Anhaltung, erfolglosem 
Sanktionierungsversuch mit-
tels Sicherheitsleistung und 

Belehrung über eine mögliche 
Erzwingungshaft im Nachgang 
der Zahlungsaufforderung be-
harrlich keine Folge, kann die 
zuständige Verfolgungsbehör-
de bei Gericht einen Erzwin-
gungshaftbefehl beantragen. 
Soweit dies aufgrund der gera-
de geschilderten Kommunika-
tionsprobleme überhaupt an-
gedacht werden kann, kommt 
man in der bundesdeutschen 
Gesamtschau zum Ergebnis, 
dass von dieser rechtlichen 
Möglichkeit bei Ausländern, 
wenn überhaupt, nur selten 
Gebrauch gemacht wird. Dies 
hat sich insbesondere bei aus-
ländischen Berufskraftfahrern 
herumgesprochen und erklärt, 
dass sich diese nach einem Ver-
kehrsverstoß und anschließen-
der Anhaltung durch die Polizei 
zunehmend als zahlungsunfä-
hig ausgeben und bereitwillig 
über eine mögliche Erzwin-
gungshaft belehren lassen. Da-
ran ändert auch die eventuelle 
Möglichkeit der Nutzung mobi-
ler Bezahlsysteme bei der poli-
zeilichen Kontrolle zunächst 
nicht viel. Bei Inländern dage-
gen ist der Erlass eines Erzwin-
gungshaftbefehles wegen be-
harrlicher Nichtbezahlung 
einer Verwarnung oder Geld-
buße nach einer Verkehrsord-
nungswidrigkeit eine Stan-
dardmaßnahme. Es gehört 
zum Polizeialltag, dass solche 
Erzwingungshaftbefehle gege-
benenfalls bis hin zur Einliefe-
rung des Betroffenen in die 
Justizvollzugsanstalt vollzogen 
werden, auch wegen vermeint-
lich sehr niedriger nicht gezahl-
ter Beträge. 

Interessant ist in diesem Zu-
sammenhang die Vorgehens-
weise einer angefragten Ver-
folgungsbehörde, die statt der 
Beantragung von Erzwingungs-
haftbefehlen die von Auslän-
dern nicht gezahlten Bußgel-
der nach drei Mahnschreiben 
und nochmaliger Androhung 
einer Erzwingungshaft ab ei-
nem Betrag von 200 Euro dem 
Zoll zur Einstellung in dessen 
bundeseinheitliche Grenzaus-
schreibungsliste (BENGALI) 
übermittelt. Kommt es dann 

20

DPolG – Deutsche Polizeigewerkschaft

> Polizeispiegel  |  Mai 2017

Fa
ch

te
il



zur Kontrolle des Betroffenen 
durch den Zoll, wird die Forde-
rung gegebenenfalls mittels 
Pfändung vollstreckt, wozu zu-
nächst aber auch einige rechtli-
che und praktische Hürden zu 
nehmen sind. Dass die Wahr-
scheinlichkeit für den Auslän-
der, über diese Variante seinen 
Verpflichtungen nachkommen 
zu müssen, als eher gering ein-
gestuft werden muss, bedarf 
keiner weiteren Ausführungen. 
Zudem sei an dieser Stelle am 
Rande erwähnt, dass die BEN-
GALI-Datei von den Länderpoli-
zeien nicht eingesehen werden 
und daher die einliegenden 
Personen auch nicht erkannt 
werden können.

<< Umsetzung der EU-
Enforcement-Richtlinie

Fragt man diesbezüglich bun-
desweit bei Verfolgungsbehör-
den nach, ergibt sich ein völlig 
unterschiedliches Bild. Im 
schlechtesten Fall wird die 
Enforcement-Richtlinie über-
haupt nicht umgesetzt und 
Verfahren wegen festgestellter 
Verkehrsordnungswidrigkeiten 
erst gar nicht eingeleitet. Be-
weisfotos nach beweissicher 
festgestellten Geschwindig-
keits-, Rotlicht- oder Abstands-
verstößen, auf denen Kfz-
Kennzeichen aus den Staaten 
Polen und Tschechien sowie 
allen anderen östlichen EU-
Staaten zu sehen sind, werden 
daher ohne jegliche Ermitt-
lungsversuche gelöscht, und 
zwar egal, ob es sich um einen 
Verstoß im Verwarnungs- oder 
im Bußgeldbereich handelt. So 
erfasste zum Beispiel die Stadt 
Düsseldorf in den drei Mona-
ten August bis Oktober 2012 
insgesamt 5 884 Verkehrsver-
stöße, die mit Kfz mit ausländi-
schen Kennzeichen begangen 
wurden, und verfolgte man-
gels Erfolgsaussicht nicht eine 
dieser Ordnungswidrigkeiten16. 
Die Bundeshauptstadt Berlin 
erfasste allein in der Woche 

16	Müller, Dieter, Die Ausdehnung der Kos
tentragungspflicht des § 25 a StVG auf den 
fließenden Verkehr, Bericht M 250 aus der 
Reihe „Mensch und Sicherheit“ der Bun-
desanstalt für Straßenwesen, Bergisch 
Gladbach 2014, S. 55.

vom 20. bis 27. Juni 2012 mit-
tels mobiler Geschwindigkeits-
überwachungen 1 394 Ge-
schwindigkeitsverstöße aus-
ländischer Fahrer, die ebenfalls 
allesamt gelöscht wurden17.

Es gibt aber auch Bundesländer 
und Kommunen, die konse-
quent ausländische Fahrzeug-
halter oder Eigentümer richtli-
nienkonform anschreiben und 
zur Zahlung auffordern. Inter-
essant ist die in diesem Zusam-
menhang gewonnene Erfah-
rung, dass es dabei zu einer 
freiwilligen Zahlung von bis zu 
89 Prozent kommt. So leitete 
die Stadt Leipzig im Zeitraum 
vom 1. April 2012 bis 31. März 
2013 insgesamt 1 477 Verfah-
ren gegen Ausländer ein, wo-
von 552 Verfahren mittels Zah-
lung eines Verwarnungsgeldes 
beziehungsweise Bußgeldes 
abgeschlossen werden konn-
ten, aber auch 919 Verfahren 
eingestellt werden mussten, 
weil der Fahrzeugführer auch 
mithilfe der ausländischen 
Meldebehörden nicht rechtzei-
tig vor Ablauf der Verjährung 
ermittelt werden konnte18.

Die Begründung einer Verfol-
gungsbehörde bezüglich ihres 
Nichthandelns, dass es unter 
anderem Probleme mit der Er-
stellung der notwendigen In-
formationsschreiben in der je-
weiligen Landessprache gibt, 
kann nur Kopfschütteln auslö-
sen, zumal eine andere Behör-
de in Deutschland genau diese 
Schreiben bereits erstellt hat. 
Offensichtlich tritt auch hier 
bei einigen Verkehrsteilneh-
mern ein negativer Lerneffekt 
ein. So fallen regelmäßig aus-
ländische Fahrzeuge bei Mes-
sungen mit gravierenden Ge-
schwindigkeitsverstößen auf, 
welche die sonst üblichen Ver-
haltensweisen, wie abruptes 
Abbremsen im Bereich von 
Messstellen, vermissen lassen. 
Diese praktischen Erfahrungen 
aus dem Polizeialltag werden 
durch regelmäßige Verkehrsbe-
obachtungen des Instituts für 
Verkehrsrecht und Verkehrs-

17	 Müller, Dieter, a. a. O., ebd.
18	Müller, Dieter, a. a. O., ebd.

verhalten Bautzen bestätigt, 
das den Autobahnabschnitt 
der A 4 von der Anschlussstelle 
Bautzen-West in Fahrtrichtung 
der Staatsgrenze zwischen 
Deutschland und Polen bis zur 
Anschlussstelle Kodersdorf re-
gelmäßig befährt. Dabei wurde 
im Rahmen einer Langzeitbe-
trachtung über einen Zeitraum 
von 2011 bis 2016 festgestellt, 
dass beim Befahren des mehr 
als drei Kilometer langen Auto-
bahntunnels durch die Königs-
hainer Berge, in dem die zuläs-
sige Höchstgeschwindigkeit 
auf 80 km/h angeordnet wur-
de, circa 80 Prozent der Ge-
schwindigkeitsüberschreitun-
gen durch Fahrzeugführer mit 
polnischen, niederländischen 
und tschechischen Kfz-Kenn-
zeichen begangen wurden.

Auch kann bei Kontrollstellen 
im Nachgang zu Geschwindig-
keitsmessungen vermehrt fest-
gestellt werden, dass zuneh-
mend Fahrzeugführer mit 
Wohnsitz in der Bundesrepu
blik Deutschland und Migra
tionshintergrund nicht nur 
vorübergehend mit einem 
ausländischen Fahrzeug in 
Deutschland unterwegs sind.

<< Umsetzung des EU-
Geldsanktionsgesetzes

Leider muss festgestellt wer-
den, dass diese rechtliche Mög-
lichkeit, zumindest im Bereich 
der Verfolgung von Verkehrs-
ordnungswidrigkeiten, derzeit 
bundesweit wohl kaum bis gar 
nicht zur Anwendung kommt. 
In den letzten Jahren seit dem 
Jahr 2011 sind lediglich 42 000 
eingehende und 23 000 ausge-
hende Ersuchen vom Bonner 
Bundesamt für Justiz bearbei-
tet worden19. Diese Zahlen ent-
sprechen nicht einmal dem 
jährlichen Aufkommen an Buß-
geldverfahren einer beliebigen 
deutschen Kleinstadt, die Ge-
schwindigkeitsüberwachung 
betreibt.

Darauf angesprochen, reagie-
ren die Verantwortlichen ver-

19	Siehe Johnson, Christian, S. 449.

ständlicherweise eher zurück-
haltend. Inwieweit hier die 
Verfolgungspraxis des zustän-
digen Bundesamtes für Justiz 
einen wesentlichen Anteil hat, 
konnte nicht ermittelt werden. 
Letztendlich bleibt festzuhal-
ten, dass die seit Ende 2010 in 
der Öffentlichkeit erzeugte An-
sicht, dass Nichtinländer nach 
in Deutschland begangenen 
Verkehrsordnungswidrigkei-
ten, auch ohne gleich folgende 
polizeiliche Anhaltung, ab 
70 Euro im Nachgang zur Kasse 
gebeten werden, so nicht 
stimmt.

<< Amtshilfeabkommen 
mit Österreich

Diese Vereinbarung zwischen 
Deutschland und der Republik 
Österreich funktioniert auch 
nicht immer problemlos. Zwei 
Finanzgerichte lehnten eine 
Vollstreckung von verwal-
tungsrechtlichen Straferkennt-
nissen aus Österreich gegen-
über deutschen OWi-Tätern, 
die während ihres Urlaubs in 
Österreich Verkehrsordnungs-
widrigkeiten begangen hatten, 
die festgesetzten Geldstrafen 
jedoch nicht zahlen wollten, 
rechtskräftig ab20.

<< Deutsch-Schweizerischer 
Polizeivertrag

Hier liegt die Problemstellung 
darin, dass die Schweiz nicht 
am automatisierten Halteraus-
tausch teilnimmt. Dies hat zur 
Folge, dass Verstöße nur durch 
Übernahme ins sogenannte 
„manuelle Verfahren“ bearbei-
tet und verfolgt werden kön-
nen. Dies bedeutet, dass der 
Vorgang nicht automatisiert, 
sondern händisch durch einen 
Sachbearbeiter bearbeitet wer-
den muss. Im Zusammenhang 
mit dem damit einhergehen-
den zusätzlichen Verwaltungs-
aufwand ergeben sich, auch 
abhängig von den personellen 
Möglichkeiten in dem jeweili-
gen Bundesland, bundesweit 

20	Sächsisches Finanzgericht, Beschluss vom 
1. Juni 2012 – 4 V 387/12, juris; Finanzge-
richt Hamburg, Beschluss vom 16. März 
2010 – 1 V 289/09, juris.
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verschiedene Verfolgungsprak-
tiken. Diese reichen von konse-
quenter Verfolgung bis zur 
Nichtahndung.

<< Fazit

Im Hinblick auf die Zielsetzun-
gen der Europäischen Union21 
und der Bundesrepublik 
Deutschland, die Zahl der Ver-
kehrstoten in Deutschland bis 
2020 nachhaltig zu senken, 
kommt allen Interventionsfel-
dern der Verkehrssicherheits
arbeit eine wachsende Bedeu-
tung zu. Dabei müssen sich die 
Schwerpunkte der Bekämp-
fungsstrategie in sinnvoller 

21	Europäische Kommission, EU-Leitlinien für 
die Politik im Bereich der Straßenverkehrs-
sicherheit 2011 – 2020, Brüssel 2010.

Weise auf die Hauptunfall- und 
Todesursachen fokussieren, 
um den größtmöglichen Effekt 
zu erreichen. Zu diesen zählen 
nach wie vor Geschwindig-
keitsverstöße. Für die Polizei 
spielt das Interventionsfeld 
Enforcement in diesem Zusam-
menhang eine herausragende 
Rolle. Darüber hinaus ist die 
präventive Wirkung einer kon-
sequenten Ahndungspraxis 
unbestritten. Um die polizeili-
chen Maßnahmen nicht ins 
Leere laufen zu lassen, müssen 
die rechtlichen Möglichkeiten 
durch die Verfolgungsbehör-
den und die Justiz zur Ahndung 
von Verkehrsverstößen konse-
quent ausgeschöpft werden. 
Dies auch unabhängig davon, 
ob es sich bei dem Betroffenen 

um einen Inländer oder einen 
Ausländer handelt. Die Er-
kenntnis, dass Deutschland ein 
Transitland ist und die hiesigen 
Sanktionshöhen für Verkehrs-
verstöße im europäischen Ver-
gleich eher niedrig sind22, ver-
leiht diesem Anliegen noch 
mehr Gewicht. 

In der Gesamtschau bleibt 
festzuhalten, dass Ausländer, 
die in Deutschland nach einem 
Verkehrsverstoß angehalten 
werden und die fällige Sankti-
on nicht bezahlen, bei der Wie-
dereinreise nach Deutschland 

22	Vgl. zu der in Deutschland im europäi-
schen Maßstab geringsten Sanktionshöhe 
Müller, Dieter, Fortschritt statt Rückzug? 
Die Rolle der Polizei bei der Verkehrsüber-
wachung, in: Neue Zeitschrift für Ver-
kehrsrecht (NZV) 2017, S. 19 ff.

grundsätzlich nicht befürchten 
müssen, dass sie mittels Er-
zwingungshaftbefehl zur Zah-
lung gezwungen werden.

Kommt es von vornherein nach 
einem Verstoß erst gar nicht  
zu einer Anhaltung des auslän-
dischen Fahrzeugs, sind die 
Chancen des Betroffenen, 
überhaupt mit seinem Fehlver-
halten konfrontiert zu werden, 
von Bundesland zu Bundesland 
unterschiedlich ausgeprägt. 
Erhält er Informations- und 
Mahnschreiben und zahlt die 
geforderte Sanktion trotzdem 
nicht, muss er auch ab einem 
Betrag von 70 Euro nicht damit 
rechnen, dass diese Forderung 
in seinem Heimatland voll-
streckt wird.�

Trunkenheitsfahrt mal anders:  
Segway und E-Bikes
Von Rechtsanwalt Guido C. Bischof, Castrop-Rauxel

Mit dem Aufkommen neuer 
Fahrzeugarten stellen sich 
rechtliche Fragen unter ande-
rem um die Trunkenheitsfahrt 
neu. Gemäß § 316 Strafgesetz-
buch (StGB) wird bestraft, wer 
ein Fahrzeug im Verkehr führt, 
obwohl er infolge des Genus-
ses alkoholischer Getränke 
oder anderer berauschender 
Mittel nicht in der Lage ist,  
das Fahrzeug sicher zu führen. 
Dabei kann zum einen eine 
„relative Fahruntüchtigkeit“ 
vorliegen, wenn Ausfaller
scheinungen, etwa Fahrfehler, 
feststellbar sind1. Andererseits 
ist eine „absolute Fahruntüch-
tigkeit“ bei Erreichen bestimm-
ter Blutalkoholkonzentrationen 
(BAK) gegeben. Diese liegt bei 
Kraftfahrzeugen bei 1,1 Pro-
mille2. Ab diesem Grenzwert 
wird die Fahruntüchtigkeit mit 

1	 Aspekte der relativen Fahruntüchtigkeit 
lasse ich hier aus Platzgründen außen vor.

2	 Vgl. BGHSt 37, 89 = NJW 1990, 2393.

einem Kraftfahrzeug unwider-
leglich vermutet. Bei der Be-
nutzung anderer Fahrzeuge ist 
die Rechtsprechung zur absolu-
ten Fahruntüchtigkeit schon 
weniger eindeutig. Für Radfah-
rer nahm die frühere Recht-
sprechung 1,7 Promille an3, et-
was später 1,5 Promille4. Die 
herrschende Meinung legt sich 
auf einen Wert von 1,6 Promil-
le zum Vorliegen der absoluten 
Fahruntauglichkeit bei Radfah-
rern fest5. 

In der Praxis ist insofern rele-
vant, ob ein Fahrzeug ein 
Kraftfahrzeug ist (dann ab
solute Fahruntüchtigkeit bei 
1,1 Promille) oder es sich „nur“ 
um ein Fahrzeug handelt (dann 
regelmäßig 1,6 Promille).

3	 BGHSt 34, 133 = NJW 1986, 2650.
4	 LG Verden NZV 1992, 293.
5	 Etwa BayObLG NJW 1992, 1906; OLG 

Hamm NZV 1992, 198; OLG Celle NJW 
1992, 2169.

<< Segway

Ein Segway ist ein durch Elek
tromotor angetriebenes Ein-
Personen-Transportmittel mit 
nur einer Achse. Er erreicht eine 
Geschwindigkeit bis zu 20 km/h. 
Die beförderte Person steht da-
bei auf einer Plattform über 

dieser Achse und bedient das 
Fahrzeug durch Gewichtsver
lagerungen und mittels einer 
lenkerähnlichen Haltestange6. 

Mit einem solchen Segway 
befuhr ein Bürger in Hamburg 

6	 Ähnliche Fahrzeuge werden auch unter 
der Bezeichnung „Ninebot“ angeboten.

Guido C. Bischof ist 
Rechtsanwalt und 
Fachanwalt für Me
dizinrecht. Seine 
Schwerpunkte liegen 
neben dem Medizin-
recht im Verkehrs- 
und Arbeitsrecht. 
Daneben ist er in der 
Aus- und Fortbildung 
im Rettungsdienst 
tätig.
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einen Gehweg. Er fiel einer 
Polizeistreife auf, ohne dass 
Ausfallerscheinungen vorla-
gen. Die weiteren Ermittlun-
gen ergaben eine BAK von 
1,5 Promille. Der Beschuldigte 
verteidigte sich damit, dass 
bezüglich der absoluten Fahr-
untauglichkeit ein Wert wie 
für Radfahrer, nämlich 1,6 
Promille gelten müsse. Das 
Amtsgericht verurteilte ihn 
wegen vorsätzlicher Trunken-
heit im Verkehr zu einer Geld-
strafe von 30 Tagessätzen, die 
Fahrerlaubnis wurde entzo-
gen und eine einjährige Sper-
re für die Erteilung einer neu-
en Fahrerlaubnis bestimmt. 
Seine Berufung zum Landge-
richt führte nur zu einer Ver
ringerung der Tagessatzhöhe, 
letztlich blieb auch die Revisi-
on zum Oberlandesgericht 
erfolglos7.

7	 OLG Hamburg, Beschluss vom 19. Dezem-

Wegen der oben geschilderten 
Problematik der absoluten 
Fahruntüchtigkeit und der 
unterschiedlichen Grenzwerte 
war im Verfahren umstritten, 
ob ein Segway im rechtlichen 
Sinn ein Kraftfahrzeug ist. 

Kraftfahrzeuge sind nach § 1 
Abs. 2 Straßenverkehrsgesetz 
(StVG) durch Maschinenkraft 
bewegte und nicht an Gleise 
gebundene Landfahrzeuge8. 
Das OLG führt aus, dass bereits 
anhand dieser Kriterien das 
Segway als Kraftfahrzeug an-
zusehen sei. Aus der Fahrzeug
zulassungsverordnung (FZV), 
woraus sich die Erforderlichkeit 
einer Typgenehmigung ergibt9, 
sowie der Verordnung über die 
Teilnahme elektronischer Mo-

ber 2016 – 1 Rev 76/16 = BeckRS 2016, 
111447.

8	 Vgl. auch BGH, Urteil vom 24. Juni 1993, 
4 StR 217/93 = BGHSt 39, 249.

9	 Vgl. § 3 Abs. 2 Nr. 1g FZV.
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bilitätshilfen am Verkehr vom 
16. Juli 2009 (Mobilitätshilfen-
Verordnung – MobHV), welche 
ausdrücklich bestimmt, dass 
Führer elektronischer Mobili-
tätshilfen den Vorschriften  
der Straßenverkehrsordnung 
unterliegen, ergäbe sich nichts 
anderes.

In der Folge sei dann hinsicht-
lich der absoluten Fahruntüch-
tigkeit auch der Blutalkohol
grenzwert von 1,1 Promille 
anzuwenden und nicht der 
höhere Grenzwert für Radfah-
rer. Man mag dem Urteil des 
Oberlandesgerichtes entge-
genhalten, dass die Gefähr-
dung durch ein Segway deut-
lich geringer ist als die durch 
ein klassisches Kraftfahrzeug. 
Insofern läge es näher, die 
BAK-Grenze von 1,6 Promille 
für Radfahrer anzuwenden. 
Teile der Rechtsprechung hat-
ten dieses Kriterium der Ge-
fährlichkeit jedoch bereits zu-
vor aufgegeben. Das Urteil ist 
jedoch jedenfalls eine Klarstel-
lung, die zur Vereinfachung 
und Vereinheitlichung der 
Verfolgungspraxis führt.

<< Exkurs: Versicherungs-, 
Zulassungs- und Fahr
erlaubnispflicht beim 
Segway

Die gängigsten Segway-Model-
le sind als Mobilitätshilfe ein
zustufen. Für sie gilt die Fahr
erlaubnis-Verordnung mit der 
Maßgabe, dass für das Führen 
mindestens die Berechtigung 
zum Führen eines Mofas nach-
zuweisen ist. Das Segway ist in 
der Regel zulassungsfrei. Es ist 
jedoch ein Versicherungskenn-
zeichen erforderlich, ferner eine 
Einzel- oder Typgenehmigung10.  

Das Segway darf dann inner-
halb geschlossener Ortschaften 
nur auf Schutzstreifen, 
Radfahrstreifen, Radwegfurten 
und Radwegen geführt wer-
den. Wenn solche nicht vorhan-
den sind, darf auf Fahrbahnen 
gefahren werden (§ 7 Abs. 2 
MobHV). Außerorts dürfen für 

10	§ 3 Abs. 2 Nr. 1 lit. g) FZV; §§ 2, 3 MobHV.

Radfahrer zugelassene Wege 
und sonstige Wege, ansonsten 
die Straße genutzt werden. Die 
Nutzung von Bundes-, Landes- 
oder Kreisstraßen ist verboten 
(§ 7 Abs. 3 MobHV).

Es gibt jedoch auch Segway-
Modelle, welche die in § 1 Abs. 
1 Nr. 2 MobHV genannte zuläs
sige Gesamtbreite von 70 Zen
timetern überschreiten. Diese 
Modelle sind damit keine Mo
bilitätshilfe11, ihre Nutzung im 
öffentlichen Straßenverkehr 
wäre nur mit einer Ausnahme-

genehmigung nach § 70 Stra-
ßenverkehrszulassungsordnung 
(StVZO) zulässig. Andernfalls 
können Straftaten nach §§ 1, 6 
Pflichtversicherungsgesetz we-
gen Verstoßes gegen die Versi-
cherungspflicht sowie eine Ord-
nungswidrigkeit gemäß § 24 
StVG in Verbindung mit §§ 3 
Abs. 1, 48 Nr. 1 a FZV vorliegen. 

<< Segway x2 SE

In der Regel wird man der
artige Segway-Modelle auch 
fahrerlaubnisrechtlich als 
Kraftfahrzeug nach § 4 Abs. 1 
Fahrerlaubnisverordnung (FeV) 
einstufen müssen, sodass auch 
ein Fahren ohne Fahrerlaubnis 
vorliegt (§ 21 StVG).

11	Zum Beispiel das Modell Segway x2 SE mit 
einer Gesamtbreite von 85 Zentimetern, 
vgl. http://www.segway-pt.eu/index.php/
segway_x2_de_de.html.

<< E-Bikes

Ob ein Elektrofahrrad („E-Bike“ 
oder auch „Pedelec“) ein Kraft-
fahrzeug ist, regelt seit 2013 
§ 1 Abs. 3 StVG. Danach han-
delt es sich nicht um Kraft-
fahrzeuge bei Landfahrzeugen, 
die durch Muskelkraft fortbe-
wegt werden und mit einem 
elektromotorischen Hilfsan-
trieb mit einer Nenndauer
leistung von höchstens 
0,25 kW ausgestattet sind. 
Weitere Voraussetzung ist, 
dass die Unterstützung durch 

den Elektromotor sich mit 
zunehmender Fahrzeug
geschwindigkeit progressiv 
verringert und spätestens bei 
einer erreichten Geschwindig-
keit von 25 km/h oder früher, 
wenn der Fahrer im Treten ein-
hält, unterbrochen wird. Das 
Vorhandensein einer elektri-
schen Anfahrhilfe, die das 
Fahrzeug auf bis zu 6 km/h 
beschleunigt, ist unschädlich. 
Das Fahrzeug ist dann als Fahr-
rad einzustufen und folglich 
auch zulassungs-, versiche-
rungs- und fahrerlaubnis
pflichtfrei. Auch ein Helm 
muss nicht getragen werden12.

Andere als die in § 1 Abs. 3 
StVG definierten Elektrofahr

12	Burmann/Heß/Hühnermann/Jahnke/Jank-
er, Straßenverkehrsrecht, 24. Auflage 2016  
– (BHHJJ) Janker/Hühnermann, 24. Aufl. 
2016, StVO § 21 a Rn. 7a.

räder, insbesondere solche mit 
einer höheren Geschwindigkeit 
als 25 km/h, sind Kraftfahrzeu-
ge. Diese werden zumeist als 
Kleinkraftrad einzuordnen 
sein, gegebenenfalls auch als 
Kraftrad. Dazu gehören in der 
Praxis etwa E-Bikes, bei denen 
die Geschwindigkeit durch Dre-
hung des Lenkradgriffs erhöht 
werden kann, ohne die Pedale 
zu treten. Insofern sollten be-
reits beim ersten Zugriff die 
entsprechenden Feststellun-
gen zum konkreten Elektro-
fahrrad getroffen werden13.

Ist das E-Bike danach als Fahr-
rad zu qualifizieren, gilt für die 
absolute Fahruntüchtigkeit die 
BAK von 1,6 Promille. Handelt 
es sich um ein Kleinkraftrad 
oder Kraftrad, ist auf den BAK-
Wert von 1,1 Promille abzu
stellen14.

<< Ordnungswidrigkeit 
gemäß § 24 a StVG

Die 0,5-Promille-Grenze aus 
§ 24 a StVG gilt auch für Seg-
way und als Kleinkraftrad zu 
qualifizierende E-Bikes15, nicht 
jedoch für E-Bikes, die nach 
obigen Ausführungen als 
Fahrrad anzusehen sind16. �

13	Vgl. OLG Hamm, Beschluss vom 28. Februar 
2013 – 4 RBs 47/13 = BeckRS 2013, 18137.

14	BHHJJ/Burmann, 24. Aufl. 2016, StGB § 316 
Rn. 22.

15	BHHJJ/Janker/Hühnermann, 24. Aufl. 2016, 
StVG § 24 a Rn. 2.

16	Da § 24 a StVG ausdrücklich ein Kraft-
fahrzeug erfordert. 

<	 Segway x2 SE
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Spitzengespräch beim Bundesinnenminister: 

Arbeitszeit im Fokus
Aktuelle Entwicklungen im öffentlichen Dienst 
waren das Thema eines Spitzengesprächs, zu dem 
dbb und DGB am 22. März 2017 in Berlin mit Bun­
desinnenminister Thomas de Maizière zusam­
mentrafen. Für den dbb waren der Bundesvorsit­
zende Klaus Dauderstädt und der Fachvorstand 
Beamtenpolitik, Hans­Ulrich Benra, beteiligt. Im 
Mittelpunkt der Unterredung standen Fragen der 
Wochenarbeitszeit und der Arbeitszeitgestaltung.

Wie bereits im vorangegange­
nen Gespräch am 19. Oktober 
2016 betonte der dbb Bundes­
vorsitzende den wachsenden 
Protest der Bundesbeamtinnen 
und Bundesbeamten wegen 
der gegenüber dem Tarifbe­
reich weiterhin höheren Wo­
chenarbeitszeit. Für diese aus 
Einspargründen verfügte Un­
gleichbehandlung fehle mitt­
lerweile jegliches Verständnis, 
so Dauderstädt.  Weiterhin be­
stehende Personalengpässe als 
Folge der jahrelangen restrikti­
ven Personalpolitik sind aus 
Sicht des dbb kein Grund, Be­
amtinnen und Beamten für die 
Zukunft eine Gleichbehand­
lung zu verweigern. Bundes­

innenminister de Maizière 
lehnt diese Forderung weiter­
hin ab, weil damit gerade er­
reichte Stellenzuwächse wie­
der relativiert würden. Die 
Vertreter des dbb kündigten 
an, dieses Thema auch weiter­
hin mit hoher Priorität zu ver­
folgen und dies möglichst auch 
in einer Koali tionsvereinbarung 
für die kommende Legislatur­
periode zu verankern.

Anders als beim Thema Wo­
chenarbeitszeit erkannte der 
dbb die Initiative des Bundesin­
nenministers an, Lösungen für 
weitere Arbeitszeitfragen in 
einem Dialog mit den Spitzen­
organisationen zu erörtern. 

Hier geht es insbesondere um 
die verbesserte Anrechnung 
von Reisezeiten, die bereits er­
reichte Ausweitung von Lang­
zeitkonten sowie – mit Blick 
auf die Digitalisierung der Ver­
waltung – die erweiterten 
Möglichkeiten mobilen Arbei­
tens. Als Ergebnis soll unter an­
derem für besonders von Über­
stunden betroffene Bereiche 
ein Abbaumanagement einge­
führt werden, um individuelle 
Überbelastungen frühzeitig zu 
erkennen und gegenzusteuern. 
An alle Ressorts werde appel­
liert, Langzeitkonten verstärkt 
zu nutzen.

Ausdrücklich begrüßt hat der 
dbb den von der Bundesregie­
rung 2011 gestarteten Demo­
grafiedialog. So wurden in ei­
ner speziellen Arbeitsgruppe 
für den öffentlichen Dienst 
praxistaugliche Lösungen dis­
kutiert und vielfach auch reali­
siert – von der Personalbe­
darfsanalyse über das Thema 
„Führen in Teilzeit“ bis zu den 
im Rahmen der demografie­
vorsorgenden Stellenpolitik zur 
Verfügung gestellten Stellen 
für Nachwuchskräfte. Der Dia­

log müsse in der kommenden 
Legislaturperiode fortgesetzt 
werden, der dbb sei weiter zu 
einer aktiven Mitarbeit bereit.

Dauderstädt und Benra wie­
derholten ihre Forderung nach 
einer Modernisierung des aus 
dem Jahr 1974 stammenden 
Bundespersonalvertretungs­
gesetzes. Im Gespräch konnte 
erstmals Einvernehmen mit 
dem Bundesinnenminister 
hergestellt werden, dass in der 
nächsten Legislaturperiode 
eine Novellierung des Bundes­
personalvertretungsgesetzes 
in Angriff genommen werden 
muss. Anders als viele Länder­
vorschriften werden dessen 
Regelungen mit Beteiligungs­
tatbeständen aus dem Jahr 
1974 den Anforderungen an 
eine digitalisierte Verwaltung 
nicht mehr gerecht. Schließ­
lich wurde zwischen BMI, DGB 
und dbb eine gemeinsame Ini­
tiative für mehr Respekt ge­
genüber dem öffentlichen 
Dienst und gegen Anfeindun­
gen gegenüber den Mitarbei­
terinnen und Mitarbeitern in 
allen Bereichen der Verwal­
tung vereinbart. 

Ankündigung:

dbb Gewerkschaftstag 2017
In der Zeit vom 19. bis 21. November 2017 
führt der dbb beamtenbund und tarifunion in 
Berlin seinen Gewerkschaftstag durch.

Der Gewerkschaftstag ist das oberste Organ des dbb und fin­
det turnusgemäß alle fünf Jahre statt. Im November 2017 
werden die stimmberechtigten Delegierten des Gewerk­
schaftages den politischen Kurs für die kommende Legislatur 
festlegen und eine neue Bundesleitung wählen. 

Die Einladung zum Gewerkschaftstag wird durch die amtie­
rende Bundesleitung in Form einer schriftlichen Mitteilung 
ausgesprochen, die Zeit, Ort, Tagesordnung und die einge­
gangenen Anträge enthält. Sie erfolgt mindestens vier Wo­
chen vor dem Gewerkschaftstag. 
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Staatsministerin Aydan Özoğuz, Beauftragte der Bundesregierung für Migration, 
Flüchtlinge und Integration:

Vielfalt ist kein Thema von Sonntagsreden

dbb magazin 
Sie unterstützen die Arbeit  
der 2006 gegründeten Charta 
der Vielfalt e.V., die es sich zur 
Aufgabe gemacht hat, die 
Grundidee von der Vielfalt der 
Menschen, die in unserer Gesell­
schaft ein Recht auf Entfaltung 
haben, in die Arbeitswelt zu 
übertragen. Warum ist Diver­
sity Management, also die 
Wertschätzung der Vielfalt  
von Mitarbeiterinnen und 
 Mitarbeitern, so wichtig?

Aydan Özoğuz  
Wir wissen aus vielen Studien, 
dass Unternehmen erfolgrei­
cher sind, wenn sie auf eine 
vielfältige Mitarbeiterschaft 
setzen. Es geht nicht allein um 
ein vorurteilsfreies Betriebs­
klima, es geht um Innovation, 
Kundenorientierung, um neue 
Produkte und neue Märkte. 
Vielfalt ist in vielen Unterneh­
men also ein hartes, wirtschaft­

liches Kriterium, kein Thema 
von Sonntagsreden. Es geht da­
rum, dass wir alle Potenziale 
nutzen – im eigenen Interesse. 
Bei der Charta der Vielfalt sind 
derzeit Betriebe mit über acht 
Millionen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter dabei – auch der 
öffentliche Dienst.

Auf den ersten Blick scheint es, 
dass die freie Wirtschaft dem 
öffentlichen Dienst beim The­
ma Vielfalt um mehr als eine 
Nasenlänge voraus ist. Können 
Sie Beispiele für aktives Diversi­
ty Management im Bereich des 
Bundes nennen? 

Auch bei Deutschlands größ­
tem Arbeitgeber, der öffentli­
chen Hand, verändern sich die 
Dinge. Es gibt ein wachsendes 
Bewusstsein dafür, dass Behör­
den und Verwaltungen die Viel­
falt der Bevölkerung abdecken 
sollten, dass bunte Verwaltun­

gen flexibler, innovativer und 
erfolgreicher arbeiten. Dabei 
gibt es deutliche Unterschiede 
zwischen Kommunal­, Landes­, 
und Bundesverwaltung. Gerade 
bei vielen Kommunen und 
Stadtstaaten, die vor besonde­
ren Herausforderungen ange­
sichts veränderter Bevölke­
rungsentwicklungen stehen, 
hat die interkulturelle Öffnung 
der Verwaltung bereits seit Län­
gerem hohe Relevanz. Mit Blick 
auf die Bundesverwaltung, auf 
deren Ebene mein Amt angesie­
delt ist, kann ich sagen: Die Be­
mühungen um mehr Diversität 
und interkulturelle Kompeten­
zen haben zugenommen. Die 
Bundesregierung setzt beson­
ders auf die Gewinnung von 
Nachwuchskräften mit Migrati­
onshintergrund: „Unser Land 
braucht viele Talente. Wir sind 
Bund.“ Unter diesem Motto 
warb die Bundesregierung für 
Nachwuchs im öffentlichen 

Dienst. Ein zielgruppenorien­
tiertes Diversity Management 
hat beispielsweise die Bundes­
agentur für Arbeit in ihrer Be­
hörde eingeführt. Sie ist damit 
ein Vorreiter innerhalb der Bun­
desverwaltung. Im Nationalen 
Aktionsplan Integration wurde 
auch eine Handlungsempfeh­
lung zum Aufbau von Diversity 
Management in der Bundesver­
waltung erarbeitet, die allen 
Bundesbehörden zur Verfügung 
steht. Der eingeschlagene Weg 
ist richtig, aber die Einführung 
eines umfassenden Diversity 
Managements, also eine geziel­
te Neuausrichtung der Perso­
nal­ und Organisationsentwick­
lung, ist sicherlich noch die 
Ausnahme in der Bundesver­
waltung. 

Lassen sich dort bereits mess­
bare Erfolge verzeichnen? 

Die Bundesländer Berlin und 
Hamburg zeigen, wie erfolg­
reich Kampagnen wie „Berlin 
braucht Dich“ und „Wir sind 
Hamburg! Bist Du dabei?“ sein 
können. In Berlin konnte der 
 Anteil der Auszubildenden mit 
Einwanderungsgeschichte in 
kurzer Zeit deutlich gesteigert 
werden, auf aktuell fast 20 Pro­
zent, in Hamburg sind es sogar 
24 Prozent. Für den Bund wuss­
ten wir bis vor Kurzem über­
haupt nicht, wie viele Beschäf­
tigte mit Migrationshintergrund 
in der Bundesverwaltung arbei­
ten. Deshalb habe ich gemein­
sam mit dem Bundesminister 
des Innern Beschäftigtenbefra­
gungen in allen Bundesministe­
rien initiiert. Das Ergebnis: Ak­
tuell haben 14,8 Prozent aller 
Beschäftigten in der Bundesver­
waltung eine Einwanderungs­
geschichte. In der Bevölkerung 
sind es aber 21 Prozent, sodass 
die Gruppe im öffentlichen 
Dienst unterrepräsentiert ist 
und Nachholbedarf besteht. 
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Staatsministerin Aydan Özoğuz, Beauftragte der Bundesregierung für Migration, 
Flüchtlinge und Integration:

Vielfalt ist kein Thema von Sonntagsreden

dbb magazin 
Sie unterstützen die Arbeit  
der 2006 gegründeten Charta 
der Vielfalt e.V., die es sich zur 
Aufgabe gemacht hat, die 
Grundidee von der Vielfalt der 
Menschen, die in unserer Gesell­
schaft ein Recht auf Entfaltung 
haben, in die Arbeitswelt zu 
übertragen. Warum ist Diver­
sity Management, also die 
Wertschätzung der Vielfalt  
von Mitarbeiterinnen und 
 Mitarbeitern, so wichtig?

Aydan Özoğuz  
Wir wissen aus vielen Studien, 
dass Unternehmen erfolgrei­
cher sind, wenn sie auf eine 
vielfältige Mitarbeiterschaft 
setzen. Es geht nicht allein um 
ein vorurteilsfreies Betriebs­
klima, es geht um Innovation, 
Kundenorientierung, um neue 
Produkte und neue Märkte. 
Vielfalt ist in vielen Unterneh­
men also ein hartes, wirtschaft­

liches Kriterium, kein Thema 
von Sonntagsreden. Es geht da­
rum, dass wir alle Potenziale 
nutzen – im eigenen Interesse. 
Bei der Charta der Vielfalt sind 
derzeit Betriebe mit über acht 
Millionen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter dabei – auch der 
öffentliche Dienst.

Auf den ersten Blick scheint es, 
dass die freie Wirtschaft dem 
öffentlichen Dienst beim The­
ma Vielfalt um mehr als eine 
Nasenlänge voraus ist. Können 
Sie Beispiele für aktives Diversi­
ty Management im Bereich des 
Bundes nennen? 

Auch bei Deutschlands größ­
tem Arbeitgeber, der öffentli­
chen Hand, verändern sich die 
Dinge. Es gibt ein wachsendes 
Bewusstsein dafür, dass Behör­
den und Verwaltungen die Viel­
falt der Bevölkerung abdecken 
sollten, dass bunte Verwaltun­

gen flexibler, innovativer und 
erfolgreicher arbeiten. Dabei 
gibt es deutliche Unterschiede 
zwischen Kommunal­, Landes­, 
und Bundesverwaltung. Gerade 
bei vielen Kommunen und 
Stadtstaaten, die vor besonde­
ren Herausforderungen ange­
sichts veränderter Bevölke­
rungsentwicklungen stehen, 
hat die interkulturelle Öffnung 
der Verwaltung bereits seit Län­
gerem hohe Relevanz. Mit Blick 
auf die Bundesverwaltung, auf 
deren Ebene mein Amt angesie­
delt ist, kann ich sagen: Die Be­
mühungen um mehr Diversität 
und interkulturelle Kompeten­
zen haben zugenommen. Die 
Bundesregierung setzt beson­
ders auf die Gewinnung von 
Nachwuchskräften mit Migrati­
onshintergrund: „Unser Land 
braucht viele Talente. Wir sind 
Bund.“ Unter diesem Motto 
warb die Bundesregierung für 
Nachwuchs im öffentlichen 

Dienst. Ein zielgruppenorien­
tiertes Diversity Management 
hat beispielsweise die Bundes­
agentur für Arbeit in ihrer Be­
hörde eingeführt. Sie ist damit 
ein Vorreiter innerhalb der Bun­
desverwaltung. Im Nationalen 
Aktionsplan Integration wurde 
auch eine Handlungsempfeh­
lung zum Aufbau von Diversity 
Management in der Bundesver­
waltung erarbeitet, die allen 
Bundesbehörden zur Verfügung 
steht. Der eingeschlagene Weg 
ist richtig, aber die Einführung 
eines umfassenden Diversity 
Managements, also eine geziel­
te Neuausrichtung der Perso­
nal­ und Organisationsentwick­
lung, ist sicherlich noch die 
Ausnahme in der Bundesver­
waltung. 

Lassen sich dort bereits mess­
bare Erfolge verzeichnen? 

Die Bundesländer Berlin und 
Hamburg zeigen, wie erfolg­
reich Kampagnen wie „Berlin 
braucht Dich“ und „Wir sind 
Hamburg! Bist Du dabei?“ sein 
können. In Berlin konnte der 
 Anteil der Auszubildenden mit 
Einwanderungsgeschichte in 
kurzer Zeit deutlich gesteigert 
werden, auf aktuell fast 20 Pro­
zent, in Hamburg sind es sogar 
24 Prozent. Für den Bund wuss­
ten wir bis vor Kurzem über­
haupt nicht, wie viele Beschäf­
tigte mit Migrationshintergrund 
in der Bundesverwaltung arbei­
ten. Deshalb habe ich gemein­
sam mit dem Bundesminister 
des Innern Beschäftigtenbefra­
gungen in allen Bundesministe­
rien initiiert. Das Ergebnis: Ak­
tuell haben 14,8 Prozent aller 
Beschäftigten in der Bundesver­
waltung eine Einwanderungs­
geschichte. In der Bevölkerung 
sind es aber 21 Prozent, sodass 
die Gruppe im öffentlichen 
Dienst unterrepräsentiert ist 
und Nachholbedarf besteht. 
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 Immerhin wissen wir jetzt, wo 
wir stehen und wir können künf­
tig Fortschritte gezielt messen.

Die Ergebnisse der Erhebung 
sind Grundlage, um konkrete 
und behördenspezifische Maß­
nahmen zu entwickeln und 
auszubauen, um mehr Men­
schen mit Migrationshinter­
grund zu gewinnen. Viele Be­
hörden haben sich bereits mit 
unterschiedlichen Bemühun­
gen auf den Weg gemacht, an­
dere fangen damit gerade erst 
an. Die Spannbreite reicht da­
bei von gezielten Hinweisen in 
Stellenausschreibungen, um 
mehr Bewerberinnen und Be­
werber mit Migrationshinter­
grund direkt anzusprechen, bis 
hin zu Anpassungen bei der 
Personalauswahl im Hinblick 
auf die „Kulturfairness“ von 
Bewerbungsverfahren. Jede 
Organisation muss sich dabei 
an ihren Anforderungen und 
Rahmenbedingungen orientie­
ren und sich eigene Ziele und 
Zielgrößen setzen. Außerdem 
müssen Best Practices und Er­
fahrungen innerhalb der Bun­
desverwaltung geteilt werden 
und eine gemeinsame Strate­
gie für mehr kulturelle Vielfalt 
und interkulturelle Kompetenz 
in der Verwaltung erarbeitet 
werden. Diesen Prozess werde 
ich mit meinem Arbeitsstab 
aktiv begleiten.

In welchen weiteren Sektoren 
des öffentlichen Dienstes sehen 
Sie gute Chancen, die Folgen 
des demografischen Wandels 
durch Diversity­Projekte abzu­
schwächen?

Grundsätzlich steht jeder Be­
reich des öffentlichen Dienstes 
vor den demografischen Her­
ausforderungen. Ein Bereich,  
in dem sich der Bedarf früh ge­
zeigt hat, war die Polizei in den 
Ländern, deren Behörden be­
reits seit einiger Zeit gezielt 
und verstärkt um Nachwuchs­
kräfte mit interkulturellen 
Kompetenzen bemüht sind. 
Hier sind positive Entwick­
lungen zu verzeichnen, auch 
wenn insgesamt auch dort 
Menschen mit Einwanderungs­

geschichte unterrepräsentiert 
sind. Ich stelle mir natürlich 
vor, dass Diversity­Initiativen 
in allen Behörden etabliert 
werden, egal ob in der Arbeits­
agentur oder Zollverwaltung, 
der Familienkasse oder bei der 
Bundeswehr. Überall dort, wo 
öffentliche Stellen tätig sind, 
geht es um Leistungen oder 
Entscheidungen, die die Men­
schen in unserem Land in all 
ihrer Vielfältigkeit betreffen. 
Interkulturelle Öffnung und 
Diversity­Kompetenz bedeu­
ten für mich, sich dessen be­
wusst zu sein und die Vielfäl­
tigkeit unserer Bevölkerung bei 
der Aufgabenwahrnehmung zu 
berücksichtigen. Die Sensibili­
tät hierfür muss in allen Berei­
chen des öffentlichen Dienstes 
bestehen. 

Gibt es Maßnahmen, die sich 
bewährt haben, um (junge) 
Frauen mit Migrationshinter­
grund für den öffentlichen 
 Arbeitsmarkt zu gewinnen?

Unsere Erhebung hat uns in der 
Tat gezeigt, dass Beschäftigte 
mit Migrationshintergrund in 
der Bundesverwaltung generell 
eher jünger und eher weiblich 
sind. Geschlechterspezifische 
Maßnahmen einzelner Behör­
den mit Bezug auf den Migrati­
onshintergrund sind mir aller­
dings nicht bekannt. Es geht 
insgesamt darum, mehr Men­
schen mit kul tureller Vielfalt zu 
gewinnen. Und es geht auch 
vor allem  darum, dass sie die 
gleichen Chancen in der Ver­
waltung haben wie ihre Kolle­
ginnen und Kollegen ohne Mi­
grationshintergrund. Unsere 
Erhebung hat nämlich gezeigt, 
dass es nicht nur beim Zugang 
zum öffentlichen Dienst Unter­
schiede gibt. Beschäftigte mit 
Migrationshintergrund finden 
sich eher in den unteren Lauf­
bahnen und sie sind seltener 
unbefristet beschäftigt oder 
verbeamtet. Hier müssen wir 
verstärkt ansetzen, um gleiche 
Teilhabe zu erreichen.

Je früher Integration beginnt, 
desto größer ihre Aussichten 
auf Erfolg. Was könnten öf­

fentliche Schulen und Bildungs­
einrichtungen hier noch besser 
machen?

Ein Blick auf die Schülerschaft 
zeigt ja, dass die gesellschaft­
liche Vielfalt schon längst in 
den Schulen und Kitas ange­
kommen ist. In der Lehrer­
schaft aber noch nicht. Wir 
 haben  immer noch zu wenig 
Lehrerinnen und Lehrer aus Mi­
grationsfamilien, auch zu we­
nig inter kulturelle Kompeten­
zen und Fortbildungen bei den 
Lehrkräften. Der Umgang mit 
der Vielfalt gehört aber heute 
zum Alltag in Schulen, da brau­
chen unsere Schulen und Lehr­
kräfte Nachhilfe, um mit dieser 
Normalität umzugehen.

In Deutschland scheitern auch 
öffentliche Arbeitgeber noch 
immer daran, Frauen in Füh­
rungspositionen zu integrieren. 
Warum klappt das nicht? Aus­
reichend gut ausgebildete 
Frauen sind ja bereits in den 
Verwaltungen beschäftigt.

Das stimmt. Auch wenn vieles 
in Bewegung ist, bleibt der 
Nachholbedarf groß. Ich bin 
zwar keine Gleichstellungs­
beauftragte, aber ich gehe da­
von aus, dass die Befunde hier 
ähnlich sind wie bei der Teilha­
be von Menschen mit Einwan­
derungsgeschichte. Oft ist es 
eben eine Mischung aus Diskri­
minierung und subjektiven Ent­
scheidungen, die Frauen und 
Menschen mit Migrationshin­
tergrund von Führungspositio­
nen abhalten. Es ist auch nicht 
auszuschließen, dass es auch 
heutzutage individuelle Be­
nachteiligungen für Frauen 
 geben kann. Ich bin aber über­
zeugt, dass es jeder Behörden­
leitung gelingen kann, Gleich­
berechtigung und Chancen­ 
gerechtigkeit bei der Besetzung 
von Führungspositionen durch­
zusetzen. Es gibt hierfür – auch 
in der Bundesverwaltung – be­
reits positive Beispiele. Diese 
sind allerdings noch zu selten.

Ein sehr großer Teil der nach 
Deutschland Zuwandernden 
kommt aus Ländern der EU. 

Müssen angesichts der schwie­
rigen aktuellen Entwicklungen 
in Europa die Freizügigkeits­
rechte von EU­Bürgern hierzu­
lande besonders geschützt und 
gestärkt werden?

Ja, hierfür setze ich mich ein. 
Die Wahrung der Freizügig­
keitsrechte ist eine meiner 
 Aufgaben als Beauftragte der 
Bundesregierung für Migrati­
on, Flüchtlinge und Integrati­
on. Die Personenfreizügigkeit 
ist eine der Grundfreiheiten 
der Europäischen Union und 
eine große Errungenschaft un­
serer Zeit. Die Bedeutung der 
Freizügigkeitsrechte für die 
Menschen und für das Zusam­
menleben in Europa kann nicht 
hoch genug eingeschätzt wer­
den. Davon umfasst ist auch 
das Recht, am Arbeitsmarkt 
nicht diskriminiert zu werden. 
Hierfür habe ich seit letztem 
Jahr die Gleichbehandlungs­
stelle EU­Arbeitnehmer einge­
richtet, die Unionsbürgerinnen 
und Unionsbürgern gezielt be­
ratend zur Seite steht.

Das Freizügigkeitsrecht hat 
 zudem einen hohen prakti­
schen Wert, denn ein Großteil 
der Einwanderer Deutschlands 
kommt aus einem anderen 
Mitgliedstaat der EU. Unions­
bürgerinnen und Unionsbürger 
sowie auch ihre Familienange­
hörigen genießen eine beson­
dere rechtliche Stellung, die  
die Integration deutlich er­
leichtert. 

 < Aydan Özoğuz …

… ist seit Dezember 2013 als 
Staatsministerin bei der Bun­
deskanzlerin Beauftragte der 
Bundesregierung für Migrati­
on, Flüchtlinge und Integrati­
on. Sie kam 1967 als Tochter 
türkischer Eltern in Hamburg 
zur Welt und besitzt seit 1989 
die deutsche Staatsbürger­
schaft. 1994 schloss sie das 
Studium der Anglistik und 
Hispanistik sowie der Perso­
nalwirtschaft mit dem Ma­
gisterexamen ab. Özoğuz ist 
seit 2009 Mitglied des Deut­
schen Bundestages und seit 
2011 stellvertretende SPD­
Vorsitzende. 
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Auch der öffentliche Dienst braucht Diversity Management:

Keine Verwaltung ohne Vielfalt!
Die Verwaltungen von Bund, Ländern und Kommunen sind zusammen  
die größten Arbeitgeberinnen Deutschlands. Sie spielen daher eine ent­
scheidende Rolle bei der zunehmenden gesellschaftlichen Vielfalt. 

Das Thema Diversity hat aber 
nicht nur  aus Sicht eines Ar­
beitgebers große Relevanz. 
Auch die Bürgerinnen und 
 Bürger sollten in ihrer Vielfalt 
gesehen und mit entsprechen­
den Angeboten auf ihre unter­
schiedlichen Bedürfnisse 
 reagiert werden. Ist die Ver­
waltung barrierefrei für alle 
Menschen zugänglich? Können 
alle Dienstleistungen von allen 
Bürgerinnen und Bürgern ver­
standen und damit in An­
spruch genommen werden? 
Bei solchen Fragen kann es hel­
fen, die gesellschaftliche Struk­
tur in der Belegschaft abzubil­
den, da dann Anforderungen 
besser erkannt werden kön­
nen. Es ist außerdem Teil der 
sozialen Verantwortung der 
Verwaltung, die wichtigen 
 demokratischen Werte „Chan­
cengleichheit“, „Gleichberech­
tigung“ und „Gesellschaftlicher 
Zusammenhalt“ zu stärken. 

Vielfalt ist nicht mehr wegzu­
denken: Doch wie sieht ein 
konstruktiver Umgang damit 
aus? Eine mögliche Strategie 
ist Diversity Management.  
Das ursprünglich aus den USA 
stammende Konzept wurde in 
Deutschland seit den 90er­Jah­
ren überwiegend von Unter­
nehmen angewendet, um auf 
Trends des demografischen 
Wandels und der Globalisie­
rung zu reagieren. Immer mehr 
öffentliche Institutionen haben 
es mittlerweile erfolgreich auf­
gegriffen. 

 < Mehr Vielfalt nach  
innen und außen

Kurz gesagt: Die Bevölkerung 
in Deutschland wird weniger, 
älter und bunter. Die Gebur­
tenraten sinken, die Migration 

nimmt zu. Momentan lässt 
sich das im öffentlichen Dienst 
noch nicht ablesen. Die Älteren 
sowie Deutsche ohne Migrati­
onshintergrund sind überre­
präsentiert. Obwohl bereits 
 jeder fünfte Bürger einen Mi­
grationshintergrund hat, liegt 
ihr Anteil zum Beispiel in der 
Bundesverwaltung bei nur 
knapp 15 Prozent. Beschäftigte 
mit Migrationshintergrund ar­
beiten vor allem im einfachen 
und mittleren Dienst und wer­
den seltener Beamte.

Die Verwaltung ist Arbeitgebe­
rin, Dienstleisterin, Ausführ­
organ von Rechtsvorschriften 
sowie Auftrag­ und Fördermit­
telgeberin. In all diesen Berei­
chen spielt Vielfalt eine Rolle. 
Wer nimmt welche Angebote 
an und wer nicht? Welche Fol­
gen hat die Umsetzung eines 
Gesetzes für die Vielfältigkeit 
der Bürgerinnen und Bürger? 
Welche Gruppen bekommen 
bevorzugt Fördermittel aus 
 öffentlichen Geldern und für 
welche Teile der Bevölkerung 
werden sie eingesetzt? Ein um­
fassendes und ganzheitliches 
Diversity Management nimmt 
diese Fragen automatisch in 
den Blick, da Vielfalt dann ide­
alerweise bei jeder Entschei­
dung mitbedacht wird.

Unsere gesellschaftlichen Wer­
te wandeln sich kontinuierlich. 
Das lässt sich sowohl an den ak­
tuellen Debatten zum Begriff 
der Ehe und Familie als auch an 
der Relevanz der Vereinbarkeit 
von Job und Privatleben able­
sen. Bereits jetzt legen Beschäf­
tigte bei der Wahl des Arbeit­
gebers großen Wert auf die 
Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf – teilweise ist es ihnen 
sogar wichtiger als die Höhe des 
Gehalts. Darauf muss auch der 
öffentliche Dienst reagieren.

 < Neue Wege gehen

Um zukunftsfähige und mo­
derne öffentliche Verwaltun­
gen und Einrichtungen zu 
 gestalten, sollten folgende 
Punkte umgesetzt werden:

 > die Potenziale aller gesell­
schaftlichen Gruppen stärker 
erschließen und nutzen,

 > die Beschäftigungsfähigkeit 
und Motivation der Mitarbei­
tenden fördern und erhalten,

 > die Effizienz des öffentlichen 
Dienstes weiterhin sichern.

Damit sind zwangsläufig struk­
turelle Veränderungen verbun­
den. Und diese stoßen nicht 
immer bei allen Beschäftigten 
auf Verständnis und Unterstüt­

zung. Das zeigt unsere Studie 
„Diversity in Deutschland“: Wi­
derstände beim Thema Diver­
sity Management werden von 
knapp 20 Prozent der Unter­
nehmen erlebt, je engagierter 
die Unternehmen, desto stär­
ker der Gegenwind. Spannun­
gen sollte daher möglichst 
frühzeitig und konstruktiv be­
gegnet werden, um sie positiv 
umzulenken. 

Oft sind in öffentlichen Ver­
waltungen bereits viele Gleich­
behandlungsstrategien vor­
handen, zum Beispiel Gender 
Mainstreaming, interkulturelle 
Öffnung und Teilhabe von Men­
schen mit Behinderung. Doch 
bisher wurden diese Strategien 
wenig miteinander verknüpft. 
Das führt dazu, dass Interde­
pendenzen, also gegenseitige 
Abhängigkeiten zwischen den 
Zielgruppen der Maßnahmen, 
zu wenig Beachtung geschenkt 
wurde und außerdem Doppel­
arbeit entstehen kann. 

Mit Diversity Management  
als übergreifender Strategie ist 
es möglich, die vorhandenen 
Gleichbehandlungsstrategien 
zu vernetzen und zielgruppen­
übergreifend anzuwenden – 
für mehr Vielfalt im öffentli­
chen Dienst.

Aletta Gräfin von Hardenberg, 
Geschäftsführerin der  

Charta der Vielfalt

 < Info

Die Charta der Vielfalt hat 
eine Broschüre für öffentli­
che Arbeitgeber herausge­
geben. Sie trägt den Titel 
„Vielfalt, Chancengleichheit 
und Inklusion – Diversity 
Management in öffentli­
chen Verwaltungen und 
 Einrichtungen“. Download 
unter: http://www.charta­
der­vielfalt.de/service/ 
publikationen.html
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16. Deutscher Kinder­ und Jugendhilfetag:

„22 mio. junge chancen“
In Düsseldorf fand vom 28. bis zum 30. März 2017 
der 16. Kinder­ und Jugendhilfetag (DJHT) statt. 

Europas größter Fachkongress 
samt Fachmesse für die Kinder­ 
und Jugendhilfe stand unter 
dem Motto „22 mio. junge 
chancen – gemeinsam.gesell­
schaft.gerecht.gestalten“, um 
damit die besondere Bedeu­
tung der gesellschaftlichen 
Verantwortung für das Auf­
wachsen von jungen Men­
schen zu betonen und die 
 Perspektive der 22 Millionen 
Kinder und Jugendlichen in 
Deutschland in den Mittel­
punkt zu stellen. 

Klar, dass die dbb jugend 
(Bund) – tatkräftig unterstützt 
von dbbj nrw – nicht fehlen 
durfte. „Wir waren wieder mit 
einem Stand auf der Messe 
vertreten. Für uns ist das die 
perfekte Gelegenheit, mit Ju­
gendlichen ins Gespräch zu 
kommen“, sagte dbbj­Chefin 
Sandra Kothe. „Viele haben  
uns gefragt, was ein Gewerk­
schaftsjugendverband eigent­
lich macht. Die Idee, dass man 
gemeinsam stärker ist, hat 
 ihnen eingeleuchtet.“ 

Die dbb jugend bekannte sich 
ausdrücklich zum DJHT­Motto 
und setzt sich für die Aufnah­
me der Kinderrechte in das 
Grundgesetz ein. Dabei geht es 
um verbesserten Kinderschutz, 
stärkere Teilhaberechte und 
die Manifestierung eines 

Rechts auf bestmögliche 
 Förderung. Sandra Kothe:  
„Die Zahl 22 Millionen macht 
es deutlich: Es geht um ein 
Viertel unserer Bevölkerung 
– es wird Zeit, dass die Rechte 
der Kinder als Grundrecht an­
erkannt werden.“ 

dbb jugend magazin online
„Zukunftsgleise“ – es geht um viel in der Mai­Ausgabe des dbb 
jugend magazin t@cker! Um die Zukunft der Arbeit: Welche 
Auswirkungen haben Digitalisierung, Automatisierung und 
Co. auf unsere Arbeitswelt? Wie geht insbesondere der öf­
fentliche Dienst mit den sich neu bietenden Chancen, aber 
auch Risiken um, und was heißt der digitale Wandel konkret 
für jeden Einzelnen? „Gedanken, die wir alle uns machen“, 
schreibt dbb jugend­Chefin Sandra Kothe im Editorial und 
kündigt an: „Um die Zukunft geht es auch bei der dbb ju­
gend selbst – und wie!  Am 12./13. Mai 2017 treffen sich 
mehr als 190 Delegierte zum Bundesjugendtag in Berlin, 
um über die neuen Leitlinien der politischen Arbeit in den 
kommenden Jahren zu beraten und abzustimmen. Unter 
dem Motto ‚#InMagentaWeTrust – Jugend 4.0‘ werden 
hier die Weichen neu gestellt. Auch personell: Die stell­
vertretenden dbbj­Vorsitzenden Michael Gadzalla, 
Marco Karbach und Steffen Kollmann scheiden aus der 
Bundesjugendleitung aus, und auch ich werde nicht 
wieder für den Vorsitz kandidieren – wir schaffen Platz 

für Neues!“ Kothe bedankt sich „bei allen Mit­
streiterinnen und Mitstreitern und all den treuen 

Freunden und Begleitern. Gemeinsam haben wir 
viel erreicht, aber es gibt auch noch eine Menge zu 
tun – also kein Grund, die Füße hochzulegen. Bleibt 
der dbb jugend und t@cker weiterhin gewogen und 

genießt ‚4.0‘ – wie auch immer das aussehen mag!“ 

Das dbb jugend magazin bietet in dieser Ausgabe 
 Einblicke in die Zukunft der Arbeit (t@cker­fokus).  
Ein junger Lokführer schildert, wie er die Bestrebun­ 
gen Richtung Autonomes Fahren sieht (t@cker­story). 

Und die t@cker­tipps informieren über die spannende 
Doku „Zwischen den Stühlen“, die im Mai in die Kinos 
kommt und drei junge angehende Lehrerinnen und Leh­
rer durchs Referendariat begleitet hat – Schule 4.0 in der 

Realität. Darüber hinaus gibt’s wieder reichlich Neuigkei­
ten aus der dbb jugend und ihren Mitgliedsverbänden. 
t@cker: Reinschauen lohnt immer! Einfach direkt rein­
surfen unter www.tacker­online.de! 
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 < Sabrina Dahmen (links) und Jenny Ferdinand von der Kreisjugendgruppe 
Düsseldorf (dbbj nrw) unterstützten die dbb jugend (Bund) am Stand.
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11. Forum Personalvertretungsrecht: 

Personalrat 4.0 – arbeiten und  
gestalten in Zeiten der Digitalisierung
Der dbb Bundesvorsitzende Klaus Dauderstädt hat zum Auftakt des 11. Forums Personal­
vertretungsrecht am 3. April 2017 in Berlin die Notwendigkeit einer Modernisierung des 
Bundespersonalvertretungsgesetzes unterstrichen. Vor mehr als 250 Teilnehmern begrüßte  
er zugleich die Ankündigung von Bundesinnenminister Thomas de Maizière, eine Novellierung  
des Gesetzes anzupacken, als einen „elementaren Fortschritt“. 

Der dbb habe seit Jahren auf 
eine Novellierung des Bundes­
personalvertretungsgesetzes 
(BPersVG) hingearbeitet, sagte 
Dauderstädt. Zwar werde das 
Vorhaben in dieser Legislatur­
periode nichts mehr werden, 
es lasse sich aber vielleicht in 
der nächsten Koalitionsverein­
barung verankern. Die zweitä­
gige Veranstaltung für Akteure 
des Personalvertretungsrechts 
war vor 20 Jahren vom dbb aus 
der Taufe gehoben worden. In 
diesem Jahr stand das Forum 
unter dem Motto „Personalrat 
4.0 – arbeiten und gestalten  
in Zeiten der Digitalisierung“. 
Mehr als 250 Teilnehmer wa­
ren dazu ins dbb forum berlin 
gekommen: Personalrats­
mitglieder und Vertreter der 
Dienststellen ebenso wie 
 Wissenschaftler, Experten  

der Rechtsprechung und 
 erfahrene Praktiker. 

Auf dem Forum gehe es insbe­
sondere um die Funktionsfä­
higkeit der Mitbestimmung, 
machte dbb Chef Dauderstädt 
zu Beginn deutlich. „Sind die 

Personalräte hinreichend ge­
rüstet für die Phasen hoher 
technologischer Veränderun­
gen aller Prozesse am Arbeits­
platz? Werden sie eingebun­
den und können sie ihre 
Beteiligung einfordern? Unter­
lappen nicht ihre dienststellen­

bezogenen Zuständigkeiten 
mit zentralen überlappenden 
Entscheidungen der Verwal­
tung?“ Digitalisierung sei ja als 
solche nicht bedrohlich oder 
gefährlich. „Aber wir sollten 
noch begreifen können, was  
da passiert, und wir sollten  
die Auswirkungen noch be­
herrschen dürfen.“ Weil dies 
der Einzelne kaum noch ver­
mag, komme den von Gesetzes 
wegen berufenen Organen der 
Mitbestimmung umso größere 
Verantwortung zu, unterstrich 
Dauderstädt. 

Hans­Georg Engelke, Staatsse­
kretär im Bundesinnenminis­
terium, sagte, Arbeiten 4.0  
sei einerseits längst Realität. 
„Andererseits wird uns dieser 
Prozess noch lange Zeit be­
schäftigen.“ Führungskräfte 
und Personalvertreter hätten 
dabei gleichermaßen Gestal­
tungsmöglichkeiten. Mit Blick 
auf die umfassende IT­Reform, 
die 2015 in den Verwaltungen 
des Bundes angestoßen wurde, 
erläuterte Engelke, welche Prio­
ritäten der Bund in Sachen 
Digi talisierung setzt: „Einheit­
liche Standards und größtmög­
liche Gewährleistung der Da­
tensicherheit. Wir arbeiten an 
einer Bundes­Cloud und der 
Einführung der elektronischen 
Akte.“ In diesen Prozess sei die 
Arbeitsgemeinschaft der 
Hauptpersonalräte eng einge­
bunden. „Ein leistungsfähiger 
Betrieb lässt sich nur mithilfe 
der Beschäftigtenvertretungen 
aufbauen“, zeigte sich Engelke 
überzeugt. Deshalb habe er 
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„obwohl nicht zuständig, viel 
Sympathie dafür, die Mechanis­
men der Mitbestimmung zu 
erneuern“. Er teile allerdings die 
Einschätzung des dbb Chefs, 
dass die fällige Reform des 
Bundespersonalvertretungsge­
setzes nicht mehr in der laufen­
den Legislaturperiode in Angriff 
genommen werde. 

Die Bedeutung der Personalver­
tretungen im Zuge der Digitali­
sierung betonte auch der dbb 
Fachvorstand Beamten politik 
Hans­Ulrich Benra:  „Verwaltung 
4.0 geht nicht mit Beteiligung 
1.0.“ Es zeige sich bereits jetzt, 
dass mehr Personal für die an­
stehenden Veränderungspro­
zesse gebraucht werde und das 
vorhandene weiter qualifiziert 
werden müsse. Um die Belange 
der Beschäftigten zu berück­
sichtigen und bei ihnen Ver­
trauen und Motivation zu we­
cken, sei insbesondere die 
Kommu nikation zwischen Per­
sonal, gewählten Vertretungen 
und Entscheidern weiter zu ver­
bessern. Als besonders heraus­
fordernde Handlungsfelder für 
die Personalvertretungen im 
Zuge der digitalen Transforma­
tion führte Benra den Beschäf­
tigten­Datenschutz und die 
Entgrenzung zwischen Arbeit 
und Freizeit an. 

 < Verwaltung als  
One-Stop-Verfahren 

Die Digitalisierung im öffentli­
chen Dienst Österreichs schil­
derte Roland Ledinger, Leiter 
des Bereiches IKT­Strategie des 
Bundes und E­Government 

beim Bundeskanzleramt. Seit 
17 Jahren sei das Nachbarland 
auf dem Weg, in der Verwal­
tung mit dem Tempo der Digi­
talisierung Schritt zu halten. Im 
Zuge der digitalen Transforma­
tion gehe es um mehr als die 
„Elektrifizierung“ bestehender 
Prozesse. Im Bereich der digita­
len öffentlichen Dienstleistun­
gen, so habe es etwa der „Digi­
tal Economy and Society Index 
(DESI)“ der Europäischen Kom­
mission gezeigt, sei Österreich 
beispielsweise bereits „ganz 
gut“. Daher habe man einen 
breit angelegten Konsultati­
onsprozess gestartet und eine 
umfassende Agenda mit zwölf 
Handlungsfeldern – von Bil­
dung über Soziales bis Wirt­
schaft – erarbeitet.

Dabei sei deutlich geworden, 
dass viele Verwaltungsprozes­ 
se gerade im Hinblick auf die 
dahinterliegenden Organisa­
tionen neu gedacht werden 
 müssen. „Digitalisierung inte­
ressiert sich nicht für Verwal­
tungsstrukturen“, brachte es 

Ledinger auf den Punkt. Zwar 
seien Einzelorganisationen als 
„Horte des Wissens“ zu erhal­
ten. Der Bürger wolle und solle 
hingegen „eine Verwaltung“ er­
leben. Deshalb müssten die da­
zugehörigen Berührungspunkte 
vereinfacht – etwa in der Kom­
munikation per E­Mail – und 
Wege durch Vereinheitlichung 
verkürzt werden. Als mögliches 
praktisches Anwendungsgebiet 
für diese One­Stop­ beziehungs­
weise No­Stop­Verfahren nann­
te Ledinger den Bereich der 
Steuerverwaltung. So denke 
man über Modelle nach, bei de­
nen für jeden Österreicher eine 
Steuererklärung mittels auto­
matisch gesammelter Daten er­
stellt wird, die der Bürger dann 
nur bei Bedarf ergänzen könne.

Die Digitalisierung betreffe 
aber viele weitere Bereiche. 
Open Government Data, also 
das Zurverfügungstellen staat­
licher Informationen im Sinne 
der Transparenz, werde zum 
„Normalfall“. Hier habe sich al­
lerdings die Erkenntnis durch­

gesetzt, dass der Staat nicht 
 immer der beste Anbieter für 
die Aufbereitung solcher Daten 
ist. „Wir können keine Apps“, 
räumte Ledinger ein. Daher 
wolle man sich zukünftig dar­
auf konzentrieren, Rohdaten in 
maschinenlesbarer Form anzu­
bieten, die dann von der Zivil­
gesellschaft je nach Bedürfnis 
 (weiter)verarbeitet werden 
können. Auch für die Perso­
nalentwicklung würden sich 
weitreichende Konsequenzen 
ergeben. So werde es einen er­
heblichen Wissensverlust durch 
den demografischen Wandel 
geben. Um diesen wenigstens 
teilweise aufzufangen, bedürfe 
es vermehrter Werbung um 
junge Fachkräfte, die bereits 
durch ihre Sozialisation mit di­
gitalen Prozessen vertraut sind 
(„Digital Natives“). Zu diesem 
Zweck habe man das „GovLab“ 
eingerichtet, einen (derzeit 
noch) virtuellen Raum, in dem 
Digitalisierungsprojekte in Ko­
operation mit der Zivilgesell­
schaft ohne unbedingten Er­
folgsdruck modellhaft auf 
Machbarkeit und Zweckmäßig­
keit getestet werden können.

 < Ausbildung zu wenig  
zukunftsorientiert 

Professorin Jutta Rump, Leiterin 
des Instituts für Beschäftigung 
und Employability an der Hoch­
schule Ludwigshafen, machte 
klar, dass die Digitalisierung bei 
Weitem nicht die einzige Ent­
wicklung ist, mit der sich die Ge­
sellschaft aktuell konfrontiert 
sieht. So wirke beispielsweise 
auch der demografische Wandel  < Roland Ledinger

 < Hans­Ulrich Benra  < Jutta Rump
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weiter, „und wenn wir nicht 
aufpassen, wird sich auch der 
Trend zur Polarisierung der Ge­
sellschaft fortsetzen“, sagte 
Rump in ihrem Vortrag über 
„Digitalisierung und die Konse­
quenzen jenseits der Technik“. 
In ihren Ausführungen sollte es 
darum gehen, „Was Betriebs­ 
und Personal räte heute für mor­
gen wissen sollten“. Annähernd 
jeder sei heutzutage dank mobi­
ler Endgeräte wie Smartphones 
und Tablets vernetzt und werde 
selbst zum „Treiber“ der digita­
len Entwicklung. Aber kaum je­
mand mache sich Gedanken 
über die Konsequenzen, die die 
technischen Innovationen für 
arbeitende Menschen mit sich 
bringen. „Technische Innovatio­
nen bedürfen immer sozialer 
Innovationen“, sagte die Exper­
tin, „es muss uns um einen 
 bewussten Umgang mit dem 
Personal gehen.“ 

Rump verwies in diesem Zu­
sammenhang auch auf den öf­
fentlichen Dienst: „Wir bilden 
gerade in rund 340 Berufen 
aus, aber die Inhalte taugen  
oft gar nicht mehr für die Zu­
kunft, ja teilweise nicht einmal 
mehr für die Gegenwart. Und 
das gilt übrigens auch für viele 
Studiengänge“, so die Kritik der 
Wissenschaftlerin. Die Digitali­
sierung werde neue Berufe 
hervorbringen, aber auch zu 
negativen Veränderungen füh­
ren. „Zwei Drittel aller Tätig­
keiten werden durch Digitali­
sierung beeinflusst, 20 bis 25 
Prozent haben die Gefahr, 
wegzufallen“, rechnete Rump 
vor. „Und diese Prozesse wer­
den nicht nur gar nicht oder 
schlecht qualifizierte Kräfte 

treffen, sondern auch viele aus 
dem gut ausgebildeten Mittel­
feld.“ Rumps Appell: „Darauf 
müssen wir vorbereitet sein. 
Wir müssen berücksichtigen, 
was uns unersetzbar macht. 
Das sind vor allem emotionale 
und soziale Skills.“ Das alles 
habe auch sehr viel mit Sozial­
partnerschaft, mit Mitbestim­
mung zu tun. Personal­ und 
Betriebsräten komme dabei 
immer mehr Verantwortung 
zu. Agiert werde in Spannungs­
feldern, die von Verwaltungen 
ebenso wie von Betrieben 
„ausbalanciert werden müs­
sen: Das kann nur im Team an­
gepackt werden und gelingen“, 
zeigte sich Rump überzeugt. 
Mitarbeiter wie Führungskräf­
te und erst recht die Personal­
vertretungen müssten dabei 
„in Bewegung bleiben, ohne 
die Balance zu verlieren“, for­
derte Rump. Deutliche Grenzen 
sehe sie etwa bei flexiblen 
Zeitmodellen und mobilem 
 Arbeiten. „An unserem Institut 
in Ludwigshafen praktizieren 
wir das seit 17 Jahren“, berich­
tete die Wissenschaftlerin. Die 
Erfahrung zeige, dass es bei al­

ler Flexibilität „einiger starrer 
Rahmenbedingungen“ be­
dürfe, etwa im Bereich der 
 internen Kommunikation.  
So müssten auch im schnellen 
E­Mail­Verkehr die Grundre­
geln der Höflichkeit beherzigt 
werden. Führungskräfte müss­
ten beides beherrschen, „so­
wohl die fachorientierte als 
auch die mitarbeiterorientierte 
Führung“. Das könne nur durch 
„Demokratisierung von Füh­
rung“ gelingen. „Dabei sind 
Personal­ und Betriebsräte be­
sonders gefragt. Sie müssen 
die Mitarbeitenden dabei un­
terstützen, ihre Rolle bei der 
Partizipation und Demokrati­
sierung aktiv wahrzunehmen. 
Dafür sollten auch Tarifverträ­
ge und Betriebsvereinbarun­
gen genutzt werden.“ 

 < Mitbestimmungsregeln 
auch für Arbeit 4.0

Mögliche Zweifel einiger Fo­
rumsteilnehmer, die Bestim­
mungen der geltenden Mitbe­
stimmungsgesetze könnten 
ungeeignet sein, die Beschäf­
tigten in Zeiten von Arbeit 4.0 

wirkungsvoll zu schützen, zer­
streute Timo Hebeler, Professor 
für Öffentliches Recht, Sozial­
recht und Verwaltungswissen­
schaften an der Universität 
Trier: „Im öffentlichen Dienst 
lässt sich jede Arbeitgebermaß­
nahme zur Verbreitung von 
 digitaler Kommunikation und 
Verarbeitung, die allgemein 
 unter dem Sammelbegriff Big 
Data zusammengefasst wird, 
durch die vorhandenen Rege­
lungen in den Griff bekommen“, 
hob der Jurist hervor. Aus die­
sem Grund sehe er auch keinen 
dringenden Handlungsbedarf 
für eine Novellierung der Perso­
nalvertretungsgesetze des Bun­
des und der Länder in Bezug auf 
den Digitalisierungsprozess. 
Diese Auffassung untermauerte 
Hebeler durch die eingehende 
Vorstellung der in den §§ 75, 76 
und 78 geregelten Mitbestim­
mungsrechte des Personalrates 
bei der Festlegung von Beginn 
und Ende der Arbeitszeit, der 
Gestaltung des Arbeitsplatzes, 
der Einführung neuer Arbeits­
methoden sowie dem Anhö­
rungsrecht bei geplanten Ände­
rungen von Arbeitsverfahren 
und Arbeitsabläufen. Durch 
Wahrnehmung dieser Rechte 
könne der Entgrenzung von Ar­
beit sehr wohl Paroli geboten 
werden, so  Hebelers Überzeu­
gung. Kluge Voraussicht habe 
der Gesetzgeber auch durch 
§ 75, Abs. 3 BPersVG bewiesen, 
der „die Überwachung der Be­
schäftigten durch Technik“ zum 
Gegenstand der Mitbestim­
mung macht. Diese Regelung, 
die so seit 1974 im Gesetz steht, 
stamme zwar aus der Steinzeit 
der EDV: „Doch obwohl moder­
ne Begriffe dort noch nicht ein­

 < Timo Hebeler

 < Forum 1: „Das BMI macht mobil“ mit Rita Berning  < Forum 3: „Vom schwarzen Brett zu Sozial Media“ mit Oliver Welte
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gebaut sind, skizziert § 75 alle 
Big­Data­Aktivitäten des Arbeit­
gebers. Sie sehen, auch bei gel­
tender Rechtslage ist der Perso­
nalrat nicht außen vor“, sagte 
der Jurist. 

Der Nachmittag des ersten 
 Veranstaltungstages bot den 
Teilnehmern Gelegenheit zum 
fachlichen Informations­ und 
Erfahrungsaustausch. In drei 
parallelen Fachforen ging es 
um ausgewählte Handlungsfel­
der des Personalrates auf dem 
Weg in die Digitalisierung. In 
Forum 1 stellte die Vorsitzende 
des Hauptpersonalrates im 
Bundesinnenministerium (BMI), 
Rita Berning, unter dem Motto 
„Das BMI macht mobil“ eine 
Dienstvereinbarung aus dem 
Ministerium zur Diskussion. 
Um „Optimale Personalratsbe­
teiligung bei Verhaltens­ und 
Leistungskontrolle“ ging es im 
Forum 2. Dort steuerte Peter 
Ansorge, Leiter der Beratungs­
stelle Informationstechnik und 
Arbeitssystemgestaltung an 
der Universität Bremen, den 
Impulsvortrag bei. Forum 3 
 befasste sich unter der Über­
schrift „Vom schwarzen Brett 
zu Social  Media“ mit der Frage 
nach dem „Personalrat als ‚Fol­
lower‘ der Beschäftigten“ (Im­
pulsvortrag: Oliver Welte von 
der dbb akademie). 

 < Überforderung der Be-
schäftigten vermeiden 

Um das brandaktuelle Thema 
„Daheim und unterwegs – 
 entgrenzte Arbeit zwischen 
Selbstausbeutung und Selbst­

verwirklichung“ ging es zum 
Auftakt des zweiten Veranstal­
tungstages. Prof. Dr. Wolfgang 
Däubler von der Uni Bremen 
machte in seinem Vortrag klar, 
dass Dienstherr und Arbeitge­
ber  gemeinsam mit dem Perso­
nalrat in der Pflicht stehen, die 
Beschäftigten „mitzunehmen“ 
und bei der Abgrenzung zwi­
schen „privat“ und „dienstlich“ 
zu unterstützen. Im Zusam­
menhang mit mobilem Arbei­
ten stelle sich oft die Frage: 
Wann ist Feierabend, wenn ich 

doch ständig erreichbar bin? 
Dem Personalrat komme ge­
rade in diesem Bereich eine 
Schutzfunktion zu, so Däubler, 
um eine Überforderung der 
 Beschäftigten zu vermeiden – 
„entweder durch ein neues 
Mitbestimmungsrecht mit kla­
ren Aussagen zur Belastungs­
grenze oder durch ein Veto­
recht bei besorgniserregender 
Überforderung“. 

Auf die Eigenverantwortung 
der Beschäftigten wies Rita 

 Jenewein hin. Die Berliner Ex­
pertin für Organisations­ und 
Personalberatung und Gesund­
heitsförderung machte deut­
lich, dass neben Dienstherr 
oder Arbeitgeber sowie dem 
Personalrat auch die Mitarbei­
terinnen und Mitarbeiter 
selbst in der Pflicht stünden, 
auf ihre Gesundheit zu achten. 
Gesundheit sei nicht zuletzt 
deshalb ein so wichtiges The­
ma, weil die Digitalisierung die 
Arbeitsprozesse revolutioniere. 
„Der Mensch, der Behörden­
mitarbeiter wird eher zum 
‚Kontrolleur‘ des Computers 
und hat nur noch kleine Ar­
beitsschritte autonom zu ge­
stalten“, so Jenewein. Das wir­
ke sich insbesondere auf die 
Psyche aus, weil vielen Arbei­
tenden das Gefühl abhanden 
komme, am Großen und Gan­
zen mitzuwirken. Jeneweins 
Schlussfolgerung: „Der Perso­
nalrat muss sich zum Promoter 
des Gesundheitsschutzes der 
Beschäftigten machen.“ 

Unter dem Motto „Der analoge 
Personalrat in der digitalisierten 
Verwaltung“ ging es im Vortrag 
des Fachanwalts Magnus Berg­
mann (Münster) zum Abschluss 
noch einmal um gesetzliche As­
pekte im Zusammenhang mit 
der Personalratsarbeit. Es brau­
che ein Personalvertretungs­
recht „zum Anfassen“, so Berg­
mann. Die Gewerkschaften 
müssten sich dafür einsetzen, 
dass der Gesetzgeber verblei­
bende Rechtsunsicherheiten 
aufgrund der veränderten Ar­
beitsbedingungen ausgleicht.  
  cok/cri/ef

 < Forum 2: „Optimale Personalratsbeteiligung“ mit Peter Ansorge  < Wolfgang Däubler

 < Rita  Jenewein

 <  Magnus Bergmann
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Parlamentsdialog zur Beurteilungspraxis im öffentlichen Dienst:

Teilzeitkräfte – verdonnert zu 
„lebenslänglich zweitrangig“ 
Wie können das Beurteilungssystem und die Beförderungspraxis im öffent­
lichen Dienst diskriminierungsfrei gestaltet werden, damit Frauen und 
 Männer gerechte Aufstiegschancen erhalten?  Darüber sprachen Vertrete­
rinnen der dbb bundesfrauenvertretung am 22. März 2017 bei einem par­
lamentarischen Frühstück mit Bundestags abgeordneten aller Fraktionen.

„Seit mehr als drei Jahrzehnten 
werden wir durch Vorgesetzte 
in unserer beruflichen Entwick­
lung entscheidend benachtei­
ligt. All unsere Beschwerden 
verhallen ohne Auswirkung. 
Wir benötigen dringend Ihre 
Hilfe.“ Diese Zeilen stammen 
aus einer Zuschrift, wie sie die 
dbb bundesfrauenvertretung 
immer häufiger erhält. Die Ur­
heberinnen sind Frauen, die 
seit Jahren engagiert im öf­
fentlichen Dienst tätig sind – 
viele in Teilzeit, fast alle mit 
 familiären Verpflichtungen. 
„Bei durchschnittlicher dienst­
licher Beurteilung und entspre­
chender Erfahrungsstufe errei­
chen viele nicht mehr als die 

Besoldungsgruppe A 8 im mitt­
leren Dienst beziehungsweise 
A 11 im gehobenen Dienst. 
Mehr ist nicht drin. Auch die 
Höhe der Altersbezüge ist da­
mit besiegelt. Diese Frauen 
sind ver donnert zu lebensläng­
lich zweitrangig“, erklärte die 
 Vorsitzende der dbb bundes­
frauenvertretung, Helene 
Wildfeuer, in ihrem Eingangs­
statement am 22. März 2017 
gegenüber den Parlamentsver­
treterinnen und ­vertretern. 

 < Aus Mangel  
an Transparenz

Auch die Bundestagsabgeord­
nete Kirsten Lühmann bestä­

tigte als Gastgeberin des par­
lamentarischen Dialogs die 
Erfahrungen der betroffenen 
Frauen. Sie selbst hatte zu Be­
ginn ihrer Beamtenlaufbahn 
bei der Polizei Ähnliches erfah­
ren müssen. Ihr damaliger 
Dienstherr hatte sie um Ver­
ständnis gebeten, dass ein 
 Kollege bevorzugt befördert 
würde. Er habe eine Familie zu 
ernähren. Lühmann war zu die­
sem Zeitpunkt schwanger mit 
ihrer ersten Tochter. „Der öf­
fentliche Dienst ist bei der Aus­
legung der Gleichstellungsvor­
gaben genauso kreativ wie die 
Arbeitgeber in der freien Wirt­
schaft.“ Geschuldet sei dies un­
ter anderem der mangelnden 

Transparenz bei den Beurtei­
lungsverfahren. „Wir brauchen 
hier eine gesetzliche Regelung, 
die Beurteilungsstatistiken für 
die Bundesverwaltung vor­
schreibt“, sagte Lühmann.  

Bisher würde das Thema der 
ungleichen Aufstiegschancen 
und daraus resultierende Ver­
dienstunterschiede ausschließ­
lich im Kontext der freien Wirt­
schaft diskutiert, kritisierte 
Wildfeuer. „Wir wollen den 
 Fokus auf den öffentlichen Be­
reich richten. Auch hier gibt es 
ein Gender Pay Gap von rund 
acht Prozent. Auch hier wirken 
sich familiäre Auszeiten und 
Teilzeit negativ auf die beruf­
liche Entwicklung aus.“ Insbe­
sondere die Kriterien, die der 
dienstlichen Beurteilung zu­
grunde lägen, müssten über­
prüft und an die heutige Zeit 
angepasst werden – „inhalt­
lich, sprachlich und ohne Ste­
reotype zu bedienen“, betonte 
Wildfeuer. 

 < „Genderbequem“  
formulieren

Auf den öffentlichen Dienst 
 bezogen könne eine gender­
gerechte Formulierung der 
 Beurteilungskriterien viel be­
wirken, um Frauen verstärkt  
in Führungspositionen zu 
 bringen, verdeutlichte auch 
Entgelt expertin Henrike von 
Platen. Keiner spreche über 
„die Männer im öffentlichen 
Dienst“, die keine Führungs­
positionen anstrebten. Aber 
viele unterstellten „den Frauen 
im öffentlichen Sektor“, dass 
sie Führungsverantwortung 
scheuten. „Indem wir darüber 
sprechen, kreieren wir Fakten. 
Deshalb müssen wir unsere 
Ziele positiv und genderbe­
quem formulieren,“ machte 
von Platen deutlich. bas
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Parlamentsdialog zur Beurteilungspraxis im öffentlichen Dienst:

Teilzeitkräfte – verdonnert zu 
„lebenslänglich zweitrangig“ 
Wie können das Beurteilungssystem und die Beförderungspraxis im öffent­
lichen Dienst diskriminierungsfrei gestaltet werden, damit Frauen und 
 Männer gerechte Aufstiegschancen erhalten?  Darüber sprachen Vertrete­
rinnen der dbb bundesfrauenvertretung am 22. März 2017 bei einem par­
lamentarischen Frühstück mit Bundestags abgeordneten aller Fraktionen.

„Seit mehr als drei Jahrzehnten 
werden wir durch Vorgesetzte 
in unserer beruflichen Entwick­
lung entscheidend benachtei­
ligt. All unsere Beschwerden 
verhallen ohne Auswirkung. 
Wir benötigen dringend Ihre 
Hilfe.“ Diese Zeilen stammen 
aus einer Zuschrift, wie sie die 
dbb bundesfrauenvertretung 
immer häufiger erhält. Die Ur­
heberinnen sind Frauen, die 
seit Jahren engagiert im öf­
fentlichen Dienst tätig sind – 
viele in Teilzeit, fast alle mit 
 familiären Verpflichtungen. 
„Bei durchschnittlicher dienst­
licher Beurteilung und entspre­
chender Erfahrungsstufe errei­
chen viele nicht mehr als die 

Besoldungsgruppe A 8 im mitt­
leren Dienst beziehungsweise 
A 11 im gehobenen Dienst. 
Mehr ist nicht drin. Auch die 
Höhe der Altersbezüge ist da­
mit besiegelt. Diese Frauen 
sind ver donnert zu lebensläng­
lich zweitrangig“, erklärte die 
 Vorsitzende der dbb bundes­
frauenvertretung, Helene 
Wildfeuer, in ihrem Eingangs­
statement am 22. März 2017 
gegenüber den Parlamentsver­
treterinnen und ­vertretern. 

 < Aus Mangel  
an Transparenz

Auch die Bundestagsabgeord­
nete Kirsten Lühmann bestä­

tigte als Gastgeberin des par­
lamentarischen Dialogs die 
Erfahrungen der betroffenen 
Frauen. Sie selbst hatte zu Be­
ginn ihrer Beamtenlaufbahn 
bei der Polizei Ähnliches erfah­
ren müssen. Ihr damaliger 
Dienstherr hatte sie um Ver­
ständnis gebeten, dass ein 
 Kollege bevorzugt befördert 
würde. Er habe eine Familie zu 
ernähren. Lühmann war zu die­
sem Zeitpunkt schwanger mit 
ihrer ersten Tochter. „Der öf­
fentliche Dienst ist bei der Aus­
legung der Gleichstellungsvor­
gaben genauso kreativ wie die 
Arbeitgeber in der freien Wirt­
schaft.“ Geschuldet sei dies un­
ter anderem der mangelnden 

Transparenz bei den Beurtei­
lungsverfahren. „Wir brauchen 
hier eine gesetzliche Regelung, 
die Beurteilungsstatistiken für 
die Bundesverwaltung vor­
schreibt“, sagte Lühmann.  

Bisher würde das Thema der 
ungleichen Aufstiegschancen 
und daraus resultierende Ver­
dienstunterschiede ausschließ­
lich im Kontext der freien Wirt­
schaft diskutiert, kritisierte 
Wildfeuer. „Wir wollen den 
 Fokus auf den öffentlichen Be­
reich richten. Auch hier gibt es 
ein Gender Pay Gap von rund 
acht Prozent. Auch hier wirken 
sich familiäre Auszeiten und 
Teilzeit negativ auf die beruf­
liche Entwicklung aus.“ Insbe­
sondere die Kriterien, die der 
dienstlichen Beurteilung zu­
grunde lägen, müssten über­
prüft und an die heutige Zeit 
angepasst werden – „inhalt­
lich, sprachlich und ohne Ste­
reotype zu bedienen“, betonte 
Wildfeuer. 

 < „Genderbequem“  
formulieren

Auf den öffentlichen Dienst 
 bezogen könne eine gender­
gerechte Formulierung der 
 Beurteilungskriterien viel be­
wirken, um Frauen verstärkt  
in Führungspositionen zu 
 bringen, verdeutlichte auch 
Entgelt expertin Henrike von 
Platen. Keiner spreche über 
„die Männer im öffentlichen 
Dienst“, die keine Führungs­
positionen anstrebten. Aber 
viele unterstellten „den Frauen 
im öffentlichen Sektor“, dass 
sie Führungsverantwortung 
scheuten. „Indem wir darüber 
sprechen, kreieren wir Fakten. 
Deshalb müssen wir unsere 
Ziele positiv und genderbe­
quem formulieren,“ machte 
von Platen deutlich. bas
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Buchvorstellung:

„Der diskrete Charme der Bürokratie“
„Ich habe mir vorge­
stellt, wie Europa da  
so liegt, auf der Couch 
von Sigmund Freud, und 
von ihren Problemen 
erzählt. Was würde er 
ihr antworten?“, fragt 
sich der Autor Andre 
Wilkens in seinem Buch 
„Der diskrete Charme 
der Bürokratie – Gute 
Nachrichten aus Euro­
pa“, das er am 5. April 
2017 in  Kooperation 
mit dem dbb und der 
Europa­Union Deutsch­
land im dbb forum 
 berlin vorstellte. 

Er war damit beim dbb an der 
richtigen Adresse – lässt doch 
der Titel Lob für die Bürokratie 
vermuten. Und diese Vermu­
tung wurde bestätigt: „Büro­
kraten sind der Kleber Euro­
pas“, zitierte dbb Chef Klaus 
Dauderstädt in seinem Gruß­
wort den Autor. Andre Wilkens 
bekräftigte seine Ansicht im 
anschließenden Panel mit der 
stellvertretenden dbb Bundes­
vorsitzenden und Vertreterin 
der Europa­Union Parlamenta­
riergruppe des Deutschen Bun­
destags, Kirsten Lühmann 
MdB, und Professor Martin 
Roth, Freund von Wilkens  
und ehemaliger Direktor des 
Victoria and Albert Museum 
London: „Wir haben ein System 
an Regeln geschaffen, das von 
Beamten überwacht wird. Die 
kriegerischen Konflikte von 
früher werden heute mit Füll­
feder und Laptop ausgefoch­
ten, und das läuft doch super. 
Ich will nicht zurück.“

Wilkens wurde in London zum 
Europäer. Für den gebürtigen 
Ost­Berliner kam schon früher 

„alles Tolle aus Europa“, die 
Musik, die Klamotten, die Frei­
heit. Nach dem Mauerfall fuhr 
er „mit dem Lada nach Euro­
pa“, lebte in London, Brüssel 
Turin und Genf und schuf sich 
so seine eigene europäische 
Wirklichkeit, erlebte Freiheit. 

„Ich bin kein Propagandist für 
Europa, wir haben viele Fehler 
gemacht, während der Grie­
chenland­Krise beispielsweise, 
aber wir haben auch so wahn­
sinnig viel erreicht, und das 
muss man auch mal feiern“, 
erklärte Wilkens dem Publi­

kum. „Fahrt weg und schaut 
Euch Europa von außen an, 
dann werdet Ihr es wieder 
 lieben.“

Sein Weg, mit Kritik umzuge­
hen, wird nicht nur am Buch­
titel deutlich. Auch im Buch 

nimmt Wilkens die Kritik an 
Europa offen an und führt sie 
mit Humor ad absurdum. Er 
schlägt beispielsweise einen 
Nobelpreis für den besten Bü­
rokraten in Europa vor: „Beam­
te fechten jeden Tag für uns 
die Konflikte aus. Das mag 

manchmal lange dauern und 
viele Nerven kosten, aber es 
sichert uns allen den Frieden.“

„Es ist das richtige Buch zum 
richtigen Zeitpunkt“, fand auch 
dbb Vize Kirsten Lühmann. 
„Warum gehen wir mit so einer 
negativen Einstellung an Euro­
pa heran? Wir beurteilen ja 
auch die Menschen nach ihren 
Stärken und danach, was sie 
können.“ 

Was würde Freud der kränkeln­
den Europa auf seiner Couch 
nun antworten? Er würde et­
was sagen wie: „Das ist doch 
alles nicht so schlimm. Du hast 
schon so viel geschafft, hast 
viele Freunde und hast vielen 
Menschen geholfen“, vermutet 
Wilkens. Ein Psychologe würde 
Aufbauarbeit leisten, Andre 
Wilkens leistet mit seinem Buch 
Aufbauarbeit für Europa. iss

„Der diskrete Charme der Büro­
kratie – Gute Nachrichten aus 
Europa“ von Andre Wilkens ist  
im S. Fischer Verlag erschienen;  
ISBN: 978­3­10­397254­2.
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 < Diskutierten den „diskreten Charme der Bürokratie“: Professor Martin Roth, Buchautor Andre Wilkens, Moderato­
rin Petra Pinzler und die stellvertretende dbb Bundesvorsitzende  Kirsten Lühmann (von links).

 < dbb Chef Klaus Dauderstädt bei der Buchvorstellung im dbb forum
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Rechtsschutzversicherungen:

Topanbieter im  
Onlinetarifvergleich
Ob Ärger am Arbeitsplatz oder Verkehrsunfall: 
Eine gute Rechtsschutzversicherung ist heute 
wichtiger denn je. Mit dem neuen Onlinetarif­
vergleichsservice des dbb vorsorgewerk können 
dbb Mitglieder unter vorselektierten Anbietern 
auswählen und profitieren von attraktiven 
 Sonderkonditionen.

Sei es im Straßenverkehr, am 
Arbeitsplatz, als Mieter bezie­
hungsweise Wohnungseigen­
tümer oder generell im Leben: 
Manchmal genügt bereits ein 
kleiner Vorfall und es kommt 
zu einem Rechtsstreit. Schon 
weil sich Anwalts­ und Ge­
richtskosten schnell zu größe­
ren Summen addieren können, 
gehört eine Rechtsschutzver­
sicherung deshalb heute zur 
Grundausstattung eines an­
gemessenen Versicherungs­
schutzes.

 < Online vergleichen 
und abschließen

Das dbb vorsorgewerk bietet 
dazu jetzt einen ganz neuen 
Service: Auf der Website unter  
www.dbb­vorteilswelt/rechts 
schutzvergleich.de können  

dbb Mitglieder mehrere Rechts­
schutzversicherungen bequem 
und transparent  online verglei­
chen – ein echter Mehrwert an­
gesichts der meist vielen ver­
schiedenen Leis tungs bausteine 
und wählbaren Para meter. De­
taillierte Leistungsmerkmale 
lassen sich für bis zu drei Versi­
cherungen beziehungsweise 
Tarife gegenüberstellen, wahl­
weise auch als Kurzübersicht. 
Wer den richtigen Anbieter ge­
funden hat, kann online in nur 
wenigen Schritten sofort sei­
nen Vertrag abschließen oder 
einen Beratungswunsch online 
anfordern. 

 < Vorselektierte Anbieter

Alle Versicherer wurden sorg­
fältig vorselektiert. Neben ei­
ner angemessenen Finanzstär­

ke des Unternehmens wurde 
darauf geachtet, inwieweit die 
angebotenen Leistungen die 
Anforderungen von Be amten 
und Angestellten im öffentli­
chen Dienst abdecken. Damit 
ist die Zahl der beteiligten 
Versicherungen angenehm 
überschaubar. Zum Start des 
Vergleichsportals  gehören 
dazu neben der HUK­COBURG 
die Anbieter Roland Rechts­
schutz, Allrecht (ein Tochter­
unternehmen der Signal Iduna 
Gruppe) sowie die Ideal Versi­
cherung. Nutzer brauchen sich 
somit nicht durch eine Viel­
zahl an Ergebnissen zu kämp­
fen, die womöglich gar nicht 
passen,  sondern wählen ent­

spannt nur aus solchen Of­
ferten, die bereits ziemlich 
stimmig sind. Bei Bedarf ist 
auch kompetente Unterstüt­
zung verfügbar: Parallel zum 
Onlinevergleich können sich 
Interessenten selbstverständ­
lich telefonisch von den erfah­
renen Spezialisten des dbb 
vorsorgewerk beraten lassen. 

 < Sonderkonditionen  
nur hier

Als weiteren Vorteil bieten 
 Roland Rechtsschutz und All­
recht den dbb Mitgliedern hier 
auch wieder vergünstigte Spe­
zialtarife, die anderswo im 
Web in der Regel nicht verfüg­
bar sind – was zum Beispiel 
 einen bis zu 20 Prozent niedri­
geren Jahresbeitrag bedeuten 
kann. Übrigens: Die Sonder­
konditionen gelten auch für 
Angehörige! sz

 < Ab sofort: Drei Prozent Beitragsnachlass 

Seit vielen Jahren arbeitet das dbb vorsorgewerk 
im Kranken­ und Pflegeversicherungsbereich mit 
der DBV Deutsche Beamtenversicherung Kran­
kenversicherung zusammen. Die im Rahmen 
 eines Kollektivvertrages speziell verhandelten 
Sonderkonditionen und Leistungsvorteile haben 
bereits zahlreiche Kolleginnen und Kollegen aus 
allen Bereichen des öffentlichen Dienstes über­
zeugt. 

Damit dbb Mitglieder und Angehörige auch wei­
terhin von erstklassigen Tarifen profitieren kön­
nen, hat das dbb vorsorgewerk mit der DBV hö­
here Beitragsnachlässe ausgehandelt: Ab sofort 
gilt für alle neu abgeschlossenen Verträge ein 
Beitragsnachlass von drei Prozent.

Das kann beispielsweise bei einer 
beihilfekonformen Restkostenver­
sicherung (Vision­B) für einen Bun­
desbeamten, der mit 23 Jahren Be­
amter auf Probe wird, über die voraussichtliche 
Laufzeit des Vertrages und je nach Beihilferege­
lungen sowie Beitragsanpassungen eine Erspar­
nis von insgesamt gut 6 000 Euro bedeuten.

Der Clou: All jene, die bereits einen Vertrag zwi­
schen 2014 bis Ende April dieses Jahres über das 
dbb vorsorgewerk abgeschlossen haben, profitie­
ren ebenfalls von der Neuregelung: Ab 1. Mai  
2017 kommen auch hier die drei Prozent Ermäßi­
gung zum Tragen. Die DBV informiert darüber 
individuell per Schreiben. 

 < Info

Informieren Sie sich bei den 
Kollegen der Kundenbetreu­
ung des dbb vorsorgewerk: 
Montag bis Freitag, 8 bis 
18 Uhr unter 030.40816444. 
Gerne auch per E­Mail an 
vorsorgewerk@dbb.de. 
Mehr unter:  
www.dbb­vorteilswelt.de
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Einen Bock 
geschossen?
dbb magazin 4/2017, 
Seite 39: Der Fall des 
Monats „Schrot à la 
carte“

Im betreffenden Fall des Mo­
nats hat sich auf den ersten 
Blick ein Fehler eingeschlichen, 
auf den uns viele in Sachen Jä­
gerei versierte Leser hingewie­
sen haben: Eine Polizeibeamtin 
hatte sich auf einer dienstlichen 
Weihnachtsfeier drei Zähne 
 beschädigt, weil sie auf eine 
Schrotkugel in Hirschfleisch 
 gebissen hatte. Nun zählt der 
Hirsch zum Schalenwild, das 
nach deutschem Jagdrecht nicht 
mit Schrotmunition bejagt wer­
den darf. Verstöße dagegen 
können den Verlust des Jagd­
scheins nach sich ziehen. Da in 

den Gerichtsakten zum betref­
fenden Schadenersatzfall aller­
dings eindeutig von „Schrot“  
die Rede ist, geht die Redaktion 
davon aus, dass der betreffende 
Hirsch womöglich nicht in 
Deutschland erlegt wurde, son­
dern als Importfleisch auf den 
Teller kam. Auch wäre es mög­
lich, dass im betreffenden Pro­
zess ein landläufig gebräuchli­
cher, verallgemeinernder Begriff 
für Jagdmunition verwendet 
wurde. Weder der eine, noch 
der andere Sachverhalt hätte 
Auswirkungen auf die Rechts­
gültigkeit des Urteils.  
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FC Bundestag gegen team dbb
Das Freundschaftsspiel zwischen dem FC Bundestag und dem team dbb 
fand am 25. April 2017 im Friedrich­Ludwig­Jahn­Sportpark in Berlin vor 
theoretisch möglichen 19 000 Zuschauern statt und  endete mit 1:1. 

dbb Teammanager Dietmar Krayter zeigte sich bei der anschließenden 
Spielanalyse im Zollpackhof zufrieden: Mannschaftskapitän Matthias 
Berends zeigte im Mittelfeld ein ganz starkes Spiel, ebenso Mark Koeh­
ler als sicherer Rückhalt im Tor. Ole Gerecke strahlte jederzeit Torgefahr 
aus und belohnte sich und die Mannschaft in der zweiten Hälfte mit 
einem Treffer. Pech hatte Matthias Warnking, als ihm der eigentlich 
fällige Elfmeter nach einem starken Solo verwehrt blieb. 

Insgesamt wurde das Spiel aber überaus fair geführt: Eine gelungene 
Generalprobe für das Auf einandertreffen beider Teams beim Benefiz­
Turnier zum 50­jährigen Bestehen des FC Bundestag in wenigen  Wochen. 

©
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 < Obere Reihe: Dietmar Krayter, Hagen  Jäger, Frank Pannier, Soo Hahn, Stefan 
Sommer, Matthias Berends, Bernd Oeljeschläger,  Michael Eufinger, Torsten Rist, 
Uli Silberbach. Untere Reihe: Mark Koehler, Matthais Warnking, Thilo Hommel, 
Boris Orlob, Jens Ole Gerecke (von links)
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 < Eine Fregatte der Bundeswehr durch­
quert den Kanal von Korinth. Im 
 Cyberzeitalter sind ihre IT­Anlagen 
genauso angreifbar wie das Schiff 
selbst – CIR soll sie schützen.

Bundeswehr:

Willkommen in 
der Gegenwart
Bundesverteidigungsministerin Ursula von 
der Leyen hat am 5. April 2017 in Bonn 260 
sogenannte Cybersoldaten in Dienst ge­
stellt. Sie sollen die IT­Infrastrukturen der 
Armee sichern und Hackerangriffe auf die 
Bundeswehr abwehren. Um neue Compu­
terspezialisten zu werben, hat die Bundes­
wehr sogar ihre Einstellungsroutinen gelo­
ckert. Ob die gefragten „Supernerds“ 
tatsächlich die Kasernentore einrennen 
werden, bleibt fraglich. 

Die neue Streitmacht Komman­
do Cyber­ und Informations­
raum (KdoCIR) steht gleichbe­
rechtigt neben den Waffen­ 
gattungen Heer, Luftwaffe und 
Marine und bündelt zunächst 
bis Juli 2017 rund 13 500 Solda­
ten und zivile Beschäftigte aus 
Teilen der Bundeswehr, die mit 
Informationstechnik (IT) zu tun 
haben. Allerdings sollen im Jahr 
2017 rund 1 800 neue Cybersol­
daten eingestellt werden. Um 
die auch zu bekommen, passt 
sich die Bundeswehr den Ge­
pflogenheiten des modernen 
Computernerds an: Jeans und 
Hoodie statt Kampfanzug, 
Wohnen außerhalb der Kaser­
ne, Verzicht auf Sportprüfun­
gen oder gar Robben durch den 
Schlamm: Die physischen An­
forderungen an die neuen Com­
puterspezialisten werden ande­
re sein als die an Soldaten in 
den „normalen“ Streitkräften. 
Was die geistigen Fähigkeiten 
betrifft, sind hoch spezialisierte 
Menschen gefragt, die in der 
Lage sind, ihr Fachwissen 
schnell auf den militärischen 
Bereich zu übertragen. Selbst 
wenn die Bundeswehr um Spe­

zialisten ohne Studienabschluss 
buhlt, dürfte sie es schwer ha­
ben, Topleute zu rekrutieren, 
denn ein IT­Fachmann kann in 
der freien Wirtschaft so viel 
verdienen wie ein General der 
Bundeswehr.

Bundesverteidigungsministe­
rin Ursula von der Leyen ist 
dennoch zuversichtlich: „Die 
heutige Geburtsstunde des 
Kommandos Cyber­ und Infor­
mationsraum (CIR) ist für die 
Bundeswehr mehr als ein Mei­
lenstein. Damit stellen wir uns 
international im Spitzenfeld 
auf“, sagte sie beim Indienst­
stellungsappell in Bonn. Der 
Organisationsbereich CIR solle 
ein Zentrum für Innovation, 
Kreativität und hohe Expertise 
im Cyber­ und Informations­
raum werden. 

 < Unter virtuellem  
Beschuss

Das sei insbesondere notwen­
dig, weil Cyberangriffe auf 
Staaten und besonders deren 
kritische Infrastrukturen schon 
lange keine Fiktion mehr, son­

dern bittere Realität seien: „Die 
Angriffe auf unsere Systeme 
und Netze kommen täglich, un­
abhängig von Begriffen wie 
Frieden, Krise, Konflikt oder 
Krieg.“ Über 280 000 Ereignisse 
in den ersten zwei Monaten 
des Jahres habe die Bundes­
wehr gezählt, die als Cyberatta­
cken gegen die Bundeswehr ge­
wertet werden können. Dies 
reiche von der einfachen Spio­
nage, Datenklau über Zerstören 
bis Manipulieren und Beein­
flussen. „Und um eins klarzu­
stellen: Wenn die Netze der 
Bundeswehr angegriffen wer­
den, dann dürfen wir uns auch 
wehren“, so die Ministerin.

Die Angehörigen des neuen Or­
ganisationsbereichs werden 
also zum einem den Schutz 
und Betrieb des IT­Systems der 
Bundeswehr sowohl im Inland 
als auch im Einsatz sicherstel­
len, zum anderen Fähigkeiten 
zur Aufklärung und Wirkung 
im Cyber­ und Informations­
raum stärken und weiterent­
wickeln. Zudem sollen sie mit 
dem Geoinformationswesen 
der Bundeswehr alle anderen 

Bereiche der Bundeswehr bei 
ihrer Auftragserfüllung unter­
stützen und durch Austausch 
und Kooperation mit den an­
deren Institutionen, in einer 
digitalisierten Umgebung zu 
einer gesamtstaatlichen Si­
cherheitsvorsorge beitragen 
und die Cyber­Sicherheitsarchi­
tektur stärken. Leiten wird CIR 
ein ausgewiesener Fachmann. 
Generalleutnant Ludwig Lein­
hos war zuvor unter anderem 
Verantwortlicher für Cyber De­
fence im NATO­Hauptquartier 
in Brüssel.

 < Werbeoffensive 

Auch die Bundesverteidigungs­
ministerin weiß um die Her­
ausforderung Rekrutierung: 
„Ja, wir müssen richtig Gas ge­
ben, um die klügsten Köpfe zu 
bekommen und zu halten. Wir 
erhöhen gemeinsam die At­
traktivität des Arbeitgebers 
Bundeswehr durch flexiblere 
Laufbahnen und Werdegänge.“ 
Erste Früchte habe die groß an­
gelegte Arbeitgeberkampagne 
„Projekt Digitale Kräfte 2.0“ 
bereits getragen. 2016 sei es 
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gelungen, 60 Prozent mehr In­
formatikerinnen und Informa­
tiker einzustellen als im Jahr 
davor. Darüber hinaus soll ein 
internationaler Masterstudien­
gang für Cybersicherheit an der 
Universität der Bundeswehr in 
München selbst IT­ Experten 
ausbilden.

Wer hoch spezialisierte IT­Auf­
gaben erledigen soll, braucht 
dafür auch hochmodernes Ge­
rät. „Insgesamt sind im aktuel­
len Haushalt rund 1,6 Milliar­
den Euro für IT­bezogene 
Aufwendungen vorgesehen“, 
erläuterte die Ministerin und 
bezifferte die Personalkosten 
von CIR mit rund einer Milliar­
de Euro pro Jahr. 

Ergänzend hat die Bundeswehr 
in Berlin den „Cyber­Innova­
tions­Hub“ etabliert, der als 
Schnittstelle zu den treibenden 
Kräften der IT­Community die­
nen und den regelmäßigen Di­
alog mit den Protagonisten aus 
Forschung, Wissenschaft, Wirt­
schaft und Industrie suchen 
soll. „Wir warten nicht, bis sich 
ein Start­up bei uns meldet. 
Wir suchen ganz aktiv die neu­
en disruptiven Technologien“, 
so von der Leyen. Diese sollen 
hinsichtlich eines Mehrwertes 
für die Bundeswehr bewertet 
und im Falle der Eignung in die 
Bundeswehr eingeführt wer­
den. 

Insgesamt hat die Bundeswehr 
mit CIR ein ambitioniertes Pro­
jekt begonnen, dessen Ausmaß 
sich am besten anhand eines 
Vergleichs mit dem größten 
NATO­Verbündeten Deutsch­
lands, den USA, ermessen lässt. 
Im vergleichbaren United States 
Army Cyber Command arbeite­
ten nach Informationen des 
IT­Nachrichtenportals heise.de 
im Jahr 2015 rund 3 000 Cyber­
soldaten, bis 2018 sollen es 
8 000 sein.

 < Gefestigte Strukturen

Grundlage des Kommandos CIR 
ist die Cyber­Sicherheitsstrate­
gie für Deutschland der Bun­
desregierung vom November 

2016, die einen ressortübergrei­
fenden, strategischen Rahmen 
geschaffen hat. Die gesamt­
staatliche Cyber­Sicherheitsar­
chitektur weist den verschiede­
nen Ressorts unterschiedliche 
Aufgaben zu. Für die Cyber­
abwehr ist das Bundesministe­
rium des Innern zuständig, das 
Auswärtige Amt verantwortet 
die Cyberaußen­ und interna­
tionale ­sicherheitspolitik. Ver­
teidigungsaspekte der gesamt­
staatlichen Cybersicherheit 
unterliegen dem Bundesminis­
terium und sind verfassungsge­
mäßer Auftrag der Bundeswehr.

Dass diese Strukturen auch 
eingehalten werden, fordert 
der Wehrbeauftragte des 
Deutschen Bundestages, Hans­
Peter Bartels, denn neben der 
Abwehr von Cyberattacken ge­
hören auch mögliche Angriffe 
zu den Aufgaben des CIR. Ge­
genüber der Neuen Osnabrü­
cker Zeitung betonte Bartels 
am 5. April 2017, dass dies 
nicht ohne ausdrückliche Zu­
stimmung des Bundestages 
passieren dürfe: „Jede offen­
sive Maßnahme  unserer im 
Grundgesetz ver ankerten Par­
lamentsarmee Bundeswehr 
braucht ein ausdrückliches 
Mandat des Bundestages.“ Die­
se Regel gelte für militärische 

wie für virtuelle Angriffe. 
„Selbst der große Verteidi­
gungsfall würde sich ja nicht 
selbst feststellen, sondern 
nach Art. 115 a des Grundge­
setzes stellt ihn der Bundestag 
mit Zustimmung des Bundes­
rates fest“, erklärte Bartels  
und warnte zugleich davor, 
 andere Bereiche der Bundes­
wehr zugunsten von CIR zu 
 vernachlässigen. Insbesondere 
der Personalhunger des neuen 
Kommandos dürfe nicht dazu 
führen, dass IT­Spezialisten aus 
anderen Teilstreitkräften abge­
zogen würden, wo sie ebenfalls 
gebraucht würden.

 < Zivile Auswirkungen

Ein weiterer Aspekt: Militäri­
sche Umstrukturierungen ha­
ben meist auch Auswirkungen 
auf die Zivilbeschäftigten der 
Bundeswehr. Herbert Schug, 
Bundesvorsitzender des Ver­
bandes der Arbeitnehmer der 
Bundeswehr (VAB), rechnet für 
den zivilen Bereich nicht mit 
größeren Personalengpässen 
im Zuge der Strukturmaßnah­
men. „Die Aufträge, die hinter 
dem neuen Organisationsbe­
reich stehen, gab es auch vor­
her. Sie wurden bisher nur 
durch verschiedene Dienststel­
len in unterschiedlichen Orga­

nisationsbereichen, teilweise 
auch unter anderem Fokus, be­
arbeitet.“ Man habe die Exper­
tisen der Bundeswehr mitsamt 
ihrer Dienststellen unter einer 
einheitlichen Führung im neu­
en Organisationsbereich CIR 
zusammengefasst. Zwar wür­
den auch Dienstposten verän­
dert oder neu zugeordnet, 
„aber grundsätzlich ist das eine 
Organisationsmaßnahme mit 
verhältnismäßig wenig Auswir­
kungen, da gerade auch die 
Standorte der dem neuen Or­
ganisationsbereich unterstell­
ten Dienststellen unangetastet 
bleiben. Für viele ändert sich 
daher ausschließlich der Name 
und das berühmte Türschild“, 
so Schug. 

Ob die Personalgewinnungsor­
ganisation der Bundeswehr es 
aber schaffe, die auch von an­
deren Institutionen des öffent­
lichen Dienstes und der Pri­
vatwirtschaft umworbenen 
IT­Spezialisten für die Bundes­
wehr zu gewinnen, bleibe ab­
zuwarten. „Auch diese Heraus­
forderung ist nicht wirklich 
neu. Ich gehe davon aus, dass 
die Maßnahmen zur Steige­
rung der Attraktivität für die­
sen Personalkreis, wie Verbes­
serungen in den IT­Merkmalen 
der neuen Entgeltordnung, der 
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 < Bundeswehrkampagne zur Gewinnung von IT­Kräften: Ob die Anreize ausreichen, um Topleute zu locken, ist fraglich.
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Gewährung einer temporären 
Zulage im Rahmen der Perso­
nalgewinnung oder aber die 
Anerkennung einschlägiger 
 beruflicher Erfahrung, nicht 
ausreichen werden. Hier muss 
sicher noch nachgesteuert 
werden.“

 < Interne Qualifikation

Das sieht Wolfram Kamm, Bun­
desvorsitzender des Verbandes 
der Beamten der Bundeswehr 
(VBB) ähnlich. Gegenüber dem 
dbb magazin betonte er, dass 
Personal im gesamten öffentli­
chen Dienst knapp sei. „Umso 
schwieriger wird es für die Bun­
deswehr, die hoch spezialisier­
ten Fachkräfte für CIR zu gewin­
nen. Das wird allein über die 
Vergütung kaum funktionie­
ren.“ Die Bundeswehr müsse 
daher verstärkt auf die interne 
Qualifikation vorhandener Mit­
arbeiterinnen und Mitarbeiter 
setzen. In diesem Zusammen­
hang dürfe die Zufriedenheit 
des vorhandenen Personals als 
wirksames Argument für den 
Arbeitgeber nicht unterschätzt 
werden. „Was kommt von der 
Attraktivitätsoffensive bei den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbei­
tern tatsächlich an? Und wie 
kommt die Bundeswehr in der 
Öffentlichkeit an? Diese Fragen 
müssen beantwortet werden“, 
so Kamm.

Darüber hinaus begreift Kamm 
den Aufbau des Kommandos 
CIR nicht als rein militärische 
Aufgabe, sondern als Ineinan­
dergreifen von militärischen 
und zivilen Bereichen der Bun­
deswehr. „Wir brauchen qualifi­
zierte IT­Spezialisten ohne In­
selbegabung, gerne auch dann, 
wenn sie nonkonformistisch 
keine Uniform tragen wollen. 
Die Bewerberinnen und Bewer­
ber sollen allerdings ein Aus­
leseverfahren gewinnen. Dazu 
müssen auch die Möglichkeiten 
in der zivilen Bundeswehr bes­
ser bekannt sein, es muss  end­
lich gezielt über die zivile Schie­
ne geworben werden“, sagt 
Kamm und wünscht der Bun­
deswehr den Mut, ihre „Rege­
lungswut“ zu kanalisieren: „Die 
Bedrohung aus dem Cyber­ und 
Informationsraum hält sich 
nicht an Vorschriften und ihre 
Bekämpfung verlangt flexibles, 
schnelles, angemessenes Han­
deln. Dafür brauchen Zivilbe­
schäftigte wie Soldaten einen 
verlässlichen Rechtsrahmen.“ 
Man müsse ihnen einen Ver­
trauensvorschuss gewähren 
und sich im Zweifelsfall schüt­
zend vor sie stellen. Dabei seien 
nicht nur die Dienststellenlei­
tungen, sondern auch die Ge­
werkschaften und Verbände 
gefragt: „Von einer vertrauens­
vollen Zusammenarbeit profi­
tieren letztlich alle.“ br

 < Ein Soldat absolviert eine Sportprüfung. Für Computerspezialisten dürf­
ten die Anforderungen wohl gelockert werden.
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 < dbb sachsen­anhalt

Personalvertretungsgesetz 
modernisieren

Der Vorsitzende des dbb sach­
sen­anhalt, Wolfgang Lade­
beck, hat eine Modernisierung 
des Personalvertretungsgeset­
zes gefordert. In der vergange­
nen Legislaturperiode sei dies 
vor allem am Veto der CDU in 
Sachsen­Anhalt gescheitert. 
„Wir erwarten, dass die CDU 
gemeinsam mit ihren Koaliti­
onspartnern die konkreten 
 Ziele im Koalitionsvertrag zur 
Modernisierung des Personal­
vertretungsgesetzes in dieser 
Legislaturperiode auch um­
setzt“, sagte Ladebeck am 31. 
März 2017 bei einem „Werk­
stattgespräch“ der SPD­Land­
tagsfraktion zum Thema.

Die Positionen des dbb für ein 
modernes Personalvertretungs­
gesetz stellte dort der stellver­
tretende Landesvorsitzende 
Maik Wagner vor: „Der Perso­
nalrat in Dienststellen ab 1 001 
Beschäftigten muss zukünftig 
aus mehr als 13 Mitgliedern 
 bestehen. Der Arbeitsaufwand 
in großen Dienststellen ist sig­
nifikant höher.“ Die Gesetzes­
novelle müsse insgesamt mehr 
sein als nur die Umsetzung der 
Rechtsprechung, sondern auch 
auf die Mitbestimmung bei­
spielsweise in vielen beamten­
rechtlichen Fragen ausgeweitet 
werden. Außerdem seien die 
Beteiligungsrechte des Perso­
nalrates an bestehende arbeits­ 
und datenschutzrechtliche Re­
gelungen anzupassen und die 
der zeitige Reisekostenregelung  
für Personalratsmitglieder zu 
überarbeiten. 

 < DPVKOM

Kein Angebot der Postbank 
zum Tarifauftakt

Die erste Verhandlungsrunde 
der aus den Gewerkschaften 
DPVKOM, DBV und komba be­
stehenden Tarifgemeinschaft 
mit der Deutschen Postbank 
AG in Bonn ist am 7. April 2017 
ohne Angebot der Arbeitgeber­
seite zu Ende gegangen.

Die Gewerkschaften machten 
deutlich, dass für sie eine Ver­
längerung des Ende Juni 2017 
konzernweit auslaufenden 
Schutzes vor betriebsbeding­
ten Beendigungskündigungen 
bis zum 31. Dezember 2022 
höchste Priorität hat. Gerade 
vor dem Hintergrund der von 
der Deutschen Bank beabsich­
tigten Zusammenführung von 
Postbank mit dem eigenen 
 Privat­ und Firmenkundenge­
schäft, lege die Tarifgemein­
schaft auch gesteigerten Wert 
auf den langfristigen Erhalt von 
„gelben“ Betriebsstandorten. 

Bekräftigt wurde zudem die 
Forderung nach einer linearen 
Lohnerhöhung für Arbeitneh­
mer/­innen und Auszubildende 
in allen Konzerneinheiten um 
4,9 Prozent. Die Laufzeit der 
Entgelttabellen soll dabei zwölf 
Monate betragen. Die Gehalts­
forderung sei berechtigt, da es 
ausschließlich den 22 000 Be­
schäftigten im Konzern zu ver­
danken sei, dass die Postbank 
– trotz schwieriger Marktver­
hältnisse – auf Gewinnkurs ist. 
Die nächste Verhandlungsrun­
de für die Tarifgemeinschaft 
findet voraussichtlich am 
23. Mai in Bonn statt.  

> Volker Geyer,  
Bundesvorsitzender   
der DPVKOM 

> Wolfgang Ladebeck, Vorsitzender 
des dbb sachsen­anhalt
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 < FWSV

Neuer Name und neue 
Struktur

Der FWSV heißt ab sofort 
Fachverband Wasserstraßen­ 
und Schifffahrtsverwaltung. 
Die entsprechende Satzungs­
änderung hatte der Bundes­
vertretertag des Verbandes 
am 14. März 2017 einstimmig 
beschlossen. Mit der Sat­
zungsänderung werde zum 
einen der Reform der Verwal­
tung Rechnung getragen, zum 
anderen stelle sich der Ver­
band mit seiner neuen Struk­
tur „zukunftssicher für die 
nächsten Jahre auf“, erklärte 
der Bundesvorsitzende Egon 
Höfling.  

Zum 30. Juni 2017 werden die 
bisherigen Orts­ und Bezirks­
gruppen aufgelöst, an ihre 
Stelle treten ab 1. Juli elf neue 
Regionalverbände. In den Regi­
onalverbänden sollen in der 
Zeit vom 1. Juli bis 30. Septem­
ber 2017 Regionalvertreter und 
deren Stellvertreter gewählt 
werden. Die Regionalverbände 
werden dann auch zuständig 
sein für die Vertretung des 
FWSV bei Personalversamm­
lungen und die Unterrichtung 
des Bundesvorstandes über 
wichtige Ereignisse. 

Im Oktober 2017 werden die 
Regionalvertreter einen neuen 
FWSV­Bundesvorstand wäh­
len. An die Stelle des bisheri­
gen Bundesvertretertages 
tritt künftig als oberstes Or­
gan des FWSV der Gewerk­
schaftstag, der sich aus dem 
Bundesvorstand und den Re­
gionalvertretern zusammen­
setzen wird. 

 < dbb m­v 

Landeschef Knecht 
 wiedergewählt

Der dbb beamtenbund und ta­
rifunion mecklenburg­vorpom­
mern hat auf seinem 7. Landes­
gewerkschaftstag (6./7. April 
2017 in Stavenhagen) eine 
neue Landesleitung gewählt. 
Dietmar Knecht wurde als 
 Landesvorsitzender wieder­
gewählt. Der 49­Jährige aus 
Parchim erhielt 98 Prozent  
der Stimmen der 98 stimm­
berechtigten Delegierten.

In einem Leitantrag bekräftig­
ten die Delegierten die Forde­
rung nach Entwicklung eines 
attraktiven öffentlichen Diens­
tes in Mecklenburg­Vorpom­
mern. Dieser müsse berufliche 
Entwicklungsperspektiven bie­
ten und der Abwanderung jun­
ger Menschen aus dem Land 
entgegenwirken. „Nicht nur  
in der Wirtschaft werden das 
Personal und der Nachwuchs 
knapp, eine ähnliche Entwick­
lung wird auch der öffentliche 
Dienst bei Bund, Land und 
Kommunen in Mecklenburg­
Vorpommern nehmen, wenn 
nicht durch motivierende Ar­
beitsbedingungen und ange­

messene personelle Ausstat­
tung gegengesteuert wird“, 
sagte der wiedergewählte dbb 
Landesvorsitzende. Thema war 
ferner die Stärkung des für das 
Funktionieren der Gesellschaft 
unabdingbaren Ehrenamtes. 
Dazu bedürfe es unter anderem 
verbesserter Freistellungsrege­
lungen, so Knecht. 

Als Gast des CDU­Landespar­
teitages am 8. April 2017 in 
Grimmen traf der wiederge­
wählte dbb Landeschef mit  
der CDU­Vorsitzenden und 
Bundeskanzlerin Angela Mer­
kel zusammen, die als Dele­
gierte ihres Heimatverbandes 
Mecklenburg­Vorpommern zu­
gegen war. In dem Gespräch 
ging es insbesondere um Nach­
wuchsgewinnung, Personal­
politik der öffentlichen Hände 
und um den Flickenteppich bei 
der Besoldung. „Wir sehen mit 
Sorge die Auseinanderentwick­
lung der Arbeits­ und Bezah­
lungsbedingungen auf Länder­
ebene. Das, was beim Bund mit 
Stellenaufwuchs und Eins­zu­
eins­Übertragung von Tarifab­
schlüssen funktioniert, wird 
den Kolleginnen und Kollegen 
Mecklenburg­Vorpommerns 
leider verwehrt“, machte 
Knecht deutlich.   

 < SBB

Gespräche zu Beamten-
besoldung abgeschlossen

Die Gespräche zur Umsetzung 
der Tarifeinigung für die Be­
schäftigten des öffentlichen 
Dienstes der Länder in Sachsen 
sind abgeschlossen. Das teilten 
der SBB Beamtenbund und Tarif­
union Sachsen, das Sächsische 
Staatsministerium der Finan­
zen, der DGB, Bezirk Sachsen, 
und der Sächsische Richterver­
ein am 12. April 2017 mit. 

Zuvor waren Eckpunkte unter­
zeichnet worden, die die Basis 
für das nun zu erarbeitende An­
passungsgesetz sind. Für den 
SBB unterschrieb die Landes­
vorsitzende Nannette Seidler. 
Die Vereinbarung sieht vor, dass 
die Besoldung der Beamten, 
Richter und Versorgungsemp­
fänger des Freistaates Sachsen 
– analog zum Tarifbereich – 
rückwirkend zum 1. Januar 
2017 um 2,0 Prozent und ab 
1. Januar 2018 um weitere 
2,35 Prozent linear erhöht wird. 
Die Anwärterbezüge werden 
um jeweils 35 Euro zum 1. Janu­
ar in beiden Jahren angehoben. 

Da die Tarifeinigung für die Be­
schäftigten neben der linearen 
Erhöhung der Tabellenentgelte 
weitere Elemente enthält, ver­
ständigten sich die Gesprächs­
parteien auch im Bereich der 
Beamtenbesoldung auf zusätz­
liche Schritte. Auf diese Weise 
wird eine Regelung für die Be­
amten, Richter und Versor­
gungsempfänger erreicht, die 
den Vorgaben des Bundesver­
fassungsgerichtes entspricht, 
heißt es in der gemeinsamen 
Pressemitteilung.  

 < Als Gast des CDU­Landesparteitages traf der wiedergewählte dbb 
 Landeschef Dietmar Knecht mit der CDU­Vorsitzenden und Bundes­
kanzlerin Angela Merkel am 8. April 2017 in Grimmen zusammen.

> Egon Höfling, 
Bundesvorsitzender der FWSV

> Nanette Seidler,  
Landesvorsitzende des SBB
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Werben Sie für Ihre
Fachgewerkschaft ...

... und der dbb belohnt Sie mit 
einem Wertscheck und verlost 
unter allen Werbern zusätzlich 
einen attraktiven Sonderpreis.

(Aktionsschluss: 28. Februar 2018)
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 < DBB NRW 

Rechtssicherheit bei 
 Frauenförderung

Schnelle Rechtssicherheit für 
Beamtinnen und Beamte for­
dert der Deutsche Beamten­
bund Nordrhein­Westfalen 
und unterstützt damit die An­
kündigung von CDU und FDP, 
die aktuelle Regelung zur Frau­
enförderung verfassungsge­
richtlich prüfen zu lassen. 

„Der DBB NRW begrüßt jeden 
Schritt, der schnell für Rechts­
sicherheit sorgt“, erklärte Lan­
desvorsitzender Roland Staude 
am 6. April 2017. Die aktuelle 
Situation sei für die Beamtin­
nen und Beamten „extrem 
frustrierend“, da es in einigen 
Bereichen faktisch einen Beför­
derungsstopp gebe und weder 
Frauen noch Männer befördert 
werden. 

Zwar werde aktuell daran gear­
beitet, das Problem in beson­
ders stark betroffenen Berei­
chen zu lösen. Damit würden 
jedoch lediglich Symptome ge­
lindert. „Denn durch den ge­
planten Beförderungsschub fällt 
zwar vielfach die Grundlage der 
aktuellen Klage weg, langfristig 
hilft das aber nicht, da immer 
wieder neue Klagen eingereicht 
werden, spätestens nach der 
nächsten regelmäßigen Beför­
derungsrunde“, machte Staude 
deutlich. Deshalb führe kein 
Weg an einer Klärung durch den 
Verfassungsgerichtshof NRW 
(VGH NRW) vorbei. 

Diesen Schritt hatte zwar auch 
die Landesregierung angekün­
digt, aber seither seien mehr 
als sechs Wochen vergangen, 

ohne dass dieser Ankündigung 
Taten gefolgt sind. Losgelöst 
von der rechtlichen Klärung 
müsse für wirkliche Frauenför­
derung aber schon bei der Be­
urteilung angesetzt werden, 
da Frauen oft trotz guter Leis­
tungen schlechtere Beurtei­
lungen erhalten und sich 
 daraus entsprechende Beför­
derungsnachteile ergeben, so 
Staude.  „Es muss für Frauen 
wie auch für Männer möglich 
sein,  Familie und Beruf mitein­
ander zu verbinden, ohne dass 
dabei die Karriere auf der Stre­
cke bleibt“, so der DBB NRW­
Vorsitzende.  

 < GDL

Kritik am Lärmbekämpfungs-
Gesetz

Die Gewerkschaft Deutscher 
Lokomotivführer (GDL) hat das 
vom Bundestag beschlossene 
Gesetz zur Lärmbekämpfung 
beim Güterverkehr kritisiert. 
Man gehe mit den verfolgten 
Zielen konform, nicht aber mit 
dem Weg dorthin. „Noch mehr 
Auflagen verringern noch wei­
ter die Attraktivität des ohne­
hin schon defizitären und seit 
Jahren abnehmenden Schie­
nengüterverkehrs“, sagte der 
GDL­Bundesvorsitzende Claus 
Weselsky am 3. April 2017.

Der Schienenverkehr würde so 
verteuert und verlangsamt, die 
Produktionsabläufe werden 
noch stärker verkompliziert. 
„Was wir brauchen, ist eine zu­
kunftsorientierte Infrastruktur, 
die mit einem integralen Takt­
fahrplan auch die Kapazitäten 
des Schienengüterverkehrs er­
höht, damit in Deutschland das 

Angebot an umweltfreundli­
chem Güterverkehr tatsächlich 
zur Verkehrsverlagerung auf 
die Schiene führt“, so Wesels­
ky, der auch stellvertretender 
dbb Bundesvorsitzender ist. 

 < DSTG

Gespräch mit Spitzenvertre-
tern der Steuerverwaltungen

Beim jährlichen Gespräch mit 
Spitzenvertretern der Steuer­
verwaltungen am 30. März 
2017 zog der Bundesvorsit­

zende der Deutschen Steuer­
Gewerkschaft (DSTG), Thomas 
Eigenthaler, eine positive Bi­
lanz: Mit dem Scheitern des 
Deutsch­Schweizer Steuerab­
kommens, dem internationalen 
Steuerdatenaustausch und der 
im Gesetzgebungsverfahren 
befindlichen Abschaffung des 
§ 30 a der Abgabenordnung 
seien Forderungen der DSTG 
umgesetzt worden. Daraus 
würden sich jedoch neue Fra­
gen, etwa hinsichtlich eines 
 automatischen nationalen 
 Datenaustauschs ergeben.

Dieser könnte „angesteuert“ 
werden, zumal die Privilegie­
rung von Inländern als europa­
rechtswidrig eingestuft werden 
könne. Allerdings sei ein sol­
ches Vorhaben angesichts der 
etwa 400 Millionen Konten in 
Deutschland nur mit einer 
funktionierenden IT­Unter­
stützung denkbar. Auch die 
Sinnhaftigkeit der anonymen 
25­prozentigen Abgeltung­
steuer auf Kapitalerträge sei 
bei dem Gespräch hinterfragt 
worden, zumal angesichts des 
internationalen Datenaustau­

sches das bei der Einführung 
genannte Argument „Lieber 
25 Prozent von X als nix“ aus­
gedient habe. Auch seien mitt­
lerweile alle Argumente ent­
fallen, die in der verfassungs­ 
rechtlichen Diskussion für die 
Privi legierung dieser Einkunfts­
art angeführt werden könnten.

Weitere Themen waren dem­
nach die Personalgewinnung, 
­entwicklung und ­ausstat­
tung, Letztere insbesondere im 
Hinblick auf den zusätzlichen 
Bedarf durch die Neubewer­
tung von Grundstücken im 
Zuge der Grundsteuerreform. 

 < GdS

GKV wieder paritätisch  
finanzieren

Der Bundesvorsitzende der Ge­
werkschaft der Sozialversiche­
rung (GdS), Maik Wagner, hat 
die Rückkehr zu einer paritäti­
schen Finanzierung der Beiträ­
ge zur gesetzlichen Kranken­
versicherung (GKV) durch 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
gefordert. Letztere könnten 
sonst finanziell überfordert 
werden, sagt Wagner am 24. 
März 2017 beim „Forum Sozial­
politik“ der GdS in Berlin. 

Die gute Finanzlage der GKV 
werde nicht ewig anhalten und 
steigende Kosten im Gesund­
heitswesen würden in abseh­
barer Zeit zu höheren Zusatz­
beiträgen führen. Auch die 
Anhebung der Versicherungs­
pflichtgrenze sowie die Beibe­
haltung des gegliederten Kran­
kenversicherungssystems 
nannte Wagner als Kernanlie­
gen der GdS. 

> Roland Staude, 
Vorsitzender des DBB NRW

> Thomas Eigenthaler, 
Bundesvorsitzender der DSTG

> Claus Weselsky, 
Bundesvorsitzender der GDL

> Maik Wagner,  
Bundesvorsitzender der GdS
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